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Die Entwicklung unb ber Wirkungskreis 
des Breslauer Stadtvermeſſungsamtes 


Hu guſt Krämer 


A. Weſen und Entſtehung der kommunalen Bermeſſungsämter 


zweck und Ziel der folgenden Darſtellung iſt es, die Entwicklung und 
den Wirkungskreis des mehr als 80 Jahre beſtehenden Bermeſſungs⸗ 
amtes der Stadt Breslau zu ſchildern. Die Arbeit, die mit dem 
51. März 1937 abſchließt, beruht einmal auf bem Quellenftubium des 
einſchlägigen fiftenmateriale der Stadtverwaltung, zum anderen auf 
der eigenen Kenntnis des Amtes, in dem der Derfaffer feit 27 Jahren 
tätig iſt. 

Junächſt foll kurz auf das Weſen und die Entſtehung ber kommu— 
nalen Dermefjungsämter im allgemeinen eingegangen werden. Der 
Begriff bes kommunalen Dermejfungsamtes läßt 04) nicht eindeutig 
beſtimmen unb ſcharf umgrenzen. Während bei ben ſtaatlichen Dere 
meſſungsſtellen der Kataſterverwaltung, Kulturämter, Waſſerbau— 
verwaltung, Reichsbahn uſw. Art und Umfang ihres Geſchäftskreiſes 
durch geſetzliche Beſtimmungen und Vorſchriften geregelt unb feft be: 
grenzt find, ſtellen die kommunalen Bermeſſungsämter eine Art шапа, 
loſer Einrichtungen bar, bie aus den jeweils örtlich unb wirtſchaftlich 
bedingten Derhältniffen der einzelnen Kommunalverwaltungen ente 
ſtanden und daher unter ſich јо verſchieden find wie die Bedürfniſſe 
der Städte ſelbſt. Man könnte die Frage nach dem Weſen und Begriff 
eines Stadtvermeſſungsamtes wie folgt beantworten: „Unter einem 
kommunalen Vermeſſungsamt verfteht man diejenige technische Dienft- 
ſtelle einer Rommunalverwaltung, bie für die Bejhaffung, Hortführung 
und Erhaltung des gejamten Planbedarfs, für die Ausführung aller 
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Abftedungs- unb Prüfungsarbeiten von vermeſſungstechniſcher Be- 
deutung bei Bauten jeder Ясі, ſowie für alle fonftigen vermeſſungs⸗ 
techniſchen, grundbuchlichen, ſteuerlichen, waſſer -, шодо, und eigen. 
tumsrechtlichen Fragen ber ſtädtiſchen und vielfach privaten Liegen- 
ſchaſten innerhalb des kommunalen Derwaltungsgebietes zuftändig ift." 

Dieſe ſcheinbar ausführliche Begriffsbeſtimmung dürfte für den 
latſächlichen Geſchäftsumfang der meiſten Stadtvermeſſungsämter 
noch zu eng gefaßt fein, da fie über die vielfachen, örtlich ganz пог, 
ſchiedenen Sonderleiſtungen und Sonderarbeitsgebiete nichts beſagt, 
bei denen die Vermeſſungsämter der Großſtädte bei allen möglichen 
Gelegenheiten mitwirken. 

Genau [o verſchieden und mannigfaltig wie die Aufgabengebiete 
find die finfünge und Entſtehungsurſachen der einzelnen ſtädtiſchen 
Bermeſſungsämter. Bei den älteren Gründungen aus dem vorigen 
Jahrhundert dürfte allerdings, ebenſo wie in Breslau, der Wunſch ber 
Stadtgemeinden, einen den veränderten wirtſchaftlichen und fogialen 
Berhältniſſen entſprechenden und ihren Anforderungen genügenden 
Stadtplan zu beſitzen, die Haupturſache für das Entſtehen ber Dere 
meſſungsämter geweſen fein. 

Die Stein'ſche Reformgefebgebung gab den Städten die Freiheit der 
Sinanzführung zurück, fie gab ihnen freie Bahn für die Entwicklung 
ihrer wirtſchaftlichen Kräfte. Dazu kam, feit den 40 er Jahren in immer 
raſcherem Cempo, die völlige Umgeftaltung der Organifation der Wirt- 
Ihaft, der gewaltige Gort[dyritt der Technik und der Verkehrsmittel, bie 
politiſche und wirtſchaftliche Fuſammenſaſſung der deutſchen Terri- 
torien durch die Reichsgründung. Das alles gab dem ganzen Wirt- 
ſchaftsleben unſeres Vaterlandes einen nie vorher erlebten Huftrieb. 
Er brachte den Städten einen rapiden Bevölkerungszuwachs unb фа, 
mit eine immer ſtärker einſetzende Bautätigkeit unb fortſchreitende 
Erweiterung ihres Lebensraumes. 

Eine weitere Folge dieſes fluffdjmunges auf allen Gebieten war 
naturgemäß ein wachſender Bedarf an Karten und Plänen aller Яг 
mit weſentlich geſteigerten Anforderungen in bezug auf Inhalt und 
Genauigkeit. Die an ihre Einrichtungen und Vorſchriften gebundenen 
ſtaatlichen Mefjungsbehörden konnten mit dieſem allgemeinen fuf 
ſtieg nicht Schritt halten. Das vorhandene Kartenmaterial einſchließ⸗ 
lich der urſprünglich nur zu Steuerzwecken, nicht für den Eigentums- 
nachweis gefdjaffenen Ratafterfarten genügte ben Bedürfniffen ber 
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Kommunen und der Wirtſchaft längſt nicht mehr. Die Städte unb ап, 
dere Wirtſchaftskreiſe mußten daher notgedrungen zur Selbſthilfe 
ſchreiten. Aus den Bedürfniſſen und Forderungen des wirtſchaftlichen 
Fortſchritts alfo entftanden neben der Kataſterbehörde die übrigen 
ſelbſtändigen Dermefjungsftellen der Städte und Landkreiſe, ber 
Reichsbahn, ber Waſſerbauämter, ber Induſtrie uſw. 

Mit befonberer Freude und Genugtuung erfüllt uns daher bie Heft- 
ſtellung, daß die Stadtgemeinde Breslau als erſte Stadt in Preußen, 
ben Bedürfniſſen der Zeit entſprechend, die Notwendigkeit ber дег; 
ſtellung eines neuen Stadtplanes erkannte und damit die Grundlage 
für die Errichtung unferes ſtädtiſchen Bermeſſungsamtes ſchuf. 

Schmitten⸗Cottbus'] ſtellte auf der 5. Hauptverſammlung des Dere 
eins preußiſcher Landmeſſer im Kommunaldienſt am 27. Auguft 1911 
in Poſen feft: „Ich kenne nur ein Amt, das iſt Breslau, welches feine 
Entſtehung in die Zeit vor 1870 zurückführen kann, alle übrigen kom⸗ 
munalen Vermeſſungsämter find jünger.“ 

Nach dem Berichtsmaterial, das Schmitten zur Verfügung ſtand, 
wurden gegründet: 

Dor 1870 1 Bermeſſungsamt (Breslau) 
von 1870 bis 1880 5 Dermefjungsämter 

„ 1880 , 1890 8 А 

„ 1800 , 1900 19 " 

, 1900 , 1910 58 " 


B. Vorgeſchichte des Breslauer Gtadtvermeſſungsamtes 


Die байр ай! Breslau, deren Bermeſſungsamt in feinem Ent- 
wicklungsgang und Wirkungskreis im folgenden darzuſtellen iſt, hat 
zur zeit eine Flächengröße von rd. 17 470 Hektar mit vd. 628 600 Сіп; 
wohnern. Davon entfallen 12510 Hektar mit 73000 Einwohnern auf 
das am 1. April 1928 eingemeinbete Gebiet. Das Gelände innerhalb 
der Stadtgrenze ift faft eben. Die Höhen wechſeln zwiſchen 110 unb 
185 Meter über Normal-Rull, d. h. abfolut 23 Meter. Die Höhen- 
unterſchiede im Stadtgebiet [pielen daher für bie techniſchen Aufgaben 
des Dermefjungsamtes keine beſondere Rolle. 


1) 291. óeitfdjrift „Allgemeine Bermeſſungs-Nachrichten“, Jahrgang 1911, 
©. 469 f. 
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Die Städteordnung von 1808 brachte ben Breslauern neben ben 
wirtſchaftlichen Freiheiten auch eine weſentliche Erweiterung des 
Stadtgebietes durch die Einverleibung der außerhalb der Gtadt- 
befeftigung gelegenen Ratsvorftädte und geiſtlichen Zurisdiktionen. 
Hleichzeitig wurden feit 1807 die Mauern und Wälle niedergelegt. 
Damit war der Weg für das unaufhaltſame Wachstum der ſchleſiſchen 
Hauptſtadt frei. Die Neubebauung der Vorſtädte fete im Süden, 
Weſten und Norden ein, und in ber gut zur Stadt gelegenen Ohlauer 
Vorſtadt bildete ſich Induſtrie. Als im Jahre 1842 die erſte Eiſenbahn 
nach Ohlau und Oberjdjlefien gebaut wurde, überfchritt die Ein- 
wohnerzahl der Stadt das erſte Hunderttaufend‘). 


Bereits am 50. Oktober 1844") erſuchte daher bie Stadtverordneten⸗ 
Berſammlung ben Magiſtrat, mit Rüdfidjt auf bie von Jahr zu Jahr 
lortſchreitende Erweiterung und Bebauung von Breslau, einen Plan 
der Stadt und ihrer Umgebung in großem Maßſtabe anfertigen zu 
laffen, in bem alle Neubauten an Brücken, Hebäuden ufm. пай» 
getragen werden können. Um Koſten zu ſparen, wollte ber Magiſtrat 
zunächſt den gewünſchten Plan durch jufammenftellen von vorhan⸗ 
denen Einzelplänen herſtellen laſſen. Da ſich aber der im Jahre 1833 
von Hanke angefertigte Stadtplan als eine nur vergrößerte, wenig 
maßſtäbliche Abzeihnung des alten Bauſchke'ſchen Planes heraus- 
ſtellte und für bie Borſtädte, mit Ausnahme ber von Pflughaupt und 
Ullmann aufgenommenen Geile der Schweidnitzer und der Ohlauer 
Vorſtadt, kein vollſtändiges, brauchbares Kartenmaterial vorhanden 
war, ließ der Magiſtrat auf erneutes Drängen der Stadtverordneten 
im März 1845 durch ben Gelbmeffer Englich einen vorläufigen Roften- 
anſchlag für bie бог шилд eines neuen Stadtplanes auf Grund von 
Neumeſſung aufftellen. Englich veranſchlagte bie often für die бш, 
lichen Meſſungs- und häuslichen Rartierungsarbeiten auf insgeſamt 
1660 Reichsthaler unter Verwendung der brauchbaren Karten von 
Pflughaupt und Ullmann ſowie Beſchränkung der Neuaufnahme inner- 
halb des Stadtgrabens und der Oder lediglich auf die Straßenzüge. 
Der Magiſtrat beſchloß, dieſe Koſten aufgumenben in der Hoffnung, 
einen Ceil derſelben durch „Veröffentlichung eines reducierten Planes, 


J 291. Siedlung und Stadtplanung in Schlesien, Heft 1. Breslau [Denkſcheilt 
des Magiſtrats 1926). 


] Ard. 21. 1. 1.8 Bd. 1 Bl. 1 b ff. 


wozu ſich gewiß ein Unternehmer finden dürfte“, wieder hereinholen 
zu können. 


Die Stadtverordneten-Berſammlung bewilligte im Dezember 1845 
rb. 1700 Rtblr., wünſchte aber die Einholung weiterer Angebote, um 
mbglidjermeife die vermeintlich hohen foften herabzudrücken. Nach 
Ausarbeitung einer genauen „Inſtruktion““] über bie Art der fiue: 
führung und ben Umfang der Stadtplanmeſſungen ſowie Deröffent- 
lichung des Vorhabens in der Schleſiſchen und Breslauer Zeitung 
boten folgende 5010 те ог der Stadt ihre Dienſte an: der genannte 
Königl. Selbmeffer Englich aus Breslau, der Regierungs-Conducteur 
v. Möllendorf aus Löwenberg, der Königl. Conducteur Ludwig Baron 
u. Krakau aus Breslau, der Königl. Bermeſſungs-Reviſor Moebius 
aus Breslau und der Königl. Preuß. Lieutenant a. D. und private 
Conducteur Heinrich Migula aus Breslau‘). 


Der fluftrag zur Neumeſſung des Stadtgebietes und Herſtellung 
eines Stadtplanes wurde durch Vertrag vom 10. Mai 1846 dem ſehr 
gut empfohlenen, mindeftfordernden Regierungs-Conducteur Carl 
v. Möllendorf erteilt‘). Außer dem vereinbarten Preis von 14, bis 
1500 Rthlen., zahlbar nach Beendigung ber auf zwei Jahre geſchätzten 
firbeiten, wurde ihm noch eine befonbere „Gratifikation“ von 100 
€blen. verſprochen. ‹ 


Leider follte fid bie bei Bermeſſungsarbeiten ftete unb überall zu 
beobachtende Einftellung ber Wirtſchaſtskreiſe, für außerordentliche 
Seiftungen möglichſt geringe, oft in keinem Verhältnis dazu ſtehende 
Preiſe zu bewilligen, auch hier rächen. Möllendorf ging ſofort mit 
Eifer und Fleiß an die Arbeit, geriet aber bald in Not und Bedräng- 
nis, da er gänzlich vermögenslos und nicht in der Lage war, außer 
feinem Unterhalt noch die Löhne für die Hilfskräfte иј. zu veraus- 
lagen. Der Magiſtrat war genötigt, Dorfdjüffe zu gewähren, um die 
vertragsmäßige Fortführung der Meſſungsarbeiten zu ſichern. Da 
Möllendorf aber mit einmaligen Vorſchüſſen nicht geholfen war und 
der Magiſtrat, geſtützt auf den Vertrag, die erbetenen laufenden moe 
natlichen Vorſchüſſe nicht bewilligen wollte, ſuchte ſich Möllendorf 
durch Ausführung von Meſſungen in der Provinz über Waſſer zu 


*) fi. a. O. Bl. 9 fl. 
5) Migula war nicht preußiſcher Geometer. 
J fl. a. O. Bl. 50 ff. unb 44 f. 


halten. Es kam zu Streitigkeiten mit bem Magifteat, ber ihm Ver⸗ 
ſchleppung der Stadtmeſſung vorwarf. Im Frühjahr erkrankte Möllen⸗ 
dorf längere Zeit an Rheumatismus. Seine mirt[djaftlidje Lage und 
fein geſpanntes Verhältnis zur Stadt wurden immer unerträglicher. 
file ihm ber Magiſtrat ſchließlich jede weitere Zahlung beſtimmt пог, 
weigerte und ihm auch die während ſeiner Krankheit beſchlagnahmten 
Urkunden nicht zurückgab, verließ er heimlich unter Hinterlaſſung 
von Schulden und Mitnahme feiner $elbbüdjer und Zeichnungen 
Breslau. Er flüchtete nach Lübbenau, ſpäter nach Berlin']. Die im 
Oktober 1847 durch ben Magiſtrat veranlaßte Beſchlagnahme der 
Möbel uſw. in Möllendorfs Breslauer Arbeitszimmer ſowie die 
gegen ihn angeſtrengte Klage waren erfolglos. fluch die ſpäter Dere 
ſuchten VBergleichsverhandlungen verliefen ergebnislos, ba Möllen⸗ 
dorf die Sertigftellung des Stadtplanes nur gegen feste tägliche Diäten 
durchführen wollte, der Magiſtrat aber jede Fahlung ſeſter Diäten 
oder Vorſchüſſe ablehnte‘). Die ſtädtiſchen Körperſchaften beſchloſſen 
daher im April 18487), den Vertrag mit Möllendorf aufzuheben und 
die Stadtmeſſung ſo ſchnell wie möglich von einem anderen Geometer 
fertigftellen zu laſſen. , 

Von ben bereits vorliegenden Angeboten der Königl. 5010 те ер 
Englich, Я. Frauenholz und ©. Bed’) entſchied 04) ber Magiſtrat für 
den letzteren, mabr[djeinlid) auf Япсаќеп des inzwiſchen verſtorbenen 
Baurats Hennig, der Beck als tüchtigen, zuverläffigen und erfahrenen 
5010 те ог. empfohlen hatte. Außerdem war Becks Frau vermögend, 
jo daß die Stadt noch beſonders geſichert erſchien. Der Vertrag mit 
dem $elbmeffer ©. Beck wurde am 15. April 1851 geſchloſſen“ ]. Da» 
nach war biefer für den Preis von nur 1178 Xtblr. zu liefern ver⸗ 
pflichtet: 

a] Einen Plan der inneren Stadt zwiſchen der Oder und dem 
Stadtgraben im Maßſtabe von 5 Ruthen auf einen Dezimalzoll, der 
die Straßenzüge mit allen Einzelheiten, wie Rinnfteinen, Brücken, 
Kanälen, öffentlichen Brunnen uſw., enthalten ſollte. Ferner waren 
auf das Genaueſte aufzumeffen und darzuſtellen die öffentlichen Ge⸗ 
bäude und Grundſtücke, die Kirchen, die königlichen und ſtädtiſchen 


J Я.а. O. Bl. 40, 55 fl., 79 fl., 90, 92 ff. 
') Я.а. O. Bl. 105 |, 112 fl., 154 f. 
Ebd. Bl. 129 fl. 

J 609, Bl. 99, 101, 102, 150 . unb 164 [. 
“) fi. a. ©. Bl. 171-177. 


Inſtitute unb Beſitzungen, die milden Stiftungen ufw. mit ihren Hofe, 
Garten- unb Gebäudegrenzen, ſowie bie ſämtlichen Waſſerwerke, wie 
Schleuſen, Pegel, Buhnen, Deckwerke und dgl. Ausgenommen waren 
nur bie Waſſer⸗ und Gasleitungen ſowie die Höfe und Gärten ber 
Privatgrundſtücke. 

b) Bon den Vorſtädten und den übrigen zum Weichbilde der Stadt 
gehörenden Grundſtücken einen Plan im Maßſtabe von 15 Ruthen auf 
1 Dezimalzoll, für den, ſoweit bie Grundſtücke geſchloſſene Grenzen 
an der Straße hatten, dasſelbe galt wie für die innere Stadt, wäh⸗ 
rend alle übrigen Örundftüde in ihren geſamten Umrings- und бог 
bäudegrenzen aufzunehmen waren. 

Die Lieferung der ſämtlichen Karten für die innere Stadt in vier 
Blättern, für das übrige Stadtgebiet in Blättern von höchſtens 4 mal 
5 Fuß Größe, follte bis zum 1. September 1852 erfolgt fein. Die ſämt⸗ 
lichen Blätter ſollten auf Leinwand aufgezogen, mit Leinenband eine 
gefaßt und mit einem Quadratnetz verſehen werden. Fur Erleichterung 
der Aufnahme wurde Beck nach Bedarf bie leihweiſe Aberlaſſung ber 
bereits vorhandenen Karten gegen ein Bürgegeld von 200 Rthlr. zu⸗ 
gejagt. Alle Auslagen ohne Anterſchied, ebenſo bie Roften für etwaige 
Nachmeſſungen unb Berichtigungen, hatte Bed allein zu tragen. Die 
Abnahme und Prüfung ber Arbeiten mar ausſchließlich der Stadtbau⸗ 
deputation vorbehalten. Befand dieſe bie Brouillonkarten für richtig 
und ausreichend, јо hatte Beck noch innerhalb vier Monaten bie 
Reinkarten anzufertigen, bevor ihm fein Honorar zuſtand. Derlangte 
der Magiſtrat die Reinkarten nicht, јо ermäßigte ſich der vereinbarte 
Preis auf 1000 Rthlr. Wenn Beck die geſtellten §riſten nicht inne» 
hielt, batte der Magiſtrat das Recht, ohne jede Entſchädigung vom 
Vertrage zurückzutreten und die Arbeiten überhaupt nicht abzunehmen. 


Beck hatte dieſen für ihn in jeder Hinſicht ungünſtigen Vertrag 
nur in der Annahme abgeſchloſſen, daß ihm der Magiſtrat, ente 
ſprechend der mündlichen Zufiherung des Stadtbaurats Stapel, auch 
alle ſonſtigen Dermeffungsarbeiten der Stadt, wie die von den Зап, 
inſpektoren und dem Bauhofsinſpektor Hermann Hoffmann auszu— 
führenden Fluchtlinienanweiſungen uſw., übertragen würde. Dazu 
kam, daß er durch den Япёац| des Rittergutes Hlthofnaß im Juni 1851 
und die Verlegung feiner Wohnung dorthin die übernommene Stadt- 
meffung nicht in dem Maße fördern konnte, wie es zur Innehaltung 
der vertraglich beſtimmten Zeit nötig geweſen wäre. flle ihm ber 
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Magiſtrat hierüber Vorwürfe machte, bat er im Februar 1852 um 
Friſtverlängerung bis Ende 1855 und beklagte іф gleichzeitig, daß 
die Stadt ihr Berſprechen nicht gehalten hätte. Der Magiſtrat feiner. 
leits fürchtete eine weitere Verzögerung der Meſſungen durch den 
Wohnungswechſel Becks und hielt auch den Geſchäftsverkehr mit 
ihm, beſonders hinſichtlich der beiderfeitigen Benutzung des [tade 
tiſchen Planmaterials, für undurchführbar. Er lehnte deshalb eine 
Friſtverlängerung ab und ее die Auflöfung des Vertrages ап, 
beim. Dies geſchah im Dezember 1852"). 


Nach dieſem abermaligen Scheitern der Stadtplanmeſſung wandte 
ſich der Magiſtrat an den bei der Direktion der Wilhelmsbahn be⸗ 
ſchäftigten Königl. Selbmeffer und Premierlieutenant a. D. v. Knobels⸗ 
dorf wegen Abernahme der Stadtmeſſung. Dieſer erklärte ſich bereit, 
die Arbeit auszuführen, wenn ihm dieſelben feften Diäten, täglich 
2% Thaler einſchließlich Sonn- und Feiertage (v. Möllendorf hatte 
ſeinerzeit nur 1 blr. 15 fav. gefordert), wie bei der Direktion gewährt 
und alle ſonſtigen Auslagen, wie Arbeitslöhne, Materialkoſten uſw., 
erftattet würden. Außerdem verlangte er die koſtenloſe Stellung eines 
Hrbeitszimmers. Die Stadtbaudeputation lehnte aber jede Vergebung 
der Meſſung gegen feffe Diäten wiederum ab. Aus dieſem Grunde 
wurde auch das Angebot des Königl. Regierungs- und Landſchafts⸗ 
Conducteurs Baron v. Wilczek zurückgewieſen, der bereits unter der 
Leitung des Stadtbaurats Hermann und des Königl. Bauinſpektors 
und ßeldmeſſers Bauſchke in Breslau und Umgebung größere Зан, 
und Vermeſſungsarbeiten ausgeführt hatte. Auch ber Feldmeſſer 
Englich, an den ſich die Baudeputation wandte, lehnte ab unter der 
Begründung, daß er infolge Krankheit von 1845 bis 1850 mittellos 
ſei und nur noch Arbeiten gegen monatliche Abrechnung annehmen 
könnte“ ]. 

Schließlich bot der Königl. Regierungs- und Landſchafts⸗Conduc⸗ 
teur баг! Alwill Otto der Stadt feine Dienſte an. Fwiſchen ihm und 
bem Magiſtrat kam nach mehrfachen Verhandlungen ein neuer Jer: 
trag vom 9. Dezember 1853 / 12. April 1854 zuftande, der ſich von 
dem Vertrage mit Beck nur durch den höheren Pauſchalpreis von 
2500 Rtblr. und die Beſtimmung unterſchied, daß Otto nach Abnahme 
jeder fertigen, von der Stadtbaudeputation geprüften Sektion % 


и) ff. a. O. Bl. 179 ff. und 188 f. 
**) fl. a. O. Bl. 190 ff. 
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ihres Wertes als fibfdjlagegablung erhalten follte"). Die 5511 für bie 
Ablieferung ſämtlicher Sektionen bie zum 1. September 1855 wurde 
wiederum viel zu kurz bemeſſen. Selbſtverſtändlich mußte Otto 
Fehler, die fib bei der Prüfung fanden, auf feine Koſten berichtigen. 
Fänden ſich die Fehler aber jo häufig und durchgreifend, daß ihre Зо, 
ſeitigung nach dem Ermeſſen der Stadtbaudeputation 
nur mangelhaft möglich wäre, јо hatte biefe das Recht, die Arbeit 
ganz zu verwerfen und den Vertrag ohne jede Entſchädigung des 
Otto, der auch den Rechtsweg nicht beſchreiten durfte, zu löſen. 
Dieſe nach unſerem heutigen Rechtsempfinden ſehr harte, den Dere 
tragsgegner einſeitig belaſtende Beſtimmung hat der Magiſtrat dann 
auch benutzt, um den ihm ſcheinbar aus verwaltungstechniſchen Grün. 
den wieder leid gewordenen Vertrag mit Otto aufzuheben. бийд) 
ging alles gut. Der Heldmeffer Otto begann fofort nach Anweiſung 
des damaligen Stadtbaurats Stapel mit der Aufnahme ber ТО 0101» 
vorſtadt, der bie Aufmefjung der Schweidnitzer Vorſtadt folgen ſollte. 
Auf Anfrage bes Magiſtrats vom 26. Januar 1854) ftellte ber feit 
1855 am hieſigen St.⸗Maria⸗Magdalenen-Hymnaſium tätige Mathe- 
matiklehrer profeffor Dr. Sadebeck“'] fein bereits im Jahre 1850 für 


з) Ard. 21. 1. 1.8 Bd. 2 Bl. 2 ff. und 65 ff. 

м) fl. a. O. Bd. 2 Bl. 6 1. 

Moritz Sadebeck, geb. zu Reichenbach / Schleſ. den 1. Sebruar 1809, gebildet 
auf dem Magdalenen-Öymnafium, ſtudierte 1829 bis 1835 in Breslau Mathematik, 
Probekandidat am Magdalenen-Öymnafium 1855, Kollege 1854, promoviert 1857, 
profeffor 1855, beurlaubt 1866 bis 1868, bann angeſtellt bei ber &uropüi[djen 
Oradmeſſung in Berlin, wiſſenſchaltliche Reifen dafür 1867 bis 1882, [djieb 1884 
aus bem Staatsdienſt unb ſtarb ben 16. Oktober 1885 zu Potsdam. бөөн еп 
u. d.: Die Strehlener Berge [Progr. von 1850]; — Triangulation der Stadt Bres- 
lau, 1855; — Die Seehöhe von Görlitz und der Landskrone [Zwei Vorträge über 
die Schneekoppe, Breslau 18641: — Höhenangabe des Eulengebirges in Schleſien; 
— Entwicklungsgang der Öradmefjungsarbeiten und gegenwärtiger Stand ber 
europäiſchen Öradmeffung, Berlin 1876; — Aber die Seehöhe von Berlin, 1869; 
— Aber eine neue Methode, die Ausdehnung von Maßſtäben zu beſtimmen, Halle 
1885; — Oabebed und Blankenburg, Monographie ber Strehlener Berge, für 
lorſtliche Lofer umgearbeitet und ergänzt [Berh. bes Schleſiſchen Horftvereins, 
1850]; — Der Fobtenberg unb feine Umgebungen, eine Monographie [Nova acta 
Ас, Leop. Car. XXV 2]. — Auffähe in Zeitfcheiften, beſonders in den Но, 
nomiſchen Nachrichten unb in den Arbeiten bes geodätiſchen Inftitutes in Berlin; — 
Sadebeck hat außer dem Breslauer Stadtplan trigonometri[dje Meſſungen in Ober: 
ſchleſten für das Oberbergamt ausgeführt. (941. seſtſchriſt zue 250 jährigen Zubel⸗ 
feier des Öymnafiums zu St. Maria-Magdalena zu Breslau am 30. April 1895, 
herausgegeben von dem Lehrerkollegium der Anſtalt, Breslau 1898). 


дей 
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eigene wiſſenſchaftliche jumede beobachtetes trigonometrifdjes Netz 
einer Anzahl Breslauer Kirch- unb anderer Türme bereitwilligft für 
bie Stadtmeſſung zur Verfügung und erbot ſich darüber hinaus, bem 
Selbmeffer Otto jederzeit mit Rat und Cat bei der Beſtimmung wei» 
terer Seftpuntte für bie ſchwierige Meſſung beizuſtehen. 

Ende Juli 18547) legte Otto bem Magiſtrat die Karte der Nikolai⸗ 
vorftadt zur Prüfung vor und bat gleichzeitig um Aberweiſung einer 
bſchlagszahlung von 250 Chlr. Bei dieſer Prüfung, die örtlich durch 
den Bauhofsinſpektor Hoffmann im Beiſein ber Baudeputierten, 
Simmermeifter C. R. Krauſe und Lucas, erfolgte, find ber Stadtbau⸗ 
deputation ſcheinbar ernſte Bedenken gekommen, ob der mit Otto ver- 
traglich vereinbarte Stadtplan tatſächlich den ſpäteren Anforderungen 
an feinen Hauptzweck, als Unterlage für bie aufzuftellenden Bebau⸗ 
ungspläne zu dienen, genügen würde. Jedenfalls bemängelte Krauſe 
nach bem Prüfungsprotokoll vom 28. September 1854 den zu kleinen 
Mafftab (15 Ruthen auf 1 Dezimalzoll) der Karte, bie im allgemeinen 
als richtig anzuerkennen wäre. 

Nur aus dieſen Bedenken heraus läßt ſich das weitere Verhalten 
des Magiſtrats erklären, der Otto erſt auf deſſen Beſchwerde nach 
ſechs Wochen das Ergebnis der Prüfung mitteilte und die Karte zur 
Berichtigung zurückgab. Es kam in der Folge zu Streitigkeiten über 
techniſche fluferlidjfeiten der Rartendarftellung, über die Auslegung 
von Dertragsbeftimmungen uſw. file Otto Mitte April 1855") die 
berichtigte Karte erneut zur Prüfung einreichte und am 26. April den 
inzwiſchen fertiggeftellten Plan von der Schweidnitzer Vorſtadt zur 
Abnahme nadjjanbte, blieb er wiederum acht Wochen ohne jeden Зо, 
ſcheid. Erſt auf feine Anfrage und Beſchwerde im Juni teilte ihm der 
Magiſtrat mit"), daß er den Vertrag über bie Stadtmeſſung auf 
Orund des 5 5 als aufgehoben betrachten müßte, und zwar aus fol» 
genden Erwägungen: Außer der eigenen genauen und ſtrengen Prü⸗ 
fung der Karte von der Nikolaivorſtadt durch bie Stadtbaudeputation 
habe auch die nochmalige Nachprüfung durch den Königl. Dermef- 
ſungsreviſor Möbius It. deſſen Gutachten vom 10. Mai) fo erheb- 
liche Fehler ergeben, daß von dieſen auf die Unrichtigkeit der ganzen 


1% Я.а. O. Bl. 17, 20 f. 40-51, 52 fl., 58 ff. 
Ч) fi. a. O. Bl. 72 fl., 95. 

в) Я.а. O. Bl. 97 Schreiben vom 8. 7. 1855. 
%) Я.а. O. Bl. 76 und 83 ff. 


firbeit zu ſchließen fei. Die Sebler ſeien „jo häufig, und bei bem Plane 
einer Stadt, welcher ben Bebauungsplänen zu Grunde gelegt werden 
1011, јо durchgreiſend, daß die Verbeſſerung derſelben garnicht oder 
nur mangelhaft möglich iſt“, die Arbeit daher gänzlich verworfen 
und auf anderem Wege verſchafft werden müſſe“ ]. Gleichzeitig for- 
derte der Magiſtrat unter Rückgabe der beanſtandeten Karte Otto auf, 
die durch die Revifion verurſachten &often mit 52 Rthlen. 15 Sgr. 
9 Pf. binnen 8 Cagen an die Kämmerei⸗Hauptkaſſe zu erſtatten, ор» 
gleich Otto dieſe außervertragliche Revifion nicht veranlaßt hatte. 
Eine flbjdjrift bes Beſchluſſes der Stadtbaudeputation und des Жо» 
vifionsprotofolls ſowie der zugehörigen Nachweiſung der Prüfungs- 
anſtände erhielt Otto nicht. Er mußte fid) dieſe ſelbſtverſtändlichen 
Unterlagen erſt durch erneute Vorſtellungen erbitten, indem er dem 
Magiſtrat mit der Beſchwerde beim Oberpräſidium drohte, da eine 
Behandlung, wie ſie der Magiſtrat ihm zuteil werden laſſe, „wirklich 
eine übermenſchliche Geduld“ erfordere“ ]. 

Catfádjlidj rügt Möbius in feinem Reviſionsgutachten außer den 
üblichen Meſſungsanſtänden nur einige techniſche Mängel ber Karte, 
wie zu ſtarke Schattenlinien, zu viele Raſuren unb das Fehlen von 
Rollftäben. Sein Geſamturteil dagegen lautet wörtlich: „Die Haupt- 
ſchlußmeſſung hat ergeben, daß in Erwägung ber ſchwierigen Meſſung 
überhaupt bie Karte als richtig anzunehmen ift, da die Fehler, wie 
fie die beiliegende Nachweiſung angibt, nicht die nach bem Seldmeffer- 
Reglement zuläffige Orenge überſchreiten oder dies doch in ſehr ип, 
bedeutendem und zuläffigem Maaße der Fall ift“”). 

Dieſes ben Magiſtrat m. E. zur Auflöfung des Vertrages weder 
zwingende noch berechtigende Geſamturteil veranlaßte Otto im Juli 
1855 zu einer Beſchwerde an die Königl. Regierung in Breslau, die 
ihn aber auf den Rechtsweg verwies. Eine weitere Beſchwerde, die 
Otto im Oktober unter ausführlicher Darſtellung der Verhältniſſe 
über das „unerhörte“ Verfahren des Magiſtrats an die Stadtverord- 
neten-Berfammlung richtete, verlief ebenfalls im Sande und führte 
lediglich zu Kompetenzſtreitigkeiten der ſtädtiſchen Körperſchaften. 
Mit Recht wirft Otto dem Magiſtrat Schädigung feines Vermögens 
und feines Feldmeſſeranſehens, vertragswidrige Verzögerung des 


% mgl. Beſchluß ber Baudeputation vom 19, Mai 1855 ebd. Bl. 78. 
3) Я.а, O. Bl. 98 Schreiben vom 4. Juli 1855. 
33) fl. a. O. Bl. 88 ff. 


Schriftwechſels unb ber Hrbeiten vor. Mit Recht verwahrt іф Otto 
dagegen, daß er „Ruf, Geld und Zeit opfern“ müſſe, weil der Ma- 
giſtrat den Abſchluß des unzulänglichen Vertrages bedaure und фаг, 
über enttäuſcht fei. Es erſcheint uns heute faft unglaublich, daß Otto 
auf feine Beſchwerde erſt nach 6 Monaten, im Juni 1856, infolge 
ſeiner erneuten Vorſtellung vom Magiſtrat bie lakoniſche Antwort ог, 
hielt, daß diefer bei feinem Beſchluß vom Juli vorigen Jahres пог, 
harre, weil ein formeller Beſchluß der Otabtbaubeputation über bie 
Unbrauchbarkeit der Meſſung vorläge”). 

Damit war die Durchführung der Breslauer Stadtmeſſung zum 
dritten Male endgültig geſcheitert. Fur Beurteilung, aus welchen 
Hründen und Arſachen die Verträge des Magiſtrats zur Erlangung 
eines guten Stadtplanes von vornherein auf ſchwachen Füßen ſtanden, 
ſcheint mir u. a. eine Bemerkung des Vermeſſungsreviſors Möbius 
lehr weſentlich. Dieſer berührt am Schluſſe feines Gutachtens über 
die Arbeit des Heldmefjers Otto auch die Koſtenfrage und fagt: 
„Contrahent habe von dem ganzen Geſchäft ſich keine klare Vorſtel⸗ 
lung gemacht, weil es ſonſt unmöglich geweſen wäre, dasſelbe zu dem 
bedungenen Akkordſatz anzunehmen, wofür es bei ber Wichtigkeit 
und Schwierigkeit mit ber nöthigen Akkurateſſe und Sauberkeit gar 
nicht auszuführen ift. Inwieweit hierauf Seitens der Stadt бот; 
mune zu berüdfichtigen fein wird, muß anheim gegeben werden“ ]. 
fiber auch ohne dieſes Urteil muß man beim Studium der Akten zu 
der Erkenntnis kommen, daß die Frage, wer von den beiden Der- 
tragſchließenden, die Feldmeſſer oder ber Magiſtrat, bie Hauptſchuld 
an dem Scheitern des Unternehmens getragen haben, ſchwer zu ent- 
ſcheiden iſt. 

Wenn die vermögenslofen $elbmeffer v. Möllendorf und Otto eine 
Arbeit, für die der Dermefjungsrevifor Möbius 6470 Kthlr. fordert, 
für den Preis von 1660 bzw. 2500 Rtblr. zu leiſten vertraglich іф 
verpflichten, allein um bie Meſſung zu erhalten, und außerdem noch 
einſeitig nur zugunſten der Stadtgemeinde aufgeſtellte Bedingungen 
über die Prüfung der Arbeit, bie Zahlungsart und die Vertrags- 
löſung eingehen, fo ift es kein Wunder, daß fie trotz Fleiß und gutem 
Willen, den ſelbſt der Magiſtrat gegenüber ber Stadtverordneten⸗ 
Yerfammlung anerkennt, bald in Not und Bedrängnis geraten, der 


] fl. a. O. Bl. 109—119, Bl. 120 fl. und 151. 
) Я.а. O. Bl. 85 R. 
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Sleiß unb gute Wille mit bem Wachſen der Not verloren geht und die 
Durchführung ber Stadtmeſſung dadurch unmöglich wird. Man kann 
ſolche Handlungsweiſe als unbedacht, ja leichtfertig bezeichnen. 


fiber auch ben Magiſtrat trifft ein Vorwurf, menn er auf Grund 
der ſtets betonten Sachkenntnis der Stadtbaudeputation ſolche Der. 
träge abſchließt und trotz der mit v. Möllendorf gemachten ſchlechten 
Erfahrungen ſich zum zweiten und dritten Male verleiten läßt, neben 
einer viel zu kurz bemeſſenen §tift für die Fertigſtellung des Gtadt- 
plans den Preis ſo niedrig wie möglich zu drücken in dem Glauben, 
dafür eine vollwertige und einwandfreie Leiſtung erhalten zu können. 


Huch das Dertrauensverhältnis zwiſchen dem Magiſtrat als Auf- 
traggeber und ben §eldmeſſern als Unternehmern ſcheint trotz der 
ausführlichen Vorſchriften der Verträge kein beſonders gutes geweſen 
zu fein. Es ift jedenfalls unverſtändlich, daß der §eldmeſſer Beck und 
insbeſondere der Heldmejjer Otto immer wieder Klage führen, daß 
ihnen die vertraglich zugeſicherte Benutzung einiger bereits vorhan⸗ 
dener Vorſtadtpläne vorenthalten werde und ſie deshalb gehindert 
Jeien, bie Meſſung fo zu fördern, wie es die kurze 501] für die Fertig 
ſtellung ber firbeiten verlange. 

Es ift ferner nicht verſtändlich, daß bie Otabtbaubeputation die von 
Otto abgelieferte erſte Karte ber Xifolaivorftabt nachprüft, das Prü- 
fungsergebnis bem Gelbmeffer Otto aber erſt nach Monaten auf deffen 
energiſche Beſchwerde hin zur Kenntnis gibt unb den zweiten fertig: 
geſtellten Plan von ber Schweidnitzer Dorftabt einer Prüfung über- 
haupt nicht unterzieht. Inwieweit hier ber ſchleppende Geſchäſtsgang 
ber Derwaltungsftellen Schuld trägt oder auch perſönliche Mißhellig⸗ 
keiten zwiſchen Otto und den beteiligten ſtädtiſchen Beamten eine 
Rolle ſpielen, läßt fidj aus den Schriftſätzen des Otto nur vermuten, 
aber nicht mit Beſtimmtheit feftftellen, da zu einer ſicheren Beurteilung 
dieſes Derhältniffes die vielfachen mündlichen, in den Akten nicht 
überlieferten Verhandlungen der Parteien fehlen. Jedenfalls muß das 
Mißtrauen des Magiſtrats bzw. feiner techniſchen Dienftftelle, der 
Baudeputation, gegen die feldmeſſeriſchen Arbeiten in jener Zeit ſehr 
groß und die eigene Urteilskraft über den Wert ſolcher Arbeiten рог, 
hältnismäßig gering geweſen fein, wie die folgende Begebenheit 
zeigt“ ]. 


2%) f. a. O. Bl. 100 ff. 
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Am 26. Mai 1855 erteilt der Dorfi&enbe der Otabtbaubeputation, 
Stadtrat Becker, dem Königl. Regierungs«DermeffJungsrevifor Sydow 
in Breslau, Neue KRirchſtraße 10 a, den mündlichen Auftrag, von ber 
im Oktober 1854 durch ben Bauhofinſpektor Hermann Hoffmann ап, 
gefertigten Originalkarte der Nikolal-, Schweidnitzer und blauer 
Dorftadt eine fbzeichnung herzuſtellen. Als Sydow Ende Zuni bem 
Magiſtrat die Abzeichnung mit einer Hebührenforderung von 41 Xtblr. 
20 Sgr. 8 Pf. überſendet, fügt er gleichzeitig drei Alttefte bei, in denen 
ihm der Königl. Dermeffungsrepifor Geißler, der Königl. &onbucteur 
Major a. D. Künhold und ber vereidete §eldmeſſer G. Hielſcher unter 
ihrem Seldmefjer-Dienftfiegel die für die Abzeichnung verbrauchte 
Hrbeitszeit von 18 bis 19 Sagen als angemeſſen und unbedingt ег, 
forderlich beſcheinigen. Sydow hatte nämlich die Arbeit zu dem ibe 
lichen Diätenſatz von 2 Xtblr. täglich übernommen. Dieſe an іф be: 
deutungsloſe ба ад) der dreifachen Sicherung der Stadtverwaltung 
gegenüber bem nichtangeſtellten Selbmeffer paßt ganz in den Rahmen 
der bisher geſchilderten Vorgeſchichte des erſten Breslauer Stadt- 
planes. 


Von Intereſſe dürfte noch fein, wie іф das Ergebnis der mehr als 
zehnjährigen Bemühungen des Magifteats um einen zeitgemäßen 
Stadtplan nun in bezug auf Leiſtung und Gegenleiſtung der Vertrags- 
parteien darſtellt. Яп ben ßeldmeſſer v. Möllendorf hat der Magiftrat 
insgeſamt 922 Kthlr. an Vorſchüſſen gezahlt. Hierzu berichtet er an 
die Stadtverordneten-Verſammlung ат 11. Dezember 1850 u. a. fol- 
gendes“ ]: „Die Meſſungen hatten allerdings in feinen Manualen ben 
doppelten Werth der geleiſteten Vorſchüſſe, wenn man vorausſetzte, 
daß v. Möllendorf guten Willen zur Vollendung des Ganzen hatte, 
woran in der erſten Zeit nicht zu zweifeln war. Dieſer Wille ging 
aber zuletzt bei ihm in unredlichem Leben und Krankheit unter, wir 
konnten die angefangene Arbeit nicht vollendet erhalten, und da wir 
ihm nun nicht weiter mit Vorſchüſſen helſen wollten, reiſete er beim: 
lich von hier ab und nahm einen großen Ceil der Manuale und 0010) 
nungen mit. Nur ein kleiner Teil erſterer und ein Blatt zeichnung 
kam in die Hände des Magiſtrats.“ Dafür hat v. Möllendorf von den 
vertraglich vereinbarten GefamtFoften im Betrage von 1700 Rthlr. 


%) Ard. 21. 1. 1. 8 Bd. 1 Bl. 164 ff. unter Baurat Stapel Antrag an die Stadt- 


verord.⸗Verſ. auf Bewilligung der Mittel zur Ausführung der Stadtmeſſung durch 
Selbmeffer Beck. 
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rb. 922 Rtblr. an Vorſchüſſen erhalten. Das Paket Selbbüdjer ift aber 
пад) finfidjt bes Magiſtrats wertlos, ba fie von einem anderen 5010» 
meſſer nicht zu verwerten feien. Der Wert ber unfertigen Karte wird 
auf höchſtens 100 Xtblr. veranſchlagt. Mit dieſer Bewertung der 
Seiftungen v. Möllendorfs ſtehen allerdings im Gegenſatz die Angaben, 
die der Magiſtrat in feinem Schreiben an das Königl. Oberlandes- 
gericht zu Breslau im Oktober 1847") macht. Dort führt er ungefähr 
aus: 


Möllendorf hat im ganzen etwa 550 Morgen kartiert, wofür ihm 
vertraglich 318 Kthlr. zuftanden. Außerdem hat er mehrere Geile 
der inneren Stadt, Bürgerwerder, Sandinfel, Bleiche ufw. aufgenom- 
men, aber nicht Fartiert, was mit 400 Rthlr. zu bewerten fein wird. 
Er hat alſo zu bekommen 718 Kthlr. und bereits erhalten an Dore 
ſchüſſen 907 Rihlr. 20 Sgr. Mithin ift er überbezahlt mit 189 Rthlr. 
20 Sgr. Auf Rückzahlung diefes Betrages hat ber Magiſtrat bann 
auch vergeblich gegen Möllendorf geklagt. 


Mit bem Feldmeſſer Beck, ber, wie ſchon oben betont, auf Grund 
mündlicher фијадеп den niedrigften Preis von 1178 Xtblr. gefordert 
hatte, ift es zu fluseinanderſetzungen wegen Leiſtungen aus bem Dore 
trage nicht gekommen, da Bed bei der kurzen Dauer des Vertrags- 
verhältniſſes weſentliche Leiſtungen nicht aufgumeifen hatte. Kann 
man über bie Höhe des Derluftes der Stadtgemeinde aus bem Dere 
trage mit dem ßeldmeſſer v. Möllendorf noch im Zweifel fein, weil 
nicht mehr feftzuftellen ift, inwieweit beffen fiebeiten ſpäter für die 
Stadtmeſſung unter Proſeſſor Dr. Sadebeck Verwendung gefunden 
haben, jo ſteht hinſichtlich der Bermeſſungsarbeiten des Feldmeſſers 
Otto m. E. zweifelsfrei ſeſt, daß der Magiſtrat hier nicht nur keinen 
VBerluſt, ſondern einen erheblichen Gewinn gehabt hat. 


Otto hat nach dem Gutachten Sadebecks“] von den etwa 40 бор, 
tionen, zu deren Aufnahme und Kartierung er vertraglich verpflichtet 
шаг, 8 ½ Sektionen, d. b. ein Fünftel feiner Arbeit, ſertiggeſtellt. Gabe» 
beck berichtet am 17. Oktober 1856, daß die Arbeiten Ottos nicht ſo 
fehlerhaft ſeien, wie angenommen worden ift, und daß die Selbbüdjer 
durchaus zu brauchen feien. Otto habe alfo den fünften Teil der mit 
ihm vereinbarten Heſamtforderung von 2500 Xtblr., mithin 500 Rtblr., 


] Arch. 21. 1. 1.8 Bd. 1 Bl. 109 fl. unter Baurat Hennig. 
) Arch. 21. 1. 1.8 Bd. 2 Bl. 155 f. 
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zu bean[prudjen. Da aber die Karten nach ben $elbbüdjern neu аш” 
getragen werden müßten — warum, begründet Sadebeck nicht näher 
— und dieſe etwa fünf Monate bean[prudjenbe Kartierung rb. 500 
Rtblr. koſten werde, jo ſtünden Otto höchſtens 200 Rthlr. zu. Auf 
Grund dieſes gewiß nicht zum Schaden der Stadtgemeinde von Gade- 
bed erftatteten Gutachtens kommt am 29. Oktober 1856 der Vergleich“) 
zwiſchen Stadtgemeinde und Otto zuftande. Der Magiftrat zahlt 
200 Rtblr. und Otto überläßt der Stadt hierfür die von ihm gefer- 
tigten „Pläne, Berechnungen, Brouillons, Kroquis uſw. zum belie⸗ 
bigen Gebrauch und Eigentum“. Damit ift auch der dritte Vertrag 
zur Beſchaffung eines Stadtplanes endgültig aufgehoben”). 


Für ben Feldmeſſer Otto ift der Vergleich mit 200 Xtblr. als äußerſt 
mager zu bezeichnen, denn die fertiggeftellten 8% Sektionen finden 
nach Erledigung einiger Nachmeſſungen tatſächlich volle Dermenbung 
für den Oabebed'[djen Stadtplan. Sadebeck felbft hat bei feinem 
Doran[djlag bie Koſten für die einzelne Sektion des Stadtplanes mit 
63 Rtblr. berechnet, während fie in Wirklichkeit nach Vollendung des 
Planes trotz Benutzung der Otto'ſchen Arbeiten rb. 245 Rthlr., alfo 
faft das Vierfache des Voranſchlages, betragen haben. Bedenkt man 
nun, daß dieſe hohen Koften des Sadebeck'ſchen Planes von ben zu⸗ 
ſtändigen Stellen ſtets mit größtem Entgegenkommen bewilligt wor⸗ 
den find und daß Profeſſor Sadebeck durch die Otabtbaubeputation, 
die feit 1. Oktober 1855 allerdings unter der techniſchen Leitung des 
Stadtbaurats v. Rour ſtand, niemals ein Vorwurf der Verteuerung 
oder Verzögerung gemacht worden ift, jo läßt ſich dieſe plötzliche 
Wandlung in ber Einſtellung der Behörde hinſichtlich der Stadtplan⸗ 
meffung nur durch den perſönlichen Einfluß Sadebecks erklären. 
findererfeits beftätigt dies nur meine bereits früher geäußerte Mei- 
nung, daß bie Stadtbaudeputation unter ber techniſchen Leitung ber 
Stadtbauräte Hennig und Stapel bei den Abſchlüſſen der Verträge 
mit v. Möllendorf, Beck und Otto weder für die Sache noch für die 
Leiſtungsmöglichkeiten der verpflichteten Feldmeſſer das notwendige 
Derftändnis aufgebracht hat und daß daher die Schuld für das Schei⸗ 
tern der vertraglichen Otabtmeffungen vor 1856 mindeſtens ebenſo 
fer dem Magiſtrat wie den Seldmefjern zuzuſchreiben ift. 


39) Ebd. Bl. 155 f. 
% fl. a. O. Bl. 157 Stadtoerord.⸗Beſchluß vom 18. November 1856, 
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C. Gründung und Entwicklung des Amtes als „Büro für den Stadt⸗ 
plan“ und als „Geometriſches Büro“ bis zum Ende des vorigen 
Jahrhunderts 


Ende Januar 1854 hatte Profeffor Dr. Sadebeck die Ergebniſſe 
ſeines vierzehn Hochpunkte umfaffenben erſten Breslauer trigonome- 
triſchen Netzes aus dem Jahre 1850 für bie Otto'ſche Stadtmeſſung 
zur Verfügung geſtellt. Am 3. Juli 1855 beſchloß bie Stadtbaudepu— 
tation, den Vertrag mit dem Feldmeſſer Otto aufzuheben, und bereits 
ſechs Wochen ſpäter übertrug ber Magiſtrat Sadebeck endgültig bie 
Herftellung des trigonometriſchen Netzes für den geſamten Stadtplan, 
während das Vertragsverhältnis zu Otto noch gänzlich ungeklärt 
mar. Es iff daher ohne weiteres anzunehmen, daß die Meinungs- 
änderung des Magiſtrats und der Entſchluß, die Otabtmeffung nun 
doch durch feſtbeſoldete Kräfte ausführen zu laffen, auf bie Beſpre⸗ 
chungen mit Sadebeck zurückzuführen find‘). Wie ber Magiſtrat feine 
vertraglichen Bindungen an Otto löſte, iſt bereits geſchildert worden. 
Sadebeck ging fofort mit großem Eifer an die Beſtimmung neuer 
Seftpunkte unb beſchaffte die nötigen Inſtrumente und Meßgeräte. Der 
Magiſtrat war mit allem einverſtanden und ſtellte ihm Ende Mai 1856 
den Bauhofsinſpektor Hermann Hoffmann, unter Befreiung von 
jeiner bisherigen Tätigkeit, ſowie den Diätarius $elgener voll und 
ganz als Hilfskräfte zur Berfügung']. Im Juli berichtete Sadebeck 
unaufgefordert über die Fertigſtellung des trigonometriſchen бор, 
punktnetzes von insgeſamt 100 Punkten, die zum größten Ceil als 
Endpunkte durch Steine mit Kreuz 3 бир unter der Erdoberfläche 
vermarkt unb eingemeffen waren. jum beſſeren Aberblick über den 
Hang ber „Detail-flufnahme“ war unter Benutzung ber Dreiecks⸗ 
punkte auf Grund des alten Koßmann'ſchen Planes eine „Aberſichts⸗ 
Karte im Fünfziger⸗Maßſtabe“ angefertigt worden, die in Sektionen 
von 200 Ruthen Länge und 150 Ruthen Breite eingeteilt wurde. Es 
ergaben ſich insgeſamt 50 Sektionen. Die Aufnahme der 35. Sektion, 
das Gebiet zwiſchen der „Margarethen-Mühle und der Ohlauer Bar- 
tiere“, führte Sadebeck mit Unterſtützung von $elgener ſelbſt durch, 
um ſich ein Urteil über die Dauer der ganzen Meſſung zu bilden. Er 
ſchätzte auf Orund der dabei gemachten Erfahrungen bie Sertigftellung 


) fi. a. O. Bl. 189 [. 
) Ard. 1. 7. 1 Н Nr. 5 Bl. 24. 


2¹ 


lörtliche Aufnahme und Kartierung] einer Sektion durch einen бор», 
meter bei einigermaßen günftigem Wetter auf vier Wochen und be- 
rechnete bie Koſten dafür bei einem Arbeitslohn von 2 Kthlr. täglich 
auf 63 Xtblr. Die geſamte Herftellung des Stadtplans wurde danach 
bei der Annahme von höchſtens 40 Wochen Außenarbeit jährlich für 
einen Geometer auf fünf Jahre, bie Geſamtkoſten der Stadtmeſſung 
auf 50X63 = 5150 Rthlr. veranſchlagt, wozu noch höchftens 1000 
Rthle. Nebenkoſten für Inſtrumente, Papier цо. angenommen wurden. 
Da jede Sektion für ſich gemeſſen und Fartiert werden konnte, empfahl 
Sadebeck, zur Beſchleunigung der Meſſung ſofort mehrere Geometer 
einguftellen'). 
Bereits vier Cage (ра ог erklärte fidj ber Magiſtrat nach erfolgtem 
Vortrag der Sache im Kollegium zu endgültigen Beratungen nach 
Rückkehr Sadebeds von feiner $erienreife bereit. Als Ergebnis dieſer 
mündlichen Beſprechungen, über die eine Niederſchrift nicht auf 
zufinden war, wurde am 1. Oktober 1856 in dem Haufe der Wohnung 
Sadebecks, Kloſterſtraße 1 f (jetzt Nr. 11), um dieſem die Beauſſichti⸗ 
gung der Stadtplanarbeiten ohne allzu große Opfer an Zeit zu ог, 
leichtern, ein Zimmer gemietet und das „Büro für den Stadtplan“ 
unter feiner Leitung eingerichtet‘). Damit war das Breslauer Stadt- 
vermeſſungsamt unter feinem erften Leiter, profeffor Dr. Sadebeck, 
ins Leben gerufen. 
Das perſonal des unmittelbar dem damaligen Stadtbaurat v. Rour 
unterſtellten Büros beftanb zunächſt außer Sadebeck aus vier Airbeits- 
kräften: 
1. dem ſchon feit Ende Mai 1856 mit der Stadtplanmeſſung (9b. 
lauer unb Oder-Borftadt) befhäftigten Bauhofsinſpektor Hermann 
Hoffmann, 

dem ebenfolange als Zeichner tätigen Diätar Selgener, 


3. bem am 1. September 1856 eingeftellten Baueleven Auguft Hoff- 
mann, einem Bruder des zu 1. Фепаппќеп, ber teils im flußen⸗ 
dienft, teils im Büro arbeitete, und 

4. bem am 1. Oktober 1856 eingeſtellten 5010 те ог Ehlers‘). 


*) Ard. 21.1.1.8 30.2 Bl. 105|, 1541. 

9 Ebd. Bl. 156, 145, 172 fl. 

Der $elbmeffer Ehlers hatte bereits als Gehilfe bes Heldmeflers Otto an 
der Aufnahme der Nikolal- und Schweldnitzer Тог mitgearbeitet, hatte dann 
mit Sadebed im Sommer 1856 &riangulationsarbeiten in Oberfdjlefien ausgeführt 


0 
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Die Hilfskräfte für die örtlichen Meſſungsarbeiten, bie ſogenannten 
Meßgehilfen, wurden aus dem Städtiſchen Arbeitshaufe geftellt. Als 
14) Gabebed einmal Ende Mai 1857") über die ſchlechte Kleidung 
dieſer Leute beklagte und betonte, daß bie Grundſtücksbeſitzer den 
Bermeſſungsarbeiten deshalb oft mit argwöhniſchen Augen zuſähen, 
wurde der Abelſtand ſofort beſeitigt. 


Für die Durchführung der Stadtmeſſung beftanb nun keine Gefahr 
mehr. Profeſſor Dr. Sadebeck, der das unbeſchränkte Vertrauen des 
Magiſtats genoß, widmete ſich der ihm neben feiner beruflichen Cätig⸗ 
keit als Lehrer anvertrauten Aufgabe mit großer Liebe, Hingebung 
und Ausdauer. Im Januar 18577) hatte er insgeſamt 170 Seftpuntte 
beftimmt und die Berechnungen ber Stationszüge ganz allein aus- 
geführt. Dabei beteiligte er ſich an den örtlichen Arbeiten јо oft wie 
möglich und maß vielfadj Revifionslinien. Wenn trotzdem die Sertig: 
ſtellung des Stadtplans mehr als die dreifache Zeit und die faft fünf- 
lachen foften erforderte, als wie ber Magiſtrat und Oabebed иг, 
[prünglidj geglaubt hatten, [o lag das, ebenſo wie bei den früher 
vertraglich verpflichteten §eldmeſſern v. Möllendorf und Otto, nicht 
in dem perſönlichen Können und Wollen der Arbeitskräfte, ſondern 
mehr in der Anterſchätzung der ſchwierigen Arbeit unb dem Mangel 
an Erfahrung für [o große Aufgaben begründet. Das erkannte jetzt 
auch der Magiſtrat an, ber vor 1856 weder Geduld noch Derftänd- 
nis für dieſe Schwierigkeiten gehabt hatte, menn er feinen fintrag an 
bie Stadtverordneten-Verſammlung auf Bewilligung von weiteren 
2000 Chlr. für die Stadtmeſſung am 15. September 1852") damit Бо» 
gründete, „daß in Bezug auf den Koſtenpunkt die bisher geſtellten 
fiusfidjten und Forderungen bei weitem zu kurz gegriffen worden 
find, und daß die Schwierigkeiten dieſer Arbeit nicht die Würdigung 
gefunden haben, welche zu einem richtigen Ermeſſen dieſes Punktes 
nothwendig war. Es kann dies indeſſen nicht befremden, wenn ог, 
wogen wird, daß bei den ſelten vorkommenden Fällen der Art ein 


und war dort von der Königl. Generalkommiſſion für Odjlefien für Separations⸗ 
meffungen in Glienitz &reis Lublinitz angenommen worden, Auf fintrag bes Ma- 
gifteats bewilligte ihm die Generalkommiſſion einen Urlaub bzw. ſpäteren fintritt 
in Glienitz von 2 bis 5 Monaten für bie Neufartierung ber genannten, von ihm 
gemeffenen Vorſtädte. (Akten 21. 1. 1. 8 Bd. 2 Bl. 150 fl.) 

9 Я.а. O. Bl. 186 f. 

Э Ebd. Bl. 172 f. 

9 Ebd. Bl. 192 ff. 


richtiger Maaßſtab fehlte, und daß es auch jetzt, abgeſehen von ben 
fortlaufenden Arbeiten, die erforderlich fein werden, um die täglich 
vorkommenden Veränderungen nachzutragen, noch nicht möglich iſt 
mit Sicherheit anzugeben, wie hoch fi die Geſamtkoſten der ganzen 
Aufnahme belaufen werden. Nach den bisher geſammelten Erſahrun⸗ 
gen werden 5000 bis 6000 Rthlr. für die vollſtändige Aufnahme 
nöthig fein, wenn fie mit der jetzt angefangenen Schärfe unb Eorrect- 
heit durchgeführt werden [oll^. Aber bie Dauer der Arbeit jagt der 
Magiſtrat in bemfelben fintrag, daß „deren Beendigung in etwa eine 
einhalb bis zwei Jahren mit Sicherheit abgeſehen werden kann, wenn 
die jetzt eingeübten Kräfte derſelben erhalten werden“. 

Nun, ber Perſonalwechſel blieb nicht aus. Nach Fertigſtellung der 
Neukartierung der Schweidnitzer und Nikolaivorſtadt wurde an Stelle 
des zur Generalkommiſſion ausgeſchiedenen Heldmeffers Ehlers am 
19. April 1857} der Königl. Feldmeſſer R. Hottwalt zur vorläufigen 
Beſchäftigung eingeſtellt. Im Herbft 1858") ſchieden der Feldmeſſer 
Gottmalt und auch der Zeichner Kruppa aus, um vorteilhaftere Stel- 
lungen anzutreten. Яп &ruppas Stelle trat der Geometer Engel, der 
aber auch nach einem Jahre, im Herbft 1859, auf eigenen Wunſch die 
Arbeit verließ, јо daß nun noch die Geometer Weißhuhn und Hoff⸗ 
mann, der Diätar §elgener und ber Bauhofsinſpektor Hoffmann пог, 
blieben. Außerdem waren zwei ſtändige Meßarbeiter für die 6010» 
arbeiten vorhanden. 

Weſentlich ſtärker als dieſer Perſonalwechſel wirkte aber hemmend 
auf die Vollendung des Stadtplans ber Umftand, daß dem „Büro 
für den Stadtplan“ bald nach ſeiner Einrichtung auch alle ſonſtigen 
Bermeſſungsarbeiten, wie Anfertigung von Lageplänen für Зап, 
ſachen, Grenzſtreitigkeiten, auch private, ferner die örtliche flbfted'ung, 
finweifung und Prüfung von Sludjtlinien, Ausführung von Höhen⸗ 
aufnahmen aller Act uſw. überwieſen wurden, weil fie nur hier [adj 
gemäß am ſchnellſten erledigt werden konnten. Dieſe früher durch bie 
Bauinſpektoren, dann durch ben Bauhofsinſpektor Hermann fff. 
mann allein erledigten laufenden Bermeſſungsarbeiten, bie teils im 
Intereſſe der Regierung und des Polizeipräfidiums, teils für die 
eigene Verwaltung erforderlich waren und vielſach erſt durch den 
Stadtplan mit feinem Fweck, eine Unterlage für die geregelte Bee 
bauung des Stadtweichbildes zu (0) оп, hervorgerufen und бог, 


*) fi. a. O. Bl. 188 f. 
**) fi. a. O. Bl. 226 а. ff. 
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Prof. R. Moritz Gadebeck, 
der Schöpfer ber erſten Stadtvermeſſung. 


anlat wurden, nahmen dauernd an Umfang zu. Schon feit Mitte 
1858 wurde der Geometer Auguft Hoffmann, ben Sadebeck übrigens 
als den fleißigſten und geſchickteſten Mitarbeiter lobt, hauptſächlich 
mit laufenden Vermeſſungsarbeiten, beſonders Fluchtlinienabſtek⸗ 
kungen und Nivellements, beſchäftigt, ſo daß er ebenſo wie ſein Bruder 
für bie Stadtplanarbeiten faft völlig ausfiel. Zeitweife mußten auch 
noch andere Kräfte bei dringenden Arbeiten herangezogen werden. 
profeffor Sadebeck, dem der Magiſtrat am 7. Dezember 1857 bie 
Oberleitung über die ſämtlichen bei der Aufnahme des Stadtplanes 
vorkommenden Geſchäfte übertragen hatte, unter gleichzeitiger бог 
während einer jährlichen „Remuneration“ von 400 Rthlen., berech- 
nete die auf laufende Arbeiten während der Otabtplanmeffung ent- 
fallenden оеп auf rb. 2730 Rthlr. Die monatlichen Roften für ben 
Stadtplan berechnete er auf 220 Rthlr. ohne fein Honorar“). 

Die erſten beiden Kartenſchränke zur liegenden Aufbewahrung der 
Sektionen bewilligte der Magiftrat im November 1857. Im Oktober 
1858 kam der erſte, auf $runb des neuen Stadtplans hergeftellte 
Bebauungsplan ber Ohlauer Dorftabt im Büro VII zur Offenlegung. 
Ende September 1860 waren die Arbeiten für den Stadtplan, wie 
Sadebeck bereits im Zuni berichtet hatte, endgültig beendet“ ]. Als 
Ergebnis lagen vor"): 1. Ein Stadtplan im Maßſtab 1:1000 (10 Rue 
then auf 1 $011), leider ohne Grenzverhandlungen, beftehend aus 
52 Sektionen, jede in ber Blattgröße von 2 Fuß Länge unb 1% Fuß 
Breite, 2. ein Plan 1:1500 (15 Ruthen auf 1 $011), als Bebauungs- 
plan gedacht, beftehend aus 6 Sektionen, unb 3. ein Aberſichts⸗ oder 
Generalplan im Maßſtab 1:5000 (50 Ruthen auf 1 $011), beſtehend 
aus 2 Sektionen. 

Яп Koſten hatten bie Stadtverordneten bewilligt“): 

im Jahre 1846 = 1700 Xtblr. 
„ „ 1855 = 1721 , (Befhluß vom 25. Auguft) 
„ „ . %%, „ 8. Oktober) 


„ „ 1858 = 5500 „ „ 16. Dezember) 
Юу 34999 3990 С 20 , „ 97. Februar) 
insgeſamt 13921 Kthlr. 


1) f. a. O. Bl. 197, 214. 

'*) Ebd. Bl. 200, 206, 240 fl. 

з) Ebd. Bl. 258, 294. 

% fl. d. O. Bl. 290 J. Schreiben des Magiftrats vom 26. Oktober 1862, ferner 
Bl. 263 Stadto.⸗Beſchl. vom 12. Mai 1859, unb 240 fl. 
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Zieht man hiervon die nach Sadebecks Berechnung für laufende Der- 
mefjungsarbeiten entſtandenen Koften mit 2250 Rthlr. ab, јо betrugen 
bie Öefamtausgaben für den Stadtplan rd. 11 200 Xtblr. einſchl. des 
Honorars von 1800 Rthlr., das Sadebeck für die viereinhalbjährige 
Leitung der Arbeiten erhielt. 


Voller Stolz auf ben neuen Stadtplan verſprach der Magiſtrat in 
einem Dankſchreiben vom 28. juni 1860 an Sadebeck, für die бог 
führung und Erhaltung des Kartenwerkes mit der größten Sorgfalt 
und Genauigkeit Dorforge zu treffen. 


zu dieſem Fwecke wurde das „Büro für den Stadtplan“ zunächſt 
als „Büro zur Fortführung des Stadtplanes“ bzw. „Plankammer“, 
jpäter „Geometriſches Büro“, der Bauverwaltung — Büro-Abteilung 
VII — angegliedert. Die Verwaltung des Planbüros übertrug der 
Magiſtrat den beiden Brüdern und Mitarbeitern am Stadtplan, dem 
Bauhofsinſpektor Hermann Hoffmann und bem Diätar Auguft Hoff- 
mann. Hermann Hoffmann, feit 1. April 1861 zum etatsmäßigen 
Conducteur, ab 1. Dezember 1865 zum „Raths⸗Conducteur“ ernannt, 
ſollte die laufenden Bermeſſungsarbeiten erledigen, während flugujt 
Hoffmann, ab 1. Januar 1863 als Affiftent etatsmäßig angeſtellt und 
am 1. Januar 1866 zum Geometer ernannt, für die Erhaltung und 
Fortführung des Stadtplanes als dazu beſonders geeignet beſtimmt 
wurde"). Huch die beiden ſtändigen Meßarbeiter Hübner und Poſer 
wurden für die Außenarbeiten dem Planbüro zugeteilt. Das übrige 
Perſonal, das unter Sadebeck gearbeitet hatte, wurde zunächſt ente 
laffen. Aber ſchon bald danach mußten zwei neue zeichner dafür ein« 
geftellt werden, da die Dermefjungsarbeiten für bie Bauverwaltung 
ſowie für bie übrigen Dienftftellen ſtändig zunahmen, flus den uns 
erhaltenen Tagebüchern bzw. Cagebuchreſten willen wir, daß die lau- 
fenden Anträge auf Abftedung von §ludtlinien uſw. im erſten dahr- 
zehnt nach der Gründung des „Öeometrifhen Büros“ jährlich etwa 
300 bis 360 Einzelvorgänge umfaften. Neben dieſen laufenden flt 
beiten mußte der Stadtplan für den Drud der einzelnen Gektionen 
vorbereitet werden. Wie ſehr damals die Entwicklung der Stadt ein- 
ſetzte und welche Wichtigkeit der Tätigkeit ber Bauverwaltung bei- 
gemeſſen wurde, zeigt ſich auch darin, daß Ende Oktober 1862") ber 


1) ff. a. O. Bl. 505 fl.; Arch. 21. 4. 1 Bd. 1 Bl. 1 ff. 
1% Ard. 21.4.1 Bd. 2 Bl. 105 unb 105. 


Oberbürgermeifter Elwanger nicht nur den Vorſitz in ber Gtadtbau- 
deputation, fonbern laut Verfügung vom 10. November desſelben 
Jahres auch das Dezernat übernahm, um die Verhandlungen in allen 
fingelegenheiten betreffend die Bebauungspläne der Stadt und Ит; 
gebung ſowie bie Anlegung von Straßen und Plätzen und die Хеди, 
lierung der vorhandenen Straßen und Plätze perſönlich zu führen. 

Im Zuli 18657) wurde die Herſtellung des erſten reduzierten Stadt- 
planes 1:10 000 als Aberſichtsplan in 2000 Druckſtücken für den Фе, 
brauch des Publikums beſchloſſen. Die endgültigen бойоп für dieſen 
von dem Geometer Hoffmann gezeichneten Plan betrugen 740 Thlr. 

Als im März 1866") der Magiſtrat dem profeffor Dr. Sadebeck in 
Anerkennung feiner Derdienfte um die Herſtellung des Stadtplans je 
ein Stück der im Druck erſchienenen Sektionen überfandte, teilte 
dieſer in feinem Dankſchreiben an die Stadt mit, daß er den Plan bei 
einem Vortrag in der hieſigen Heographiſchen Geſellſchaft vorgelegt 
hätte. Man habe ſich allgemein ſehr beifällig über die vom Magiſtrat 
angeordnete Arbeit ausgeſprochen, und der Digeprüfibent habe noch 
beſonders darauf hingewieſen, „daß bis jetzt nur eine einzige Stadt, 
nämlich Neapel, dem Beifpiel Breslaus gefolgt fei“. Huch die Königl. 
Bibliothek in Berlin, der auf Verlangen je ein Stück der Druckſektionen 
und des Aberſichtsplanes überſandt wurde, äußerte ſich in ihrem 
Dankſchreiben vom 27. Mai 1862") ähnlich unb betonte, daß ſolche 
ausführlichen und großen Pläne nur von ſehr wenigen Städten vor- 
handen feien. Selbſt Berlin habe eine ſolche Aufnahme noch nicht 
aufzuweiſen. 

Aus eigenem Antriebe ernannte der Magiſtrat am 27. fluguft 18227) 
den Geometer Auguft Hoffmann zum „Rathsgeometer“ und übertrug 
ihm die Funktion eines Bürovorſtehers des Geometriſchen Büros 
unter ausdrücklicher Betonung, daß dadurch an dem Umfange der 
bem „Raths⸗Conducteur“ Hermann Hoffmann übertragenen Geſchäfte 
nichts geändert werde. 

Bei der Trennung des ſtädtiſchen Bauweſens іп Hoch- und Tiefbau 
im Jahre 1864") wurde zunächſt der Raths⸗Conducteur Hoffmann 


) Arch. 21.1.1 8 Bd. 8 Bl. 92 und 197. 
1) Ebd. Bl. 142 . 

19 Ebd. Bl. 159 unb 191. 

% Ard. 1. 7. 1 Н Nr. 44 Bl. 17 und 24. 
11) 91, 4. 1. Bd. 2 Bl. 1591. 
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dem Stadtbaurat о. Хоит (Tiefbau) unb ber Rathsgeometer Hoff- 
mann dem neu berufenen Stadtbaurat Fimmermann (£odjbau) je ип; 
mittelbar unterſtellt. Amtliche Aufträge jeder Act”), auch foldje von 
Magiſtratsmitgliedern, durften dem Феотей феп Büro nur über 
den jeweils zuſtändigen Stadtbaurat erteilt werden. 

Erſt als am 1. Auguft 1873 und erneut am 1. Oktober 18227) die 
Bauverwaltung neu organifiert wurde, unterſtellte der Magiſtrat das 
Geometriſche Büro einſchließlich der Plankammer nur noch dem 
Stadtbaurat für Tiefbau allein und unmittelbar. Im 8 11 der а; 
giſtratsverfügung vom 24. Auguft 1877 betreffend die Organijation 
der Bauverwaltung, die gleichzeitig als erſte Geſchäftsanweiſung für 
das Geometriſche Büro anzufehen ift, heißt es wörtlich: 

„Die fluffidjt über das Geometriſche Bürdau гејр. die Plankammer 
und über die Beamten desſelben führt der Stadt⸗Baurath für den 
Tiefbau. In dem geometriſchen Bureau werden die geometriſchen Яг, 
beiten der Örenzregulierungen, der Stadt⸗Baupläne, der $e[tftellung 
von Sluchtlinien, alle Nivellements, überhaupt alle §eldmeſſerarbeiten, 
geleiſtet. 

Außerdem liegt dem geometriſchen Büreau als Plankammer bie 
Aufbewahrung und Conſervierung Jümmtlidjer Pläne und Feich⸗ 
nungen ob, jedoch mit Ausnahme ber Duplicate ber Privatbau-geidy- 
nungen, welche im Büro VII verbleiben. 

Die Bau-Inſpektionen und das geometriſche Büreau verkehren ип, 
mittelbar miteinander und werden angewieſen, ſich gegenſeitig die 
nöthige Auskunft event. durch Sorlegung der nöthigen Pläne, Feich⸗ 
nungen, Nivelliments etc. ohne Weitläuſigkeiten zu ertheilen. 

Bei entſtehenden Streitigkeiten entſcheidet zunächſt der Stadt⸗ 
Baurath für den Tiefbau.“ 

Mit diefer erſten Geſchäſtsanweiſung, bie bis zum Ende des DDL’ 
rigen Jahrhunderts beftand, wurde das Geometriſche Büro eine 
befondere ſtädtiſche Dienftftelle, die mit den übrigen techniſchen Dienſt⸗ 
ſtellen unmittelbar verkehrte. 

Antergebracht war das Geometriſche Büro (©. B.] feit 1. April 
1876") im zweiten Stock der vereinigten Häuſer Eliſabethſtraße 
10—15, Ят Rathaufe 28, und blieb dort bis zur Umfiedlung nach der 


) Dm. Я. Öeneralia 1 Bl. 1. 
з) Ard. 21. 1. 2. 9 Bd. 7 Bl. 158 ff. und 21. 4. 7. Bd. 1 Bl. 1—4. 
% 91,4, 1 BD. 4 Bl. 17 fl. Dort befand ſich zur felben Zeit auch das Büro VII. 
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Alten Börſe, Blücherplatz 16, Mitte Oktober 19017), wo es іф noch 
heute befindet, wenn auch bie urſprünglich bezogenen Räume teil: 
weiſe gewechſelt haben. 

Trotz der nach der Neugründung des Zweiten Reiches einſetzenden 
ſtarken Bautätigkeit und Erweiterung der Stadt, zu der ſpäter noch 
die heut unter dem Begriff „moderner Städtebau“ zufammengefaßten 
Beſtrebungen der Stadtverwaltung treten, hat das Geometriſche Büro 
unter dem Ratsgeometer Hoffmann keine weſentliche Erweiterung 
und Umgeftaltung erfahren. Erſt als dieſer auf eigenen Wunſch am 
1. April 1899 in den Ruheſtand verſetzt wurde und der bereits feit 
Oſtern 1875 in ſtädtiſchen Dienſten ſtehende vereidete Landmeſſer 
Richard Behuneck unter gleichzeitiger Ernennung zum Ratsgeometer 
die Leitung des Büros übernahm, beginnt für dieſes ein völlig neuer 
Hbſchnitt mit einſchneidenden Veränderungen des geſamten Aufbaues 
und Wirkungskreiſes. 


D. Entwicklung als „Städtiſches Bermeſſungsamt“ 
bis zur Gegenwart 


Funächſt wurde durch Magiftratsverfügung vom 10. März 1899!) 
die bisherige Bezeichnung „Geometriſches Büro“ vom 1. April 1899 
ab in „Städtiſches Bermeſſungsamt“ (Um. Я.) umgewandelt. 

Sofort nach der Abernahme des Amtes unternahm Behuned eine 
Dienſtreiſe und beſuchte die Stadtvermeſſungsämter von Dresden, 
Leipzig, Magdeburg, Hannover, Hamburg und Berlin. Das Ergebnis 
dieſer Reife’), von ber er beſonders viele und wertvolle Anregungen 
aus dem Hamburger Dermefjungsamt mitbrachte, war die völlige 
Aus- unb Umgeftaltung des Breslauer Amtes, deſſen damaliger Auf- 
bau in feinen Grundzügen noch heute beſteht. Naturgemäß galt die 
Hauptſorge zunächſt wieder der wichtigſten Grundlage jedes [tade 
tiſchen Bermeſſungsamtes, dem Stadtplan. Da die Stadtmeſſungen 
der beſuchten Orte, außer der von Hamburg, ſpäter entſtanden waren 
als die Sadebeck'ſche Meſſung in Breslau, waren überall in den ап; 
deren Städten Erfahrungen benutzt worden, die Breslau J. $. noch 


) Ard. 21. 1. 1. 8 Bd. 8 21. 286; Dm. Я. Фопегайа 1 Bl. 27. 
) Um. Я. Öeneralia Bd. 1 Bl. 2. 
*) Ard. 21. 1. 1. 8 Bd. 8 Bl. 181 fl. 


fehlten. So mar ber Gabebed'fdje Plan nicht wie die Stadtpläne der 
genannten Städte aus alten Handriſſen jederzeit wiederherftellbar. 
Da nun die Originalſektionen durch die dauernden Nachtragungen ber 
Veränderungen allmählich unbrauchbar werden mußten, empfahl 
Behuneck, zunächſt von den vorhandenen 90 Sektionen genaue ЯБ; 
zeichnungen zu ſchaffen und die Veränderungen in dieſe einzutragen, 
damit die Originalſektionen nicht vollkommen wertlos gemacht wurden 
und die Stadt nach etwa 10-15 Jahren vor die Frage einer voll. 
ſtändigen Neumeſſung des Stadtplanes geſtellt würde. 

Außerdem wurde ein neuer Aberſichtsplan 1:5000, $. C. mit Flucht- 
linien und Grundbeſitz, geſchaffen. Aud die fifteneinteilung, ſogen. 
Blodeinteilung, wurde damals neu geſchaffen, ebenſo die noch heute 
im weſentlichen beftehende Plankammerordnung und »einrichtung. 

fim 27. Januar 1900") genehmigte der Magiſtrat bie erſte beſondere 
Geſchäftsordnung für das Im. Я. einſchließlich der Plankammer. Als 
Ergänzung dazu wurde ein Arbeitsplan aufgeſtellt, der eingehende 
Vorſchriften über die Führung der neuen Xegiftratur und der Plane 
kammer enthielt ſowie weiter nähere finmeifungen gab, wie bie рег, 
ſchiedenen, den einzelnen neugebildeten Abteilungen zugewieſenen 
firbeiten am beſten gleichmäßig und ſachgemäß zu erledigen waren. 

Nach dieſer Geſchäftsordnung unterſtand das Um. Я., wie vorher 
das Geometriſche Büro, dem jeweiligen Stadtbaurat für Tiefbau, der 
als Dezernent für alle bem Amt erteilten Aufträge zuſtändig war. 
Dem Ratsgeometer als Leiter bes Эт. H. waren die Beamten, Яп» 
geſtellten und Arbeiter des Amtes unmittelbar unterſtellt. Ihm lag 
die verantwortliche Leitung des Geſchäftsganges ob. Sein ſtändiger 
Vertreter war der dienſtälteſte Landmeſſer, bei deſſen Abweſenheit der 
jeweils nächſtdienſtälteſte. Das Amt war in vier Abteilungen nach 
ſachlichen Arbeitsgebieten gegliedert. Jeder Abteilung ſtand ein Land- 
meſſer als fibteilungsleiter vor, der für die Abteilung und ihre Нг, 
beiten verantwortlich blieb. 


Die Abteilung I umfaßte die Plankammer, die Regiftratur, bie 
Straßennumerierungen, Bearbeitung von Bebauungsplänen, 5114)» 
linienabftedungen und Hrundwaſſerſtandsbeobachtungen. 


Die Abteilung II bewirkte die Neuherſtellung der Sektionen des 
Stadtplanes unb die Erhaltung derſelben auf der Gegenwart, ferner 


*) 3m. Я. бепегайа 1 Bl. 8 fl. 
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die Herſtellung aller Abzeichnungen daraus, die Vorbereitung ber 
Amdruckpläne ſowie die Erledigung der ihr vom Leiter zugewieſenen 
laufenden Arbeiten, wie Fluchtlinienabſteckungen иш. 

Der Abteilung III waren übertragen bie Aufnahme aller Nivelle⸗ 
ments, die Erweiterung und Ergänzung des Nivellementsnetzes, 
ferner alle Meſſungen für die verſchiedenen Amtsftellen mit Ausnahme 
ber Meſſungen für ben ſtädtiſchen Grunbbefi&. Nötigenfalls hatte 
auch dieſe Abteilung fintráge auf fibftedung von Fluchtlinien zu ег, 
lebigen. 

Die Abteilung IV batte ben Grundſtücksatlas zu bearbeiten und 
fortzuführen, außerdem alle Хїедеп| уа п der Stadt innerhalb des 
Weichbildes, unter Aufnahme von Grenzverhandlungen mit den 
Nachbarn, zu vermarken und zu vermeſſen. Dabei follten die durch⸗ 
geführten Neumeſſungen des ſtädtiſchen Grundbeſitzes auch ins ба, 
taſter gebracht werden. Weiter führte die Abteilung IV alle Meſ⸗ 
Jungen und Höhenaufnahmen auf ben ſtädtiſchen Gütern und $orften 
aus, erledigte ferner die jährlichen Örenzbegänge unb alle den ſtäd⸗ 
tiſchen Grundbeſitz betreffenden Fluchtlinienabſteckungen. 

Das Perſonal der Abteilungen I bis IV beſtand außer den Ab- 
teilungsleitern aus fünf, vier, einem und zwei Beamten (Zeichnern), 
das geſamte Perſonal des Dm. Я. mithin aus 17 flebeitskräſten ein» 
ſchließlich des Leiters. Nach der Geſchäftsordnung follten die Abe 
tellungsvorſteher, bie fi gegenſeitig vertreten mußten, im alle 
gemeinen nach näherer finorbnung des Ratsgeometers periodiſch in 
der Führung der Abteilungen wechſeln. Praktiſch hat aber ein ſolcher 
Wechſel nie ſtattgefunden. Selbſtverſtändlich ſtand es dem Amts- 
leiter jederzeit frei, die Arbeiten im Halle der Aberbürdung einer 
fibteilung anderweitig zu verteilen. 

Das neue Jahrhundert brachte dann auch dem Bm. Я. Arbeit in 
Hülle und Hülle. Durch die um die Jahrhundertwende erfolgten Ein- 
gemeinbungen'): 1895 Gut Pöpelwitz, 1897 Hemeindebezirke Pöpel- 
witz und Kleinburg, 1904 Herdain, Dürrgog, Morgenau und Seer. 
beutel und ſchließlich 1911 Gräbſchen, wurden Neumeſſungen dieſer 
$ufammen 1900 Hektar umfaffenben Gebiete erforderlich. Herner 
mußte ber Oabebed'[dje Plan vollſtändig erneuert, auf die Gegen- 
wart gebracht und für die eingemeindeten Gebiete erweitert werden. 
Die fortſchreitende Bebauung und Erweiterung des Stadtgebietes 
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forderte immer dringender ein möglichſt enges Netz von Höhenfeſt⸗ 
punkten, das hauptſächlich in den Jahren 1905/04 und 1906/08 де, 
ſchaffen wurde. 

Während das Perſonal des Um. Я. am 1. April 1899 einſchl. des 
Leiters aus 5 vereideten Landmeſſern und 12 weiteren techniſchen 
Kräften beftanb, hatte es іф im Februar 1904“) mit 7 Landmeſſern, 
20 Feichnern und 4 ſtändigen Arbeitern faſt verdoppelt, und am 
1. Oktober 1921, als der gegenwärtige Leiter, Bermeſſungsdirektor 
Lörke, das Amt übernahm, mit 9 Landmeſſern, 27 Geometern und 
17 weiteren Kräften, insgeſamt 55 Beamten und Angeſtellten, mehr 
als verdreifacht. Im Mai 1908") beſtimmte ber Magiſtrat, daß nur 
noch ſolche Vermeſſungstechniker angeſtellt werden dürfen, bie vor 
der ſtädtiſchen Verwaltung eine Prüfung mit Erfolg abgelegt oder die 
im Staatsdienſt die Prüfung als Kataſterzeichner beſtanden haben. 
Im Jahre 19147) berichtete Behuneck wiederholt, daß bie Aberbürdung 
des Um. Я. ſtändig zunehme. Er führte das im weſentlichen darauf 
zurück, daß die Anträge von anderen Dienſtſtellen an das Bm. Я. 
wegen Anfertigung von Plänen ufw. auf ihre unbedingte Notwendig⸗ 
keit nicht genügend geprüft würden, weil biefen Dienſtſtellen natur» 
gemäß das Derftünbnie für den nötigen Arbeitsaufwand fehlen 
mußte. Behuneck empfahl daher ſchon damals, für das Bm. Я. einen 
eigenen Haushaltsplan zu führen und alle Arbeiten für andere Dienſt⸗ 
ftellen entſprechend zu bewerten und ihnen in Rechnung zu ſtellen, 
damit unnötige und Doppelarbeiten verſchwänden. Im Jahre 1914 
waren allein im Außendienft 7 Landmeſſer, 6 Vermeſſungsaſſiſtenten 
(jetzt Geometer) unb 6 Meßgehilfen (jet Dermefjungsajfiftenten), 
dazu noch aushilfsweife 5—6 Arbeiter vom Steinlagerplatz ſtändig 
zu mindeftens Fweidrittel des Jahres beſchäftigt. Bei den Aufen- 
arbeiten machten ſich trotz der zur Verfügung ſtehenden Straßenbahn 
bie langen finmarjdjmege zu den ver[djiebenen Firbeitsftellen immer 
mehr als übelſtändig bemerkbar, da ſie einen verhältnismäßig großen 
Teil ber Arbeitszeit verſchlangen. 

Allen diefen Sorgen bereitete der Krieg 1914 ein jähes Ende. Die 
laufenden Vermeſſungsarbeiten ruhten faft ganz und drei Fünftel des 
Perfonals ftanben im Kampfe für das Vaterland. 


°) 21.1.1.8 Bd. 9 Bl. 215 fl. 
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Pa Die Entwicklung von Breslau, 
seine Eingemeindungen und Einwohnerzahlen. 


Nach dem Planmaterial des Vermessungs-Amtes und des Statistischen Amtes. 
Unbedeutende Veränderungen sind nicht besonders dargestellt. 


Ungef. Maßstab 1:70000. 


ход» др 8 ' 3 sum 


526200 
555900 
611000 
625000 


Mm јо größer und umfangreicher traten die Aufgaben nach dem 
Kriege an das Vermeſſungsamt und feinen Leiter heran. Ят 6. Juli 
19207) genehmigte ber Magiſtrat die Beurlaubung des Ratsgeometers 
Behuneck und des Landmeſſers Blaſchke zur Ausführung der für die 
Eintragung von ſtädtiſchen Rechten ins Waſſerbuch notwendigen Ar- 
beiten bis 51. März 1921. Die Vertretung des Natsgeometers erhielt 
ber feit 1. Mai 1899 beim Im. Я. tätige drittdienſtälteſte Landmeſſer 
Richard Lörke. Im Juni 1921 erhielt Behuneck die Amtsbezeichnung 
„Bermeſſungsdirektor“)] unb trat auf eigenen Antrag am 1. Oktober 
1921 nach 48% jähriger Dienſtzeit in den Ruheſtand. Zu feinem Nach⸗ 
folger wurde Landmeſſer Lörke unter Ernennung zum Vermeſſungs— 
direktor beſtimmt. 


Im März des folgenden Jahres erhielt das Эт. A. wiederum eine 
neue Ge[djüftsorbnung"), ba die bisher geltende überholt und nicht 
mehr zeitgemäß war. Inzwiſchen ijt auch dieſe Geschäftsordnung пог, 
ſchiedentlich wieder abgeändert worden. Am bemerkenswerteſten ift 
darin der Satz: „Für die ſachgemäße und pünktliche Erledigung ift 
der Bearbeiter in erſter Linie fel b ft verantwortlich.“ Das Um. fl. 
vertritt alſo ſchon feit 20 Jahren den nationalſozialiſtiſchen Grundſatz 
der Selbſtverantwortlichkeit jedes einzelnen Beamten und Angeſtellten 
für bie von ihm geleiſtete Arbeit, ganz gleich, an welcher Stelle er 
ері. Dieſer Grunbjat ift für das Dm. Я. beſonders wichtig, weil ип, 
bedingte Fuverläſſigkeit, Genauigkeit und Berantwortungswille die 
unerläßliche Vorbedingung für ein erfolgreiches Arbeiten find. Daß 
dies für jeden einzelnen Gefolgsmann des Betriebes gilt, ift ſelbſt⸗ 
verſtändlich. Ohne dieſe Einftellung hätte das Um. Я. niemals den 
Kreis ſeiner Wirkſamkeit erlangen können, den es heute in dem 
großen Gefüge der Stadtverwaltung einnimmt. 


Die Zeit nach dem Kriege brachte dem Um. Я. eine ganz erhebliche 
Acbeitsvermehrung durch zahlreiche Sonderaufträge und gänzlich 
neue Arbeitsgebiete, die infolge der veränderten Geſetzgebung und 
Wirtſchaftslage entftanben. Die wichtigſten dieſer neu hinzugetretenen 
fitbeiten find folgende: 


m. A. Alten Generalia 1 Bl. 288. 
Mag.⸗Beſchluß vom 14. April 1921, Stadto.-Beſchluß vom 2. Juni 1921. 
Um. Я, Akten 30 Bd. 1 Bl. 4 ff. unb 24 ., Mag.-Beſchluß vom 21. März 1922. 


3 Befchicdhte der Stadt Breslau (9) 33 


a) Die Waſſerrechtsſachen auf Grund des Waſſergeſetzes vom 
7. April 1913. 


b) Die Beſchaffung des geſamten Planmaterials für den Ideen- 
wettbewerb zur Erlangung eines Öeneralbebauungsplanes im 
Jahre 1921/22. 

c) Die zahlreichen Vorarbeiten für die umfangreichen Eingemein- 
dungen von 1928, beftehend in Plänen aller Art, Ermittelungen 
zur ßeſtlegung des Umfanges des Eingemeindungsgebietes, 
Seftftellungen in ben fámtlidjen Vororten über den Charakter 
der Wege unb Waſſerläufe, trigonometriſchen Arbeiten, ſowie 
Neumeſſung der Gemarkungen Carlowitz und Roſenthal nach 
ben kataſteramtlichen Vorſchriften, ferner 3efdjaffung bes plan: 
materials, größtenteils durch Luftbildaufnahmen, für ben Aber⸗ 
ſichtsplan 1:5000. 


d) Die Einleitung und Veranlaſſung ber Neumeſſung des Ein- 
gemeindungsgebietes durch die Kataſterneumeſſung. 


e] Die Schaffung eines einwandfreien, möglichſt dichten Netzes von 
Höhenfeſtpunkten im ganzen neuen Stadtgebiet. 

f) Die Abernahme des Grundſtückslagerbuches mit Pachtſachen 
unb Örundwertbogen am 1. Oktober 1924. 

8) Die Arbeiten der Hauszinsſteuer- und Örundvermögensfteuer- 
angelegenheiten. 

h) Die Schaffung einer Kaufpreisſammlung der unbebauten Grund- 
ſtücke als Grundlage für die Steuerarbeiten, Grundſtücks⸗ 
ſchätzungen, ſowie den Яп», und Verkauf von ſtädtiſchen Orund- 
ſtücken. 

i) Die Wahrnehmung der ſtädtiſchen Belange bei den Odergeſetz⸗ 
umlegungsſachen zur Durchführung der Hochwaſſerſchutzbauten 
von Steine bis zur Weidemündung. 

к) Die örtlichen und häuslichen Vermeſſungsarbeiten bei ber von 
Jahr zu даре in wachſendem Umfange erfolgenden Erschließung 
von Siedlungsgelände für die 
1) vor 1933 entftandenen Siedlungen: Werkbundausſtellung 

„Wohnung und Werkraum“ (Duwa), bie 100 Hektar umfaſ⸗ 
ſende Großſiedlung Zimpel, ſowie Eichborngarten Biſchofs⸗ 
walde (nördlich der Wilhelmshafener Straße), Groß Cſchanſch 


(ie&t Oro Ohlewieſen), Dürrgoy Merckelſtraße, Sauer- 
brunn, Eichborngarten Gräbſchen, Weſtend, Pöpelwitz, Neu⸗ 
kirch, Pilsnitz, Klein Maſſelwitz, Neu⸗Stabelwitz, Eichborn⸗ 
garten Carlowitz, Siedlung Hundsfelder Straße und 
Schwoitſch (jetzt Guentberbrüde); 


2) nach der Machtübernahme erbauten Siedlungen: in Leer⸗ 
beutel, Hrüneiche und Bartheln, Eichborngarten Biſchofs⸗ 
walde (füblidj der Wilhelmshafener Straße), Klein Cſchanſch, 
Gagfa Leedeborntriſt, Am CTatſchkegraben, in Klein Mochbern, 
Mariahöſchen, Schmiedefeld, Altenhain, Goldſchmieden, 
Stabelwitz mit ber Mufterfiedlung Waldwinkel, Groß Maffel- 
witz, Lilienthal, Cawallen und Hartlieb. 


1) Die Arbeiten für größere öffentliche Bauten, wie für bie Werder⸗ 


m 


— 


brücke, das Norder- und Süderoderkraftwerk, das Polizeipräſi⸗ 
bium, bie Heeresbauten in Carlowitz und Rofenthal, das Landes- 
arbeitsamt, das im Bau begriffene neue Regierungsgebäude 
uſw. 

Die infolge der verjchiedenen Arbeitsbejchaffungsmaßnahmen 
entftanbenen Aufgaben beim Ausbau des Bootshafens in Grün. 
eiche, der zahlreichen Otranb« und $lufbüber unb der Lohe, 
beim Ausbau der Fubringerſtraße zur Reichsautobahn ein: 
schließlich der Straße der Ofl., bei Straßenverlegungen (Mär- 
kiſche Strafe), Straßendurchbrüchen, befonders im Rahmen der 
Altftadtgefundung, bei der Erweiterung der Frieſenwieſe ſowie 
den Am- und Ausbauten im Hermann-Göring⸗Sportſeld. 


п) Die Befchaffung ber erſten Unterlagen für die Aufftellung der 


Erbhöferollen im Stadtgebiet und andere mehr. 


zu biefen vorſtehend aufgeführten Arbeiten und Arbeitsgebieten 
kommt noch die dauernde Arbeitsvermehrung durch bie Eingemein- 
dung von rb. 12 700 Hektar neuen Otabtgebietes, für das alle die 
laufenden fingelegenbeiten, wie z. B. Baugeſuche, Fluchtlinienpläne, 
Höhenpläne, fibftedfungsarbeiten aller Art uſw., kurz alle Arbeiten 
erledigt werden müſſen, die im alten Stadtgebiet bisher zu leiſten 


waren. 


Die Bewältigung dieſes großen flrbeitszuwachſes feit dem Kriege 
erfolgte teils durch Perfonalvermehrung, teils durch organiſatoriſche 
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Maßnahmen. So wurde 5.9. ſchon feit 1925") ben Geometern die 
ſelbſtändige Erledigung von Hußenarbeiten, mie fibſteckung von Flucht⸗ 
linien, Aufnahme von Höhenplänen ијш. übertragen, die vor dem 
Kriege nur von Landmeſſern ausgeführt worden ſind. Am 1. April 
1997") wurde zur Entlastung der beiden beſtehenden Abteilungen I 
und II und zur beſſeren Aufteilung der Arbeitsgebiete eine III. ЯБ; 
teilung gefdjaffen. Ein Jahr ſpäter, am 1. April 1928"), dem Tage 
der Eingemeindung, erfolgte eine gänzliche Neuverteilung der fit 
beitsgebiete. Gleichzeitig wurden aus den bisherigen Abteilungen 
drei Bezirksvermeſſungsämter (Bez. Dm. Я.) mit beſtimmter Gebiets- 
abgrenzung für die ihnen zugewieſenen laufenden Arbeiten gebildet. 
Der Leiter des Um. Я. erhielt im Februar desſelben Jahres“] bie 
gleiche Vollmacht für die Vollziehung von Raffenanweifungen wie die 
Leiter der Hoch- und Tiefbauämter. Um die Außenarbeiten wirt⸗ 
ſchaftlicher zu geftalten, wurde im Dezember 1928") ein Kraftwagen 
beſchafft. Der feit Januar 1929') beantragte zweite Kraftwagen wurde 
erſt nach der Machtergreifung im Oktober 1955 bewilligt und an⸗ 
geſchafft. Das Perſonal des Um. Я. erreichte am 1. Oktober 1929 mit 
insgejamt 73 Arbeitskräften ſeinen Höchſtſtand“]. 


fiber bereits Ende des Rechnungsjahres 1928 ließ ſich nach ber 
Scheinblüte von 1927 im ganzen Reiche ein ſtarker Konjunkturrück⸗ 
gang erkennen, der deutlich die zeichen des wirtſchaftlichen Tief- 
ftandes, wie Zunahme der Anterſtützungsfälle, wachſende Arbeits- 
loſigkeit und allgemeine Wirtſchaftsnot zeigte. Die eit der täglichen 
Sparverfügungen und ermahnungen war angebrochen. In den fol» 
genden Jahren fant bie Wirtſchaft des Zweiten Reiches und damit 
auch der Stadt Breslau immer ſchneller ab. 


Für das Um. Я. wirkte ſich dieſe Zeit des wirtſchaftlichen Berfalles 
in doppelter Hinſicht ungünftig aus. Die laufenden Arbeiten nahmen 
feit 1929 zwar zahlenmäßig ab, aber das Heſamtarbeitsgebiet nahm 
infolge der zahlreichen Sonderaufträge noch zu. Inſolgedeſſen wurden 


1) Blockakten 50 Bd. 1 Bl. 17. 
Ebd. Bl. 399 ff. 

) Ebd. Bl. 116. 

ч) Ebd. Bl. 114 R. 

1) Ebd. Bl. 208. 

1) Ebd. Bl. 224. 

) gl. Anlage III. 


wiederholt Veränderungen der Dienſtgeſchäfte bei den drei Bezirks⸗ 
vermeſſungsämtern, beim Lagerbuch unb bei der Kataſterabteilung 
erforderlich, um die Erledigung der im ganzen vermehrten Arbeits» 
laft zu bewältigen“ ]. Trotz Anerkennung dieſes Fuſtandes durch bie 
maßgebenden Stellen wurde das feit 1914 um 21 Arbeitskräfte пог, 
mehrte Perſonal des Dm. Я. im Berfolg ber allgemeinen Sparmaß⸗ 
nahmen und Perſonaleinſchränkungen von 1929 bis 1932 wieder um 
16 techniſche Kräfte vermindert. Dieſer Abbau an Arbeitskräften und 
die gleichzeitigen Kürzungen des Ausgabetitels für den Stadtplan 
hatten zur 50100, daß deſſen Fortführung und Ergänzung јо gut wie 
unmöglich wurde und damit das Эт. Я. in Gefahr kam, die Haupt- 
grundlage für feine Arbeitsleiftungen zu verlieren“). 


Erſt als in höchſter Not der Nationalſozialismus durch feine Macht- 
ergreifung Ende Januar 1933 Deutſchland vom Rande des Berderbens 
hinwegriß, begann auch für die Breslauer Stadtverwaltung eine neue 
hoffnungsfeohe Zeit. Bon ben in den Jahren 1929 bis 1932 abgebau⸗ 
ten 16 techniſchen Firbeitsfräften find bereits 7 wieder eingeſtellt. 
Die laufenden Arbeiten find im letzten Jahre zahlenmäßig ohne Be⸗ 
rückſichtigung der nicht zu erfaffenden Sondergebiete gegen das Jahr 
des Tiefftandes der Wirtſchaft 19529 um rb. 80% und gegen die Zeit 
ber höchſten Scheinblüte vor der Machtübernahme um rb. 15% де; 
ſtiegen. Es geht wie auf allen Gebieten der Wirtſchaft und Verwaltung 
auch im Bm. fl. wieder aufwärts“ ]. 


E. Gegenwärtige Organijation bes Gtadtuermejjungsamtes') 


Die gegenwärtige Organiſation des Städtiſchen Vermeſſungsamtes, 
der Umfang ſeines Wirkungskreiſes, feiner Pflichten und Rechte be» 
ruht auf der Neuverteilung der Arbeitsgebiete am 1. April 1928, dem 


'*) 241. Blockakten 55 Bl. 79 f., 90, 104, 128 uſw. 

'*) Dgl. Blockakten 50 Bd. 2 Bl. 87 fl., 170 fl. 30 Bd. 3 Bl. 145 fl.; 88 Bl. 44 fl. 
unb 15 (qahresberichte und Gtatiftit). 

39) Bgl. finlage III unb IV, 

') 241. hierzu die Anlage II. Eine vom Dermeffungsamt unabhängige befon- 
bere vermeſſungstechniſche Abteilung innerhalb der Stadtverwaltung befteht noch 
bei den ſtädtiſchen Ranalwerken als „Kulturtechniſche Abteilung und Plankammer“ 
mit einem Stadtoberlandmeſſer als Leiter, 6 techniſchen Arbeitskräften und 2 ftän- 
digen Meßgehilſen. 
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Tage der Eingemeindung von rb. 12700 Hektar Dorortgebieten, und 
der Geſchäftsordnung vom 21. März 1922 mit dem zugehörigen Яг» 
beitsplan. 

Das Зегтејјипдѕаті (Эт. fl.), an deſſen Spitze ein Dermejjungs- 
direktor als Leiter'] ſteht, iſt nach räumlichen Geſichtspunkten in drei 
Bezirksvermeſſungsämter eingeteilt: Bez. Im. A. І für ben Offen, II 
für ben Weſten und III für den Norden des Stadtgebietes einſchließ⸗ 
lich der außerhalb desſelben gelegenen Hüter und $orften. Jedem 
Bezirksvermeſſungsamt fteht ein Bermeſſungsrat als Leiter vor. Xe: 
ben dieſen drei Bezirksvermeſſungsämtern find die folgenden Gonder’ 
arbeitsgebiete: Regiſtratur, Plankammer mit techniſcher Bücherei, 
Lichtpausanſtalt mit Lichtbildnerei, Straßenbenennungen und 
numerierungen, Kataſterabteilung, Hrundſtückslagerbuch, ſteuerliche 
firbeiten und Grundbuchermittelungen dem Bermeſſungsdirektor ийг 
mittelbar unterſtellt. Der Wirkungskreis des Bermeſſungsamtes in 
bezug auf feine Arbeiten ift mithin ſowohl nach örtlichen wie fade 
lichen Geſichtspunkten aufgeteilt. 

Dezernent des Vermeſſungsamtes ift der jeweilige Stadtbaurat für 
Tiefbau. Der Vermeſſungsdirektor als Amtsleiter ift Hilfsdezernent‘) 
und als ſolcher mit beſonderen Vollmachten zur Vertretung des De: 
zernenten bei anderen Behörden uſw. ausgeftattet. Im Behinderungs- 
falle [Arankheit oder Urlaub ufw.) wird der Vermeſſungsdirektor 
durch einen Stadtvermeſſungsrat vertreten. Er ift außerdem Ure 
kundsbeamter gemäß den Beſtimmungen des Ausführungsgejehes 
zum BB. und beſitzt ebenſo wie die Bermeſſungsräte allgemeine 
Vollmacht für Grenzanerkennungen bei ben Fortſchreibungsmeſſungen. 

Der Amtsleiter ift Mitglied der Beiräte der Bauverwaltung und 
Baupolizei. 

Soweit die Vorgänge bae Dm. Я. und fein Arbeitsgebiet unmittel- 
bar betreffen, verkehrt es ſelbſtändig mit anderen Behörden, 5. B. ber 
Regierung, den Kataſterbehörden, Kulturamtsbehörden, Grundbuch⸗ 
ämtern, Finanzämtern ufm. 

Die Arbeiten der Regiſtratur, Plankammer uſw. erfolgen für das 
geſamte Stadtgebiet und den Geſamtgeſchäftsbetrieb des Amtes. Alles 
Nähere über die Aufteilung der Arbeitsgebiete und die Verteilung ber 


) Der gegenwärtige Leiter, Vermeſſungsdirektor Lörke, tritt auf Orunb der 


geſetzlichen Beſtimmungen am 51. März 1937 іп den Ruheſtand. 
*) Blockakten 50 Bd. 8 Bl. 555 ff. Derfg. vom 29. Juli 1955 und Bd. 4 Bl. 195 ff. 
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3. öt. aus 64 Arbeitskräften beſtehenden Belegſchaft des Dermefjungs- 
amtes ift aus ber finlage II, die Entwickelung des Perſonalbeſtandes 
[еі 1913 aus der Anlage III zu erfehen‘). 


Das Stadtvermeſſungsamt iſt eine ſelbſtändige Dienſtſtelle. Es hat 
einen eigenen Haushaltsplan. Soweit das Dermeffungsamt für ап, 
bere Dienſtſtellen der Stadtverwaltung arbeitet, findet eine Verrech⸗ 
nung ber frbeitskoſten für jede einzelne Arbeitsleiſtung ſtatt bzw. 
werden die tatſächlichen Koſten dem Dermeffungsamt jährlich im Dare 
auf folgenden Haushaltsplan von den betreffenden Verwaltungsſtellen 
zurückerſtattet, mit Ausnahme der Arbeiten für die Bauverwaltung. 


Eine eigene ſelbſtändige Regiſtratur war im Dermefjungsamt 
[ей jeher vorhanden. Außer der Führung der Tagebücher liegt der 
Regiſtratur noch bie rechneriſche Prüfung von Rechnungen, die Auf- 
ſtellung der Lohnliſten unb die Durchführung des Umlaufs ber (ой), 
niſchen jeit[djriften ob. 

фит Zwecke ber überfichtlihen Aufbewahrung ber Vorgänge und 
Bermeſſungsſchriſten beſitzt das Dermefjungsamt eine eigene Akten- 
führung, bie ſogenannten Blockakten, eine Einrichtung, bie in ihren 
Grundzügen noch heute befteht, wie fie im Jahre 1900 gefchaffen 
worden ift. би dieſem weck ift der Stadtbezirk in 5 Hauptabteilungen, 
nämlich Centrum (С), Nordoſt (NO), Südoſt (SO), Südweſt (SW) und 
Nordweſt (NW) eingeteilt, bie in einem Aberſichtsplan verſchieden⸗ 
farbig umgrenzt find. Dieſe 5 Hauptbezirke find wieder in Blocks auf- 
geteilt, die je ein beſtimmtes Stadtviertel und außerhalb des bebauten 
Stadtbezirks ein beſtimmtes von natürlichen Grenzen umſchloſſenes 
Gebiet umfaffen. Die einzelnen Blocks find innerhalb jedes Haupt- 
bezirks mit 1 beginnend durchnumeriert. Zeder Block erhält nach Be⸗ 
darf ein befonberes Н оп((04, beffen Bezeichnung unb Aktenſchwanz 
mit der Farbe unb der Bezeichnung des Aberſichtsplanes überein: 
ſtimmt. Außerdem ift jedem klktenſtück ein Lageplan möglichſt im 
Maßſtab 1:1000 vorgeheftet, in den die Blockgrenzen und die Blatt- 
zahlen ber eingehefteten Vorgänge eingetragen werden. Daß die Block- 
einteilung infolge der Eingemeindung vielfach verändert worden ift, 
daß zahlreiche weitere Akten über Sonderarbeitsgebiete und ver— 
waltungstechniſchen Inhalts ſeit dem Kriege hinzugekommen ſind, ſei 
nur erwähnt. 


© 391, Seite 40. 


Für die Ordnung, einwandsfreie Aufbewahrung und Verwaltung 
des geſamten ſtädtiſchen Planmaterials befteht, ſolange wie das ftäd- 
tiſche Dermeffungsamt, bie Plankammer. Ihr ift feit November 
1901 die Cechniſche Bücherei ber geſamten Bauverwaltung angeglie- 
dert. Herner obliegt dem Plankammerverwalter und feinem Mitarbei- 
ter die Verwaltung des Bürobedarfs und des Inventars, die Auf- 
ſtellung des Haushaltsplanes ſowie die techniſche Prüfung der Жеф; 
nungen. 


Die Verwaltung des Planmaterials, das neben den gegenwärtig 
maßgebenden Stadt- und Aberſichtsplänen, Umdruden, Stückvermeſ⸗ 
ſungsriſſen ufm. auch zahlreiche alte hiſtoriſche Pläne von unerſetz⸗ 
lichem Wert umfaßt, erfordert zu feiner Erhaltung eine befonders 
gewiſſenhafte und pflegliche Behandlung. In den erſten Jahrzehnten 
ihres Beſtehens bis Ende des vorigen Jahrhunderts gab es keine 
befonbere Plankammerordnung. Die entliehenen Pläne und Seide 
nungen, die an ſich ſachgemäß eingetragen und gebucht waren, mußten 
jährlich auf kurze Zeit zwecks Nachprüfung ber Plankammerbeſtände 
zurückgegeben werden. Die im Jahre 1899 der Plankammer gegebene 
Einrichtung unter Beibehaltung der bisherigen Buchungsart der 
Pläne nach 34 Hauptabteilungen [Kapitel] und 107 Unterabteilungen 
(Titel) hat ſich bis heut bewährt und gewährleiſtet ein ſchnelles Auf- 
linden jedes einzelnen Planes, beſonders da ſeit 1899 auf jedem Plan 
außerdem noch ber Aufbewahrungsort — Schrank, 544) und Mappen- 
Nr. — verzeichnet wird. Trotz des Gebietszuwachſes durch die біп, 
gemeindung vom 1. April 1928 brauchte nur die bisherige Citel⸗Ein⸗ 
teilung erheblich erweitert zu werden, um die zahlreichen neuen Pläne 
einzuordnen. Das Syſtem an іф blieb unverändert. Ferner mußte 
die ſchon lange beabſichtigte Erweiterung der Plankammerräume im 
Jahre 1932 durchgeführt werden, womit allerdings die Raumnot noch 
keineswegs beſeitigt worden iſt. Sobald als möglich follen auch die 
1899 in Buchform angelegten Stichwort⸗Verzeichniſſe für die Karten 
und Pläne auf die баг Цогт umgeſtellt werden. Für die ber Plane 
kammer angeſchloſſene techniſche Bücherei ift dies bereits erfolgt. 


Alle Pläne werden grundſätzlich nur noch in Mappen aufbewahrt. 
In Kapſeln dürfen Pläne in der Plankammer nur ausnahmsweiſe 
verwahrt werden. Für gewiſſe Pläne, z. B. Neumeſſungskarten, Höhen⸗ 
pläne, Stückvermeſſungsriſſe und Fluchtlinienpläne, bie іф im Dere 
zeichnis nicht kurz und treffend bezeichnen laſſen, ſind Aberſichtspläne 
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(Drude des Otabtplane 1:1000, 1:2000 bzw. 1:5000), in denen bie 
Einzelpläne mit Begrenzung ihres Umfanges unb plannummer Cine 
getragen find, zum Auffinden angelegt worden. Diefelbe Einrichtung 
ijt auch für bie umfangreidje Lichtbilderſammlung ber Plankammer 
eingeführt. 

In der Plankammer werden aufbewahrt: der Stadtplan, die hiftori- 
[деп Karten, die Bebauungspläne, bie Straßenpläne der Ciefbau— 
verwaltung, die Feichnungen der Kanaliſationswerke, die За) 
nungen ſtädtiſcher Hochbauten und Brücken, die Drucke des Gtadt- 
plans, die Lichtbildaufnahmen, die Lichtbilder von Alte und Хи», 
Breslau und die Cechniſche Bücherei der Bauverwaltung mit etwa 
4000 Bänden. 

Dem Vermeſſungsamt wurde außerdem anläßlich der Auflöfung 
bes Bauamtes Н 4 am 1. Oktober 10947) unb der Verteilung der бо» 
фае dieſes Bauamts auf die fimter Н 2 und Н 3 bie Lichtpaus⸗ 
anſtalt und Lichtbildnerei angegliedert unter der Bedingung, 
daß ſich an der bisherigen Alrbeitsweife nichts ändert, insbeſondere 
die Bauämter befugt find, Aufträge unmittelbar an die Lichtdruckerei 
zu erteilen. Die Koſten werden vierteljährlich verrechnet. Seit An- 
fang 1928 iſt die Lichtpausanſtalt durch Anbringen von verſchiedenen 
techniſchen Berbeſſerungen wirtſchaftlicher geſtaltet worden. Da die 
Lichtpausanſtalt jährlich etwa 3500 Quadratmeter Lichtpauſen für die 
geſamte Bauverwaltung herſtellt und dadurch eine Kraft dauernd Бо» 
ſchäftigt wird, ift ihre Notwendigkeit im November 19847] erneut ап, 
erkannt worden. 

Dagegen iſt bie Lichtbildnerei feit 1. April 19327) Јо gut wie ſtill⸗ 
gelegt, da der Betrieb durch den erheblichen Rückgang der Aufträge 
unwirtſchaftlich geworden ift. Zur Zeit werden nur noch Abzüge von 
den vorhandenen Negativen, Reproduktionen, Diapoſitive und in 
dringenden Fällen Einzelaufnahmen, z. B. bei Prozeſſen der Stadt, 
oder Spezialaufnahmen für die Otabtfanierung ufw., ausgeführt. 
Außerdem werden, wie bisher, im Bedarfsfalle maßſtäbliche Verklei⸗ 
nerungen und Vergrößerungen von Karten, Plänen und ßeldbüchern 
hergeſtellt. 

Als weitere Sonderarbeitsgebiete neben den Bezirks- 
vermeffungsämtern find noch zu nennen: Die Kataſterabteilung, das 

*) Blockakten 50 Bd. 1 Bl. 21, 112. 


9 Ebd. Bd. 4 Bl. 202. 
Э Blockakten 30 Bd. 3 Bl. 74 fl. 
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Lagerbuch, die Oteuerarbeiten, bie Straßenbenennungen unb Nume- 
rierungen von Grundſtücken ſowie bie Hrundbuchermittelungen. Aber 
die Entwicklung und den flebeiteumfang dieſer Sonderaufgaben des 
Bermeſſungsamtes wird im nächſten fbſchnitt das Nötige geſagt шог» 
den. Hier [ei noch kurz bie Perſonalfrage geftreift. 

Das fimt hat zur Zeit eine Belegſchaft von insgeſamt 64 Firbeits- 
kräften. Darunter befinden ſich einſchließlich des fimtsleiters 8 Dere 
eidete Landmeſſer (Dermeffungsingenieure), 55 Geometer, 4 Karto- 
graphen, 8 Lithographen und Cechniker, 5 Vermeſſungsaſſiſtenten und 
4 Derwaltungsangeftellte (d. J. 1 Regiſtrator unb 3 Schreibmaſchinen⸗ 
kräfte]']. 

Einer beſonderen Erläuterung bedarf bie Gruppe ber 5 Vermeſ⸗ 
ſungsaſſiſtenten [darunter 2 Obervermeſſungsaſſiſtenten]). Es find dies 
planmäßig angeſtellte Hilfskräfte für die örtlichen Bermeſſungsarbei— 
ten. Da es fi bei ihnen um beſonders ausgejuchte, leiftungsfähige 
Hrbeitskräfte mit langjähriger praktiſcher Erfahrung bei örtlichen 
Meſſungen aller Art handelt, ſtellen fie für den Dermeffungsingenieur 
und den Geometer bei den flufenarbeiten eine beſonders wertvolle 
Hilfe dar. Außer ben Bermeſſungsaſſiſtenten find im Jahre 1956 für 
Hilfeleiftungen bei ben örtlichen Meſſungsarbeiten noch 16 Arbeiter 
mit ungleicher Arbeitsdauer beſchäftigt worden, und zwar 

7 Arbeiter während 12 Monaten 

6 T 9 10 ” 

5 ^ 5 8 " 

oder 14 Arbeiter während 12 Monaten’). 

In dieſem Jahre werden infolge der vermehrten Stellen für geprüfte 
Vermeſſungstechniker, von denen 3 für ben Außendienft beftimmt find, 
99 flrbeiter mit zufammen 216 Monaten oder 18 Arbeiter zu je 
12 Monaten benötigt. Hierzu kommen noch 6 Arbeiter für je 9 Mo⸗ 
nate, welche bae Bermeſſungsamt der Preußiſchen Kataſterneumeſ— 
ſung zu ſtellen vertraglich verpflichtet iſt. 

Die Beſchäftigung der Arbeiter erfolgt gewöhnlich von März bis 
Dezember. In den Wintermonaten werden fie, ſoweit im Bermeſſungs— 
amt für fie keine Verwendung ift, auf den Steinlagerplätzen der [tade 
tiſchen Ciefbauverwaltung beſchäftigt. Einige finden als Schulheizer 
bei der Schulverwaltung Unterkunft. 


zuſammen während 
168 Monaten 


Vgl. Anlage III. 
*) Blockakten 30 für 1936. 
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F. Die Arbeitsgebiete des Ofabtvermojjungsamtes im einzelnen 
1. Allgemeines 


Der Wirkungskreis und die Tätigkeit des Stadtvermeſſungsamtes 
in Beziehung zur Geſamtverwaltung der Stadt ift in doppelter Din’ 
ſicht bemerkenswert. Das Vermeſſungsamt ift gleichzeitig Sammel- 
unb Ausgangspunkt für alle das Stadtgebiet und den ſtädtiſchen Зе, 
fit, umfaffenden fingelegenbeiten. Es gehört zu denjenigen ſtädtiſchen 
Dienſtſtellen, bie mit einem großen Teil aller Derwaltungsgebiete eng 
verknüpft find und in vielfeitiger, umfaffenber Weiſe von den anderen 
Derwaltungsftellen zu Auftragsarbeiten herangezogen werden. Im 
Sermeffungsamt laufen alle Angelegenheiten, bie die örtlichkeit unb 
ihre Entwicklung betreffen, zufammen. Hier bleiben auch die Beamten 
unb Angeftellten dauernd in einer Dienftftelle, ohne verſetzt zu werden, 
und gewinnen dadurch eine gute Geſamtüberſicht über alle betlichen 
Vorkommniſſe. Die dadurch gegebene Gelegenheit, dieſe vollſtändige 
Aberſicht in geeigneter Art, z. B. in der Plankammer, in Karteien, im 
Lagerbuch шуш. zu jammeln und zu erhalten, ift für die Stadtgemeinde 
von größter Bedeutung, da hierdurch für alle Zeiten ein getreues Bild 
von der örtlichen Entwicklung des Stadtgebietes und der einzelnen 
Srundftüde feftgealten wird. Daß [olde Einrichtungen nicht nur 
für die geſamte Stadtverwaltung, ſondern auch für andere Derwal- 
tungen und nicht zuletzt für die geſamte Bürgerſchaft nutzbringend 
find und dienſtbar gemacht werden können, bedarf keiner beſonderen 
Beweisführung. 

Die vom Dermeffungsamte zu erledigenden Firbeiten laffen ſich nach 
verſchiedenen Geſichtspunkten gliedern, z. B.: 

A. T Sachgebieten in Arbeiten, betreffend: 

das Vermeſſungsweſen (5. B. Xeumeffungen, Fortſchreibungen, 
Hrbeiten für den Stadtplan ијш.), 

. bie Bauverwaltung und Stadterweiterung (5. B. Hluchtlinien- 

pläne, Lage- und Höhenpläne, $lüdjennivellemente, Straßen 

abrechnungspläne ијш.), 

die Baupolizei (3. B. Baugeſuche, Fluchtlinienabſteckungen, 

Höhenangaben hierzu), 

4. die Grundeigentums verwaltung (0. J. alle Arbeiten betreffend 
den Grundſtücksatlas und das Grundſtückslagerbuch, Wege“, 

Gräben- unb Auenjadyen, Waſſerrechtsſachen, Pachtſachen ufw.), 


то 


e 
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5. bie Ratafter- und Steuerverwaltung (b. J. alle die Ratafterabtei- 
lung und die fteuerlihen Arbeiten für den ſtädtiſchen Srunde 
beſitz betreffenden Angelegenheiten, Frontlängen, Schätzungen 
von Grundſtücken, Kauſpreisſammlung, Grunbbudjermittelun: 
gen uſw.]. 

B. In bezug auf den Ort der Erledigung in 

1. örtliche oder Hußenarbeiten und 

2. häusliche oder Innenarbeiten. 


C. In verwaltungstechniſcher Beziehung in 
1. fogenannte laufende oder fluftragsarbeiten und 
2. ſtändige Arbeiten oder Sonderarbeitsgebiete. 


Die letzte Gliederung liegt der in Anlage IV gegebenen ſtatiſtiſchen 
Aberſicht zugrunde, die das Dermefjungsamt in erweiterter Form feit 
dem Jahre 1929 führt und am Ende jedes Rechnungsjahres vervoll⸗ 
ſtändigt, um einen Aberblick über die im Laufe des Jahres ausgeführ- 
ten verſchiedenen Arbeiten im Außen- und Innendienſt zu erhalten. 
Die Aberſicht enthält eine Fuſammenſtellung der laufenden Arbeiten 
und der Arbeiten der Sondergebiete, die ohne beſondere Auftrags- 
erteilung durch andere Verwaltungsſtellen vom Bermefjungsamte 
ſtändig zu erledigen ſind. 


2. Die laufenden Arbeiten 


би den laufenden Arbeiten ift im einzelnen zu bemerken: 


а) Fluchtlinien-Vorpläne: Die Angaben beziehen ſich auf 
ganze, halbe und viertel Bogen, d.h. jeder ganze Bogen im Maß- 
[tabe 1:1000 umfaßt mindeſtens ein örtliches Gelände von 500 mal 
600 Meter = 30 Hektar. Wenn alſo im Jahre 1929 z. B. insgeſamt 
37%4 Bogen Fluchtlinien-Borpläne angefertigt worden find, fo bee 
deutet dies eine Plandarftellung von zuſammen 37,75 mal 30 = 
1132 Hektar oder faft М ber Geſamtfläche des alten Stadtgebietes 
von 4942 Hektar. Damit ift aber noch nichts über die Arbeit, die bei 
der Anfertigung des einzelnen $luchtlinien-Borplanes entfteht, gejagt. 
Soweit Stadtpläne 1:1000 von der betreffenden Gegend vorhanden 
find, müffen zunächſt alle Neubauten und topographiſchen огап, 
derungen örtlich gemeſſen und alsdann in den betreffenden Reinkarten 
пад) аг ог! werden. Aus den nunmehr auf die Gegenwart gebrachten 
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Reinkarten wird eine Abzeichnung auf Pauspapier gefertigt, die bine 
ſichtlich der bereits beſtehenden $ludjtlinien, der Grenzen unb ber 
zuvor durch bie Kataſterabteilung feſtzuſtellenden Eigentümer und 
Orundbuchbezeichnungen weiter zu vervollſtändigen ift. Erſt von der 
Јо ſertiggeſtellten Abzeichnung auf Pauspapier können nunmehr im 
Bervielfältigungsverfahren Abzüge für den Vor- unb Arplan Ber: 
geſtellt werden. 

b) $ludtlinien-Urpläne: Dieſe werden erſt bann fertig: 
geſtellt, wenn bie Vorpläne von ben zuſtändigen Stellen (Beiräten 
und Gemeinderäten) genehmigt find. In bie Urpläne müſſen bann die 
vom Bauamt für Stadtplanung (B. St.) im Vorplan entworfenen 
neuen Sluchtlinien mit allen Nebenanlagen, wie öffentlichen Spiel, 
Sport- und Erholungsplätzen, eingetragen werden. Ferner ſind in 
dem Arplan die Grenzen gelb und die verſchiedenen Fwecken dienen— 
den Flächen der Waſſerläufe, Wege uſw. farbig anzulegen. Bon dem 
förmlich feftgeftellten Urplan find ſchließlich noch je eine fibgeidjnung') 
für bie Baupolizeiverwaltung, Büro VII, und ben Polizeipräfidenten, 
gegebenenfalls auch für die Seftungstommandantur, wegen des 
Rayongeſetzes zu fertigen. Naturgemäß erfordern bie Urpläne nicht 
ſoviel Arbeit wie die Vorpläne. | 

dur geſchichtlichen Entwicklung der Sludjtlinienplüne ſowie ber би феп fib. 
ſteckung, finmeifung und Prüfung ber Sluchtlinien ift folgendes zu bemerken: Dor 
Erlaß des Preuß. Fluchtliniengeſetzes vom 9. 7. 1875 find nach dem damals gültigen 
Verfahren nur zwei Bebauungspläne feftgefeht worden?) : 

1. der Plan ber Schweidniger Vorftadt einſchließlich Neudorf, 90015 und 
Lehmgruben im Jahre 1858, unb 
2. ber Plan für das Matthiasſeld im Jahre 1878. 

Außerdem waren $ludjtlinien für eine ganze Reihe älterer Straßen mit bem 
Poligeipräfidenten vereinbart. file diefer im Juni 1874 ben Magiſtrat aufforderte, 
für bie Xifolai-Borftabt einschließlich der Viehwelde, ferner (йг die Ober», Sand- 
unb blauer Vorſtadt ebenfalls Bebauungspläne aufzuftellen, ſowie ben vorhan⸗ 
denen Plan ber Schweidnitzer Dorftadt aus bem Jahre 1858 umguarbeiten, meil er 
infolge ber neu entſtandenen Straßen den örtlichen Derhältniffen nicht mehr ent« 
Iprad und auch den an einen Bebauungsplan zu ftellenden Anforderungen nicht 
mehr genügte, lehnte der Magiſtrat das Япјифеп mit Rückſicht auf das zu ог. 
wartende öluchtliniengeſetz ab. Gleichzeitig verneinte er das vom Polizeipräfidenten 
angeführte deingende Bedürfnis nach neuen Bebauungsplänen für Breslau, well 


') Dgl. УП fig. 718. 1/0. 

°) Alten 21. 5. 1. 16, Bd. 1, inebef. Bl. 1 fl. und 128. Die Seftfehung von Зе, 
bauungsplänen erfolgte vor 1875 auf Grund der Bestimmungen des Miniſterial- 
Reſkripts vom 12.5.1855 [Min. Blatt b. i. B., ©. 100/103). 
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die Bebauung der in den Jahren 1872/1875 entſtandenen neuen Straßen noch 
mehrere Jahre in Anſpruch nehmen würde, fuch bie feit April 1878 eingeleiteten 
Verhandlungen über den Entwurf eines Bebauungsplanes für die Viehweide 
wurden mit Kückſicht auf das kommende $ludjtliniengefely vorläufig ausgefeht. 
Erſt im Jahre 1876, nachdem das neue Fluchtliniengeſetz vom 2.7.1875 unb die 
zugehörigen Vorſcheiſten für bie Aufftellung von Sluchtlinien⸗ und Bebauungs- 
plänen vom 28.5.1876 erlaffen waren, wurde auf erneutes Drängen des Polizel⸗ 
präsidenten und auch der Stadtverordnetenverſammlung als erſter Bebauungsplan 
nach den neuen geſetzlichen Beſtimmungen der Plan für das Mittelfeld in Arbeit 
genommen’). Funächſt liefen die großen Rommunalverwaltungen Sturm gegen 
bie neuen Vorſcheiſten vom 28.5. 1876 wegen der erheblichen Mehrarbeit bei ber 
Aufftellung von Bebauungsplänen im Gegenſatz zu dem früheren Verfahren. Die 
Einſprüche blieben aber erfolglos‘). 

Im Februar 1877 wurden bem Polizeipräfidenten dann die erſten Fluchtlinien⸗ 
pläne, und zwar für Kletſchkau und für das Gebiet der Odervorſtadt zwiſchen 
Elbing- und Matthiasſtraße, zur förmlichen Seftftellung nach dem neuen 00105 
überfandt. In Ягрей! befanden іф zu derſelben Zeit je ein Plan für eine Straße 
durch das Mittelfeld, für bie Querftrafien in dabit; und Neudorf unb für das бог 
biet zwiſchen Freiburger unb Märkiſchem Bahnhof). Schnurgerade Straßen und 
ſchachbrettartige Aufteilung der Stadtteile waren das äußere Kennzeichen ber 
damaligen Bebauungs- und Fluchtlinienpläne. Erſt feit dem letzten Jahrzehnt des 
vorigen Jahrhunderts kam Abwechſelung auch in die Bebauungspläne und damit 
in das Stadtbild durch krumme Linienführung bei den Straßenanlagen, ver. 
ſchiedene Straßenbreiten ufw.*). 

Bis etwa 1895 wurden die Fluchtlinlen im Dermeſſungsamt nicht nur gezeichnet, 
ſondern auch entworfen. Die aufgeftellten Pläne wurden regelmäßig vierteljährlid) 
von ber fog. Fluchtlinjenkommiſſion begutachtet. Seitdem werden die Entwurfs. 
arbeiten für bie Fluchtlinien⸗ und Bebauungspläne durch befondere Kräfte aus- 
geführt, die zunächſt als „Büro ТЕ“ (Fluchtlinjenbüro) dem Stadtbaurat für 
€iefbau unmittelbar unterſtanden. Während des Krieges ſeit 1916 wurde das 
Büro TF zum „Bauamt Stadterweiterung“ mit Kückſicht auf bie geplanten Ein» 
gemeindungen erweitert und ſpäter dem Stadtbaurat für Hochbau unterſtellt. 
Diefes Bauamt führt heute die Bezeichnung „Stadtplanungsamt“ und unterſteht 
gegenwärtig wieder dem Stadtbaurat für Tiefbau, der gleichzeitig Dezernent für 
Hochbau if. Dor der Gründung des „Öeometrifhen Büreaus“ am 1. Oktober 1860 
bzw. des „Büreaus für den Stadtplan“ am 1. Oktober 1856 wurde die betliche 
Abftedung und finmeifung der Fluchtlinſen bei der Otabtbaubeputation") bean- 
tragt und in deren Auftrage durch den für den betreffenden Bezirk zuſtändigen 
Bauinſpektor unter Hinzuziehung der Bezirks⸗Baudeputlerten, des Bezirks-Polizei- 
beamten fomie des beteiligten Bauherrn, gegebenenfalls auch des Maurer- unb 


Ebd. Bl. 57—62. 

4) Ebd. Bl. 72 fl. 

Ebd. Bl. 87. 

©) Ebd. Bl. 120 fl. Denf[djriff von Stadtbaurat plübbemann „Vorſchläge für 
die Derfhönerung moderner Stadtanlagen im Bebauungsplan.“ 

7) Ach. 21. 3. 2. 57 Bd. 1 Bl. 1 fl. 


46 


öimmermeifters, örtlich abgeftedt, angewieſen und ſpäter geprüft. Aber jede fib. 
ftedung wurde mit den Beteiligten eine ausführliche Verhandlung mit Lageplan 
über bie Seffffellung unb den örtlichen Verlauf ber Sludtlinien aufgenommen, 
Solange unb [omeit feftgeftellte §luchtlinlenpläne nicht vorhanden waren, mußte 
für jede neu abgeſteckte 5114) їе die Henehmigung des Polizeipräfidenten durch 
bie Baudeputation befonders eingeholt werden, wie ebenſo etwaige Aberſchreitun— 
gen dem poligeiprüfibenten zur Entſcheldung vorzulegen waren. Schon feit März 
1847 trat zunächſt in Vertretung bes Bauinſpektors Thiele, bann feit April 1849 
ſtändig neben den Bauinſpektoren Lutz, Thiele ufw. der Architekt und ſpätere 
Bauhofinfpeftor bzw. Ratskondukteur Hermann Hoffmann für bie Abftedung der 
$ludjlinien in €r[djeinung"). Am 14. Januar 1858 überfandte die Otabtbau- 
beputation nach Ausweis der Akten erſtmalig dem Profeffor Dr. Sadebeck eine 
Sluchtlinienabſteckung zur Kenntnis mit dem Erfuchen, bie projektierte Straße in 
den Stadtplan einzutragen. Die Eintragung und örtliche Prüfung erfolgte durch 
den Geometer unb ſpäteren Ratsgeometer Auguft Hoffmann’), der feitbem eben- 
falls zu den §luchtlinjenabſteckungen herangezogen wurde und fie bald als laufende 
Büroarbeit des neu gegründeten Vermeſſungsbüros allein zugeteilt erhielt und 
ausführte. Seit 1860 wurden die laufenden Arbeiten wieder fümtlidj, alfo auch 
bie $ludytlinienabftedungen, dem Kondukteur Hermann Hoffmann übertragen, ba 
fein Bruder für die Ergänzung und Erhaltung des Stadtplanes forgen (01119), 
fim 8.12.1862 verfügte der Oberbürgermeiftee, daß Hoffmann zur Vereinfachung 
der Kontrolle der ausgemiefenen Fluchtlinlen die Abſteckungen vom Antrag bis 
zur aMenreifen Erledigung allein zu bearbeiten und dafür auch ein eigenes Саде: 
buch zu führen hätte, das dem Oberbürgermeifter alle vier Wochen zur Einſicht 
vorzulegen war!“). 

Die Fluchtlinienabſteckungen, Anweifungen und Prüfungen haben 
alfo von jeher neben den Firbeiten für den Stadtplan mit bie wich⸗ 
tigſte Rolle geſpielt. Seit Erlaß des Fluchtliniengeſetzes im Jahre 1875 
bis zum Kriege 1914 genügte an Stelle der früheren Verhandlung eine 
einfache Beſcheinigung über die erfolgte fibfted'ung für den Bauherrn 
als Ausweis gegenüber der Baupolizei. Streitigkeiten hinſichtlich des 
Verlaufs der Gludytlinien, die nur auf Grund der förmlich feftgeftellten 
Pläne abgeſteckt wurden, waren nicht zu befürchten. Erſt als ſeit dem 
Kriege bei ber regen Bau- und Siedlungstätigkeit die meiſten 5114)» 
linien ohne die Unterlage förmlich feftgeftellter Pläne nach bloßen 
Skizzen, Entwürfen und Vorplänen abgeſteckt und angewieſen werden 
müſſen, hat іф das Vermeſſungsamt gezwungen geſehen, über Өег» 
artige Abftedungen wieder ausführliche Verhandlungen mit Skizzen 
und genauen Angaben der benutzten Unterlagen uſw. einzuführen, um 

J Arch. 21.5.2. 57 Bd. 1 Bl. 94 ff. 

Ebd. Bl. 309. 


J 251. ebd. Bd. 2. 
1!) Akten 21. 4. 1 BD. 2 Bl. 109. 
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allen ſpäteren Schwierigkeiten und Unſtimmigkeiten vorzubeugen. 
Fur Erleichterung und gleichmäßigen Aufnahme der Verhandlungen 
werden ebenſo wie bei der Angabe der Godel- und Faunhöhen be: 
ſtimmte Vordrucke verwendet, die dann an Ort und Stelle entſprechend 
auszufüllen und zu vollziehen ſind. 

с) Lage- unb Höhenpläne: Die Lage- und Höhenpläne find 
in ber ſtatiſtiſchen Aberſicht in Meter nach der Länge der nivellierten 
und in den Plänen dargeſtellten Straßen- und Wegeſtrecken angegeben. 
Bei beiden Maßſtäben 1:500 und 1:1000 gehen ber Planherſtellung 
die nötigen örtlichen Höhenaufnahmen und erforderlichen Ergän- 
zungsmeſſungen voraus. Die Pläne 1:500 erfordern außerdem eine 
beſondere Neukartierung des Geländes, die bei bem Maßſtab 1:1000 
fortfällt, ſoweit das vorhandene Kartenmaterial des Stadtplanes be» 
nutzt werden kann. So find z. B. 1929 Lage- und Höhenpläne für eine 
Geſamtſtrecke von 15998 --8 241 = 24239 Meter und 1936 für eine 
Geſamtſtrecke von 7 604 +17 056 = 24640 Meter hergeſtellt worden. 
Das ift (00161 wie die längſte über ben Ring laufende Diagonale des 
ganzen Stadtgebietes mißt. 


Dieſelben Erwägungen gelten für bie Arbeitsvorgänge bei den 
übrigen in der Anlage IV nach der Anzahl der einzelnen Schriftſtücke 
bzw. Grundſtücke ufw. aufgeführten laufenden Arbeiten des бесте], 
lungsamtes. Huch aus diefen Fahlen läßt fib natürlich keineswegs die 
mehr oder weniger große Hrbeit, bie in dem einzelnen Vorgang ente 
halten iſt, nur annähernd beurteilen, da ſich die für ihre Erledigung 
notwendigen Seftftellungen und Ermittelungen aus den Unterlagen 
des Vermeſſungsamtes, des Ratafters und Grundbuches, die Berüd- 
ſichtigung beftebenber Geſetze und Vorſchriften, die etwa nötigen бе; 
ſonderen örtlichen Meſſungen, die häuslichen Kartierungs- und 
Jeichenarbeiten um. ſtatiſtiſch weder nach der Zeit noch nach einem 
anderen Maßſtab erfaſſen laſſen. 


Weiter find in der Aberſicht (Ainlage IV) überhaupt nicht enthalten 
die zahlreichen einmaligen Aufteagsarbeiten, wie z. B. alle Arbeiten 
für ſtädtiſche Baulandumlegungen, für Umlegungen des Rulturamtes, 
Vorarbeiten für die Veranlagung von Grundſtücken nach 8 9 des Rome 
munalabgabengeſetzes bei Hochwaſſerſchutzbauten, Brückenbauten uſw., 
die Verwertung der Grundwaſſerſtandsbeobachtungen, bie Arbeiten 
auf Grund des Ortsſtatuts für die Reinigung der öffentlichen Wege 
und insbeſondere die mit dem ſtädtiſchen Grunbbefi& an Gütern und 
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бог п verbundenen umfangreichen Arbeiten, wie die Führung und 
Berichtigung der Pachtregiſter, der Pläne ($orft^, Wirtſchafts⸗ unb 
Orenzkarten), der dazu gehörigen Pacht- und Bermeſſungsregiſter, ſo⸗ 
wie anderes mehr. 


3. Die Sonderarbeitsgebiete 


Ahnlich wie mit ben vorſtehend geſchilderten laufenden Huftrags⸗ 
arbeiten verhält es ſich mit den ſtändigen Arbeiten oder Gonder- 
gebieten des Bermeſſungsamtes, die ebenfalls in ber Aberſicht nur 
teilweiſe nach ber Anzahl der einzelnen Schriſtſtücke errechnet werden. 
Huch hier läßt ſich der Umfang und bie Dauer der verſchiedenen Яг» 
beiten, die aus zahlreichen einzelnen Arbeitsgängen beſtehen, nicht 
annähernd beſtimmen und ſtatiſtiſch erfaſſen. Nur die Anfertigung der 
Lichtpauſen, die nach Quadratmeter des verwendeten Papiers an- 
gegeben find, macht hiervon eine Ausnahme. Im folgenden foll nun 
auf die Entwicklung und die Einzelheiten der Sonderarbeitsgebiete 
etwas näher eingegangen werden, mit Ausnahme ber Lichtpausanſtalt 
und Lichtbildnerei, die bereits im vorigen Kapitel behandelt worden 
find. Eine ausführlichere Behandlung der Gonderarbeitsgebiete ijt 
mit Kückſicht auf den beſchränkten Umfang ber Darſtellung leider nicht 
möglich. 

Im Gegenſatz zu den laufenden Arbeiten handelt es ſich hier um 
Aufgaben, die nicht im Auftvage der anderen Derwaltungsftellen, jon- 
bern im engeren Kreiſe des eigenen Faches ausgeführt werden. Sie 
find fogufagen Mittel zum шеф, d. h. mit ihrer Durchführung ſchafft 
ſich das Vermeſſungsamt erſt die Grundlagen, um den Anforderungen 
und Bedürfniffen der anderen Dienſtſtellen auf möglichft ſchnelle, wirt⸗ 
ſchaftliche und zuverläſſige Weiſe gerecht zu werden. Würden ſolche 
Grundlagen und Einrichtungen, wie z. B. der Stadtplan, das Netz der 
Höhenſeſtpunkte uſw. nicht geſchaffen und auf dem laufenden erhalten 
werden, [o wäre ein großer Teil der Anträge anderer Dienſtſtellen 
gar nicht zu erfüllen, da die Anfertigung der Planunterlagen für 
irgendein Drojeft unter Umftänden ebenſo lange Zeit in Anspruch 
nimmt wie die Durchführung der Planung jelbft. Natürlich find dieſe 
Einrichtungen nicht auf einmal, ſondern im Laufe ber Zeit пад 
einander aus den praktiſchen Bedürfniffen heraus entſtanden. Im 
weſentlichen betreffen fie folgende Arbeitsgebiete: 
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а) ben Stadtplan. 


Die erſte einheitliche Neumeſſung des Breslauer Stadtgebietes ог, 
folgte, wie bereits oben ausgeführt iſt, in den Jahren 1854 bis 1860 
durch eigene ſtädtiſche Kräfte unter der Leitung von Profeſſor Dr. 
Moritz Sadebeck. Entſprechend dem Fweck der Aufnahme, die Unter⸗ 
lagen für einen generellen Bebauungsplan der Stadt zu beſchafſen, 
wurde von einer befonberen Heftftellung und Verhandlung der Ören- 
zen der einzelnen Örundftüde abgeſehen. Es wurde alfo nur ein (орог 
graphiſches Kartenwerk, kein Eigentumsplan, hergeſtellt“ J. Das dem 
Sadebeck'ſchen Stadtplan als Grundlage dienende trigonometri[dje 
Netz hat Profeffor Sadebeck unter Benutzung ber von ihm bereits 
1850 für eigene wiſſenſchaftliche $mede beſtimmten 14 Breslauer Hoch⸗ 
punkte (Richtürme иш.) perſönlich in den Jahren 1854/55 beobachtet 
und berechnet, ba die ſchon vor 1850 gelegentlich der Odermeſſung 
ausgeführte Dreiedsmeflung den Anforderungen nach dem derzeitigen 
Stande ber Wiſſenſchaft nicht mehr genügte. file Baſis benutzte Gabe» 
bed die auch bei ber Odermeſſung verwendete Linie Eliſabethturm — 
Mauritiusturm, die aber aus Mangel an Mitteln nicht durch die 
Meſſung einer eigenen Standlinie, ſondern durch Benutzung ber оог» 
handenen Triangulation des Königlichen Generalſtabes neu abgeleitet 
und berechnet wurde. Huch die Orientierung von Breslau hat байо, 
beck 1850 durch neue Hzimutalbeobachtungen auf der hieſigen Stern— 
warte für ſein Netz erneuert, nachdem er feſtgeſtellt hatte, daß die 
Orientierung der Obertriangulation um faft 5 Hrad unrichtig шаг"). 
Die Seehöhe von Breslau am Fuße des Eliſabethturms beſtimmte 
Sadebed mit 368,70 Par. Fuß, d. J. 119,768 Meter. Er ſtützte ſich ба, 
bei auf die nach ſeiner Meinung von allen früheren Hngaben allein 
zuverläffigen Beſtimmungen des in den Jahren 1839 unb 1840 aus- 
geführten Oder⸗Nivellements“ ). 


Auf Grund dieſer Triangulation wurde das ganze damals 2048 
Hektar umfaffende Stadtgebiet, das Sadebeck, vom Eliſabethturm als 
Nullpunkt ausgehend, in Sektionen (heute Planblätter genannt) von 
200 Ruthen Länge und 150 Ruthen Höhe einteilte, neu gemeſſen. Die 


н) fied). 21. 1. 1.8 Bd. 4 Bl. 187. 

) 291. hierzu: Oabebed, Dr. Moritz: Eriangulation der Stadt Breslau, 
Br. 1855, ferner derſelbe: Bericht über eine Reife nach Frankenstein ufw. unb über 
bie geographiſche Lage von Breslau 1860. 

14) Sadebeck, &riangulation der Stadt Breslau, Ө, 30. 


Kartierung des aus insgefamt 74 Sektionen beſtehenden Otabtplanes, 
wovon nach einer Zufammenftellung Sadebecks“] 17 auf bie blauer, 
5 auf bie Schweidnitzer, 15 auf bie Nikolai-Vorftadt, 55 auf bie Ober» 
Vorſtadt mit Bürgerwerder und 4 auf bie innere Stadt entfielen, ог, 
folgte im Maßſtab 1:1000. Außerdem wurden angefertigt: 11 Plane 
blätter im Maßſtab 1:1500 für Bebauungspläne, 2 General- oder 
Aberſichtspläne im Maßſtab 1:5000 und 5 Einzelpläne ebenfalls 
1:1000. 

Gleich im Anfhluß an ben Gadebeck'ſchen Stadtplan wurden vom 
Geometriſchen Büro im Jahre 1862 die Selbmarfen Neudorf unb 
Gabitz, 1867 bie Ort[djaffen Huben und Lehmgruben unb 1876 bie 
ebenfalls am 1. Januar 1868 eingemeindeten Ort[djaften Scheitnig 
und Sifdjerau neugemeffen"). Damit бојар Breslau bereits feit Ende 
1873 von feinem 3020 Hektar umfaffenben Stadtweichbilde einen еіп, 
heitlichen Stadtplan, der im Maßſtab 1:1000 aus insgeſamt 92 und 
im Maßſtab 1:1500 aus 17 Einzelplanblättern (Sektionen) beſtand, 
die jämtlich im Druck erſchienen waren“ ]. Erwähnt fei noch, daß dieſe 
Druckpläne der Katafterverwaltung als Unterlagen für bie Herſtellung 
ber Kataſter-Reinkarten der nicht neugemeſſenen Gemarkung Breslau 
gedient haben!“). 

Alle nachträglich, alfo von 1860 bis 1895 erfolgten Neumeſſungen 
ber 1868 eingemeindeten Gebiete wurden an das Sadebeck'ſche Эрс!» 
edsnet angeſchloſſen, ohne daß neue trigonometriſche Punkte in biefen 
Vororten beſtimmt oder die Verbindung mit bem trigonometriſchen 
Netz der Landesaufnahme hergeſtellt wurden. Mit der Funahme der 
Entfernung der Neumeſſungen von den $eftpuntten der inneren Stadt 
nahmen naturgemäß auch die Fehler ber Meſſungen in den Außen- 
gebieten zu, und die Erweiterung des Sadebeck'ſchen Netzes wurde 
immer dringender. Als Anlaß dazu diente die von der Kataſterverwal⸗ 
tung der hieſigen Regierung in den Jahren 1897/98 im fluftrage unb 


1) Ard. 21.1.1.8 Bd. 8 Bl. 15 fl. 
) Ard. 21. 1. 1. 8 Bd. 5 Bl. 48. 
н) fied). 21.1. 1.8 Bd. 4 Bl. 195, Bd. 5 Bl. 65. 


1) Ebd. Bd. 6 Bl. 289 fl. Die ſtädtiſchen bzw. unter ſtädtiſcher Verwaltung 
ftehenden Güter wurden erſtmalig wie folgt gemeffen: 1804/05 Riemberg, Kreis 
Wohlau, 1824 Luzine, Kreis Trebnitz, 1857 Nieder-Stephansdorſ, Zäſchkendorf und 
Kobelnid, Kreis Neumarkt, 1854 Ranfern, 1859 Herrnprotſch, 1862 Oswit, ſamtlich 
Rreis Breslau, 1863 Peisterwit, Mreis Neumarkt, 1868 Forſtrevler Ranſern und 
1885/87 die dort angelegten Rieſelſelder. 
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auf Koften der Stadt ausgeführte Neumeſſung der 1895 und 1897 
eingemeindeten Ortſchaften Pöpelwitz und Kleinburg“]. Die fiber. 
tragung der Neumeſſungen an die Kataſterverwaltung erfolgte ſchon 
damals, wie auch ſpäter, aus der Erwägung heraus, daß die Re⸗ 
gierung (Ratafterverwaltung) beffer über die nötigen Arbeitskräfte 
und Swangsmittel zur vollſtändigen Grenzvermarkung der Privat- 
grundſtücke verfügt und daß auch bie Übernahme der Meſſungsergeb⸗ 
niffe ins Kataſter und Grundbuch ſchneller unb reibungsloſer vor fid; 
geht, wenn bie Ratafterverwaltung die Neumeſſung ſelbſt ausführt. 
Erfahrungsgemäß iſt es für eine Stadtgemeinde ſehr ſchwer, die für 
umfangreidje Neumeſſungen neu einzuſtellenden frbeitskräfte nach 
Beendigung ber Arbeiten wieder abzuſtoßen, während die Kataſter⸗ 
verwaltung in der Sage ift, biefe Kräfte zu verſetzen und an anderen 
Stellen ihrer Verwaltung weiter zu verwenden, ohne daß einer der 
beiden Geile irgendwelchen Schaden erleidet. Schließlich kann die 
vom Staate für ſolche Jwede befonders eingerichtete Neumeſſungs— 
abteilung ſich ungeſtört ihrer Sonderaufgabe widmen, während bei 
Ausführung durch bae Stadtvermeſſungsamt mit Kückſicht auf den 
übrigen Geſchäftsbetrieb erfahrungsgemäß vorübergehende Stok⸗ 
kungen und Unterbrechungen [aft unvermeidlich find, indem die Хеш; 
meſſungskräfte aushilfsweiſe anderweitig eingeſetzt werden müſſen. 

Die neuen Gemarkungskarten für Kleinburg und Pöpelwitz, wozu 
noch Coſel unb ein Anſchlußteil von Breslau kamen, wurden im 
Maßſtab 1:1000 hergeſtellt. 

Die dieſen Neumeſſungen zugrunde liegenden Griangulationen 
wurden in das von 1878 bis 1884 durch die Landesaufnahme her- 
geſtellte trigonometrifdje Spezialnetz eingegliedert. Als Nullpunkt 
galt nun der trigonometriſche Punkt „Rummelsberg“ bei Strehlen, 
während Sadebeck den Knopf des Turmes ber Eliſabethkirche in 
Breslau als Roordinatennullpunkt feines Netzes gewählt hatte. 

Bald darauf führte bie Kataſterverwaltung die Neumeſſungen der 
damals noch nicht eingemeindeten Ortfdjaffen Gräbſchen und Klein 
Mochbern“)] ſowie Herdain“] im fluftrage der betreffenden Gemein— 
den, ferner Leerbeutel auf Koſten der Stadt aus. Der äußere Anlafı 
für dieſe bis Ende 1905 durchgeführten Neumeſſungen und der vom 

1) fillen 21. 1. 1. 58 Bd. 1. 


2") 9.9. 18. 11. Bl. 40 fl. Erlaß bes біп. Min. v. 26. 11. 1000, 
3) 21. 1. 1. 40 desgl. v. 10. б. 1902. 
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Bermeſſungsamt felbft im Süden der Stadt 1904 ausgeführten Stadt- 
planmeffungen auf Oltaſchiner unb Woiſchwitzer Gelände war bie 
Notwendigkeit der Aufftellung von Bebauungsplänen. Gleichzeitig 
und im Anſchluß an dieſe Meſſungen wurde das trigonometriſche Netz 
auch auf die innere Stadt ausgedehnt und neu beſtimmt. Um aber 
auch das Sadebeck'ſche Kartenwerk ſoweit als irgend möglich in das 
Bermeſſungswerk der obengenannten Neumeſſungen einzufügen, шиг, 
den deren Koordinaten auf den Nullpunkt des Sadebeck'ſchen Netzes, 
,€lifabetbtuem Breslau“, umgeformt. Auf diefe Weiſe konnte das 
Bermeſſungsamt unter Verwendung ber Oabebed'[djen Aufnahme, 
des vorhandenen Dermeffungematerial ber Regierung, der Ober: 
ſtrombauverwaltung, ber Eiſenbahndirektion und, ſoweit deren Unter- 
lagen nicht ausreichten, durch eigene Ergänzungsmeſſungen zur Neu— 
kartierung der 97 Stadtplanblätter ſchreiten, um in langjähriger Яг, 
beit mit geringen Koſten für das vor dem Kriege rb. 4920 Hektar 
große Stadtgebiet einen neuen Stadtplan zu ſchaffen, ber an das 
Landesnetz angeſchloſſen mar und allen neuzeitlichen Anforderungen 
an eine Stadtmeſſung genügte”). Die Oabebed'[djen Planblätter 
werden ſeitdem als ſogenannte „hiſtoriſche Sektionen“ in der Plan— 
kammer aufbewahrt. Nach dem Kriege јар ſich das Dermeffungsamt 
infolge der Aufftellung eines Heneralbebauungsplanes für Breslau 
und Umgebung ſowie der umfangreichen Eingemeindungen der um— 
liegenden Gemeinde- und Gutsbezirke mit einer Fläche von insgeſamt 
rd. 12 540 Hektar vor die Aufgabe geſtellt, möglichſt ſchnell und billig 
bie für dieſe Ziele der Stadt unbedingt erforderlichen Planunterlagen 
vorſorglich und rechtzeitig zu beſchaffen“ ]. Bor allem fehlte ein еіп; 
heitlicher Aberſichtsplan 1:5000 als Unterlage für generelle Arbeiten. 
Aber auch fonft waren gute Karten im Maßſtabe 1:1000 oder 1:2000 
mit genauer Darſtellung der Grundſtücksgrenzen, wie fie für die Be⸗ 
dürfniffe einer modernen Stadtverwaltung unb der privaten Baur 
tätigkeit gebraucht werden, im Eingemeindungsgebiet nur in ganz 
geringem Umfange vorhanden. Die allein verfügbaren Kataſterkarten, 
meiſt im Maßſtabe 1:4000 oder 1:5000, waren für ſtädtiſche Swede 
ungeeignet. Sie ſtammten aus der Mitte des vorigen Jahrhunderts, 


53) mgl. 21. 1. 1. 8 Bd. 8. 

) 241. hierzu die einſchlägigen Akten des Bm. Я. Nr. 10 Stadtplan; Nr. 15 
dahresberichte und Statiſtik; Nr. 30 Haushaltsplan; Alten Neumeſſung des біп; 
gemeindungsgebietes; Akten Neumeſſung Allgemeines unb 21. 1. 1. 8 BD. 16 und 17. 
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5. C. aus noch älterer Zeit, waren vollftändig veraltet und gaben, епі» 
[predjenb ihrem urſprünglichen zweck, eine gerechte Steuerverteilung 
zu ermöglichen, nur ein Bild der Eigentumsgrenzen. Die übrige 
Topographie des Geländes, wie Bebauung, Dämme, Eiſenbahnen, 
Wald uſw. ſtellten ſie entweder gar nicht oder nur ſehr unvollkommen 
dar. Weiterhin fehlte ihnen die Örundlage eines gemeinſamen Koor- 
dinatenſyſtems, um zwei oder mehrere Karten verſchiedener Фетаг, 
kungen zu einer einheitlichen Karte zu vereinigen. Die Stadtgemeinde 
war daher gezwungen, für die Fwecke der ſtädtiſchen Verwaltungen, 
insbeſondere der Stadterweiterung, der Hoch- und Giefbaus, der 
Garten- und Grundeigentumsverwaltung, im Laufe der nächſten zehn 
дарсе neben einem Aberſichtsplan 1:5000 Karten im Maßſtabe 1:1000 
bzw. 1:2000 zu bejdjaffen, aus denen bie einwandsfreien Eigentums» 
grenzen und der topographiſche Charakter des Geländes erſichtlich 
find. Andernfalls würde die wichtigſte Örundlage für ordnungs- 
mäßige Bebauungs- und Fluchtlinienpläne, für Kanalijations- und 
Straßenpläne, für Planungen von Grünanlagen, Sport- und Spiel» 
plätzen, ſowie auch für Hodbauentwürfe ufw. fehlen. 


Der z. dt. aus 32 Planblättern beſtehende Aberſichtsplan 1:5000 
wurde feit 1925 zunächſt auf Grund von Fliegerbildern als Luftbild⸗ 
plan hergeſtellt. Bon 1925 bis 1950 waren bereits 18 Stadtplanblätter 
im Maßſtabe 1:5000 und 2 Blätter im Maßſtabe 1:10 000 heraus» 
gegeben. Seit Beginn der Neumeſſung des Eingemeindungsgebietes 
find die bisherigen Paufen bei Neuauflagen auf Grund ber Жон, 
meſſungskarten zum größten Teil auf &ellon neu gezeichnet worden, 
jo daß der heutige Stadtplan 1:5000 gegenüber dem urſprünglichen 
&uftbilbplan, der nur ein Notbehelf war, genauer und maßſtabs⸗ 
getreuer ift, weil er auf örtlicher Meſſung beruht. Die feit Ende 1988 
für das gefamte Stadtgebiet fertiggeftellten Blätter 1:5000 bilden zur 
ден das begehrteſte, der Gegenwart entſprechende Planmaterial für 
die verfchiedenften Verwaltungszwecke und privaten Bauvorhaben. 


Für die Beſchaffung der Karten 1:1000 bzw. 1:2000 im Eingemein- 
dungsgebiet hat die Stadtverwaltung mit der Regierung am 15./29. 
Gebruar 1928 einen Neumeſſungsvertrag geſchloſſen. Danach hat die 
Regierung (Ratafterneumeffung) feit 1. April 1928 unter Abernahme 
von rb. einem Drittel der Heſamtkoſten mit Rüdficht auf bie auch für 
den Staat wichtige Kartenerneuerung bis jetzt folgende Gemarkungen 
neu gemeſſen: Hlthofnaß (Schwentnig), Cawallen tlw., $riebemalbe 
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w., Klein Gandau, Golbjdymieben, Grüneiche, Hartlieb, Hunds- 
feld, Kundſchütz, Lilienthal, Mariahöſchen tlw., rof und Klein 
Maſſelwitz, Neukirch, Oltaſchin, Ottwitz tlw., Pilsnitz, Pohlanowitz, 
Rathen, Rofenthal tlw., Schmiedefeld tlw., Schottwitz, Stabelwitz, 
Groß und Klein Tſchanſch und Woiſchwitz in einem Umfange von rb. 
6700 Hektar der eingemeindeten Fläche. 

Von der im Neumeſſungsvertrag ebenfalls enthaltenen Gemarkung 
Biſchofswalde wurde nur eine Kartenerneuerung mit Ergänzungs⸗ 
meffungen hergeſtellt. Neu hinzugekommen ift durch beſonderen Ders 
trag vom 27. 11. 1986/18. 5.1957 die Gemarkung Deutſch 41 41. 
Hier übernimmt bie Neumeſſung bie Зогтаг ид, Grengverlanb« 
lungen und die häusliche Bearbeitung, während das ſtädtiſche Dere 
meſſungsamt bie Stückvermeſſung ausführt. 

Huch bie urſprünglich beabſichtigte Neumeſſung der ganz im ſtäd⸗ 
tifchen 230/16 befindlichen Gemarkungen pirſcham, Strachate unb Jed- 
116 ift als zur zeit nicht eilig der ſpäteren Ausführung durch das 
Bermeſſungsamt vorbehalten worden. Bon dem Жей des am 1. April 
1928 eingemeindeten Gebietes find vorher bereits neugemeſſen wor⸗ 
den: durch die Regierung (Ratafterverwaltung) die Gemarkungen 
Eofel, Herrnprotſch, Klein Mochbern, Arietern (nur Sartenerneuerung) 
und Oswitz, und durch das Landeskulturamt anläßlich von Am- 
legungen die Gemarkungen Bartheln, Cawallen tlw., $riebemalbe tlw., 
Mariahöfhen tlw., Ottwitz tlw., Schmiedefeld tlm., Schwoitſch, Dile 
helmsruh und Zimpel. 

Bom Dermeffungsamt wurden als Vorarbeiten für die Eingemein- 
dungen neben den laufenden Arbeiten ausgeführt: 1. in den Jahren 
1993 bis 1097 die Verdichtung bes trigonometriſchen Netzes im Nor- 
den von Breslau für bie Ortſchaften Roſenthal, Lilienthal, poblano« 
witz, Biſchwitz, Glockſchütz durch örtliche Beſtimmung und Berechnung 
von 13 neuen Erdpunkten und für die Gemarkungen Carlowitz, Friede; 
walde, Hundsfeld, Schwentnig und Cſchanſch durch Beſtimmung und 
Berechnung von 89 neuen Erdpunkten und 1 Hochpunkt, 2. in den 
Jahren 1925 bis 1927 und 1929 die Neumeſſung der &emarfungen 
bzw. Vororte Carlowitz und Roſenthal tlw. nach den Vorſchriſten der 
Kataſterverwaltung, wobei nach dem mit der Regierung abgeſchloſ⸗ 
fenen Vertrage das Vermeſſungsamt ſämtliche Außenarbeiten und 
die Ratafterverwaltung alle Innenarbeiten zu leiſten hatte. 


% Blockakten Neumeſſung Deutſch Siffa. 
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Ebenſo wurde im Jahre 1924") das auf Grund der Stadtplan⸗ 
meſſungen im Laufe der Jahre entftanbene Polygon- und Kleinpunkts⸗ 
netz an die Regierung zur Übernahme ins Ratafter abgegeben. Don 
der Einreichung vollftändiger Unterlagen ſah bie Regierung mit Rüd- 
ſicht auf die große Arbeit jedoch ab und forderte nur Abjchriften von 
den Roordinatenverzeichniffen, Polygonnetzſkizzen, Liniennetzriſſen, 
Einmeſſungen unb foorbinatenberedjnungen ber Polygonpunkte јо, 
wie die Eintragung ber polygon» und vermarkten Kleinpunkte in bie 
kataſteramtlichen Pläne. Gleichzeitig verfügte bie Regierung den 
zwangsweiſen finjdjluB jeder Fortſchreibungsmeſſung an das ſtäd⸗ 
tiſche Liniennetz, um auf dieſe Weiſe allmählich auch für das alte 
Stadtgebiet neue Kataſterkarten herſtellen zu können. Die Stadt- 
gemeinde ihrerſeits verpflichtete ſich, den Privatlandmeſſern die po. 
Iygon« unb Kleinpunkte, ſoweit fie verloren gegangen waren, bei 5011. 
ſchreibungsmeſſungen auf Antrag wieder herzuſtellen, mit Ausnahme 
der Gemarkungen wie Gräbſchen, Herdain, Kleinburg, Leerbeutel, 
Pöpelwitz uſw., von denen im Kataſter Stückvermeſſungsriſſe der 
früheren Neumeſſungen vorhanden find”). 


fluch für die Griangulationearbeiten bes Neumeſſungsgebietes hat 
das Vermeſſungsamt ſchon vor der Eingemeindung Sorge getragen. 
Auf fintrag der Stadt führte die trigonometriſche Abteilung ber 
Landesaufnahme im Jahre 1923 eine Wiederherſtellung und Prüfung 
des trigonometriſchen Landesnetzes in der Umgebung von Breslau 
aus”). Dieſe Arbeit war unbedingt notwendig, da das Landesnetz їп, 
folge Ausfalls vieler trigonometriſcher Punkte, teils verſteinter Punkte, 
teils Odjornfteine, große Lücken aufwies. Der mit ben Wiederherftel- 
lungsarbeiten beauftragte Grigonometer prüfte in dreimonatlicher fir» 
beit 96 Punkte. Davon wurden 7 Punkte wiederhergeſtellt und 54 
Punkte als раб, und eingeſchaltete Punkte neu beſtimmt. Da |) 
aber bei der Triangulation für die Neumeſſung trotz ber vorſtehenden 
Prüfungsarbeiten von 1923 ſtarke, das übliche Maß überfteigende 
Яршеіфипдеп zwiſchen den beobachteten und den ausgeglichenen 
Richtungen zeigten, führte das Reichsamt für Landesaufnahme im 


) Blockakten Stadtplan 10 23b. 2 Bl. 31 R./82. 
% Blockakten 30 Bl. 62. 


) 291. Jahresberichte des Reichsamts für Landesaufnahme für die Zeit vom 
1. 10. 1922 bis 31. 8. 1924. 
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Oktober und November 1929 in dem in Betracht kommenden weſt⸗ 
lichen Eingemeindungsgebiete eine nochmalige gründliche Neubeob- 
achtung, fufienb auf den Punkten 2. Ordnung, durch. Für die örtlichen 
Arbeiten ſtellte das Bermeſſungsamt Hilfskräfte und das Dermejjunge« 
auto zur Verfügung. Die Ergebniſſe der Neubeſtimmung wurden bem 
Neumeſſungsbüro im April 1950 überſandt. 


Durch bie Neumeſſung des Eingemeindungsgebietes wird das Der: 
meſſungsamt in bie Lage verfebt, in Fortſetzung des bisherigen Stadt- 
plans nunmehr für das geſamte heutige Stadtgebiet einen einheit- 
lichen Plan im Maßſtabe 1:1000 herzuſtellen, ber mit den zugehörigen 
Feldbüchern und fonftigen Vermeſſungsſchriften bie allen finforderun- 
gen genügende vermeſſungstechniſche Grundlage für die zahlreichen 
Aufgaben der techniſchen Dienſtſtellen und Betriebsverwaltungen der 
Stadtgemeinde bildet und der darüber hinaus auch die reſtloſe Be⸗ 
friebigung des Planbedarfs für bie Bedürfniſſe der privaten Wirt- 
ſchaft bei ihren Bauvorhaben uſw. ermöglicht. Um dieſes Fiel zu er— 
reichen, wird es allerdings nötig fein, ben Stadtplanarbeiten wieder, 
wie vor dem Kriege, erhöhte Hufmerkſamkeit zuzuwenden, da ſonſt 
die bereits beſtehende Heſahr der Veraltung der Unterlagen bie Dore 
teile der Neumeſſung zu vernichten droht. Das geſamte jetzige Stadt- 
gebiet mit einer Grundfläche von rd. 17 465 Hektar gegen 4961 Hektar 
vor der Eingemeindung umfaßt im Maßſtabe 1:1000 insgefamt 339 
volle Planblätter unb 140 Randblätter, zufammen 479 Sektionen. Da: 
von find bisher 150 Planblätter im Druck erſchienen, bie eine Fläche 
von rb. 6500 Hektar = 37% umfa[fen, јо daß für das Geſamtgebiet 
der Stadt Breslau Karten im Maßſtabe 1: 1000 für eine Fläche von 
10965 Hektar = 65% noch gänzlich fehlen. Dabei ift zu berückſich⸗ 
tigen, daß von den 150 im Druck erſchienenen Planblättern, wovon 
141 bereits vor dem Kriege vorhanden waren, nur 23 Sektionen nach 
vorheriger Ergänzung auf die Gegenwart in den letzten Jahren von 
1959-1956 in neuer Auflage gedruckt worden find und als völlig 
brauchbar gelten können. Bei weiteren 45 Planblättern fand der letzte 
Neudruck bereits in den Jahren 1921—1951 ſtatt, fo daß dieſe für 
viele Ceile ſchon wieder als veraltet anzufehen find. Die reſtlichen 
Druckſektionen aber, d. J. 84 Blätter, find reſtlos vergriffen und ог, 
ſcheinen überhaupt nicht mehr im Druck, weil die umfangreichen Er- 
gänzungsmeſſungen und Kartierungen ſowie die Berichtigung der 
veralteten Urpauſen bisher nicht durchgeführt werden konnten. 
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Ярпііф liegen bie Derhältniffe bei dem Stadtplan 1:2000, ber aus 
81 vollen unb 51 Randblättern, insgeſamt alfo aus 182 Sektionen бе, 
ſteht. fluch bier find nur 58 das alte Stadtgebiet und bie nächſte Um⸗ 
gebung umfaffenbe Planblätter vorhanden, von denen nur 51 brauch- 
bar und 27 völlig veraltet find. Wird hier nicht dringend Abhilfe 
gefdjaffen, јо dürfte der gänzliche Verfall des Stadtplanes 1:1000 
unb 1:2000 nicht mehr aufzuhalten fein. 


Ein freundlicheres Bild bietet die Betrachtung der Stadtpläne 
1:5000, 1:10 000 und 1:20 000, die ſämtlich der Gegenwart entſpre⸗ 
chen. Aber den Plan 1:5000 iſt bereits an anderer Stelle das Nötige 
gejagt worden. Der aus 5 Planblättern und einem Sonderblatt der 
Innenftadt im Maßſtab 1:5000 beftehende Stadtplan 1:10 000 erſchien 
im Januar 1934 als Aberſichtsplan im Fünffarbendruck, während der 
auf einem Blatt hergeſtellte Stadtplan 1:20 000 an Stelle des früheren 
Planes 1:15 000 getreten iſt, da dieſer Maßſtab für das vergrößerte 
Stadtgebiet keinen handlichen Plan in einem Blatt mehr ergeben 
konnte. Daß außer ben vorſtehend genannten Stadtplänen im ег, 
meſſungsamt je nach Bedarf zahlreiche Sonderpläne für alle mög⸗ 
lichen öwecke in den verſchiedenſten Maßſtäben hergeſtellt werden, fei 
hier nur erwähnt. 


b) Die Höhenfeſtpunkte im Stadtgebiet. 


Als wichtigſte Ergänzung des Stadtplans ift für alle techniſchen 
fitbeiten im Stadtgebiet, ganz gleich, ob es іф um Hoch, Tief- oder 
Kanalbauten uſw. handelt, die Schaffung eines vollſtändigen Netzes 
von Höhenſeſtpunkten eine unbedingte Notwendigkeit. Dabei müſſen 
die Geftpunfte über das ganze Öemeindegebiet fo dicht verteilt fein, 
daß ber finfdjluf für alle Einwägungen auf bem kürzeſten Wege er: 
möglicht wird. Die Stadt Breslau beſitzt ein ijr ganzes Gebiet unb 
bie nächſte Umgebung umfaſſendes und allen Anforderungen ber то; 
dernen geodätiſchen Wiſſenſchaft entſprechendes Netz von Höhenfeft- 
punkten, das ſelbſtverſtändlich auf bem Landesnetz des Reichsamtes 
für die Landesaufnahme aufgebaut ift und in den Jahren 1924 bis 
1931 hergeſtellt wurde“). 


] 291. das 1932 vom Im. Я, in dritter Auflage herausgegebene Verzeichnise 
„Böhenfeftpuntte in Breslau unb der nächſten Umgegend“, 
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Die erfte Feineinwägung von hoher Genauigkeit wurde in Breslau 
im Anfchluß an den Gabebed"[djen Stadtplan gegen Ende ber ſechziger 
Jahre des vorigen Jahrhunderts ausgeführt. Sie erſtreckte ſich über 
den damals bebauten Ceil der Stadt und gründete ſich auf ben Ober. 
pegel an der Sandſchleuſe als Nullpunkt. Im ganzen wurden 255 
Höhenmarken beftimmt, die durch ſogenannte Pegelſchilder aus ац}, 
eiſernen, viereckigen Platten von 21 X11 Zentimeter Größe mit einem 
in ihrer Mitte befindlichen Vorſprung zum fluffet&en der Latte an den 
Straßenecken feftgelegt wurden. Einige dieſer Pegelſchilder find noch 
heute vorhanden. 


Die Annahme eines beliebigen Pegels als Nullpunkt einer біп, 
wägung war zu jener óeit allgemein üblich, da es noch keinen Normal» 
höhenpunkt in Preußen gab, auf den man ſich beziehen konnte. Erſt 
als im Jahre 1879 bie Preußiſche Landesaufnahme den Normal- 
höhenpunkt in Berlin gefdjaffen und in den folgenden Jahren ihre 
erſten Höhenfeſtpunktsſchleiſen durch Schleſien geführt hatte, war es 
möglich, den ſtädtiſchen Geftpuntten Höhen über N. N. zu geben. 


Nachdem die Stadt Breslau feit Gründung des zweiten Reiches 
weſentlich an Ausdehnung zugenommen hatte, die Pegelſchilder zu 
etwa 60% verloren gegangen waren und das Bedürfnis nach Höhen⸗ 
punkten іф überall geltend machte, erhielt das Städtiſche ог, 
meſſungsamt im finfang des Jahrhunderts ben Auftrag, eine neue 
Seineinwägung von hoher Genauigkeit auszuführen. In den Jahren 
1903 und 1904 wurden daher außer den noch vorhandenen 85 Pegel- 
ſchildern 420 neue Feſtpunkte beſtimmt. file Höhenmarken für dieſe 
Punkte wurden gußeiſerne Bolzen mit tonnenförmigem Kopf ап, 
gebracht, auf beffen Vorderſeite die Nummer mit dem aus bem Stadt⸗ 
mappen entnommen „W“ aufgegoſſen if. Die Einwägung wurde an 
die Höhenmarke der Landesaufnahme am Turm der Eliſabethkirche 
angeſchloſſen und bie Ergebniſſe in einem Verzeichnis, betitelt „Höhen⸗ 
ſeſtpunkte in Breslau und der nächſten Umgebung“, veröffentlicht. 
Entſprechend der fortfchreitenden Bebauung im Stadtgebiete fanden 
ergänzende Heineinwägungen in den Jahren 1906 bis 1908, 1916 bis 
1918 unb 1922 bis 1925 ftatt, deren Ergebniſſe durch Nachträge zu 
dem Verzeichnis von 1903/04 der Öffentlichkeit bekanntgegeben wurden. 


Nach dem Kriege machte ſich ein Mangel an Höhenſeſtpunkten ente 
ſprechend der baulichen Entwickelung der Stadt іп den Vorortgebleten 
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empfindlich bemerkbar. Auf Beranlaſſung des Dermeffungsamtes ег» 
neuerte daher bie Landesaufnahme in den Jahren 1924 bis 1927 ihre 
бит Geil veralteten Hauptfchleifen aus den achtziger Jahren unb ег, 
gänzte dieſe durch weitere Schleifen im eingemeindeten Gebiet unter 
gleichzeitiger Neuberechnung der Höhenmarke an der Eliſabethkirche. 
Auf dieſer Hrundlage wiederum erneuerte das ſtädtiſche Bermeſſungs⸗ 
amt von 1929 bis 1951 nicht nur das Höhenfeſtpunktsnetz im alten 
Stadtgebiet, deſſen Bolzen aus den Jahren 1903 bis 1908 ebenfalls 
zu faft 50% unbrauchbar geworden ober verloren gegangen waren, 
londern ſchuf gleichzeitig für Groß Breslau und feine nächſte Шт; 
gebung, einſchließlich der Riefelgüter Ranſern, Weidenhof, Steine und 
Müſtendorf, die vollſtändig in ſich geſchloſſene, eingangs erwähnte und 
gegenwärtig maßgebende Feineinwägung. In 393 örtlichen Arbeits- 
tagen wurden vom Vermeſſungsamt 1418 Höhenfeſtpunkte neu be» 
ſtimmt und als Mauerbolzen in gut gegründeten Hebäuden und Bau- 
werken oder, wo ſolche fehlten, in Steinpfeilern befeftigt. Dabei wurde 
eine Strecke von etwa 654 Kilometer zurückgelegt. Einſchließlich der 
in die Neubeſtimmung einbezogenen noch brauchbaren alten $eft 
punkte der Stadt, der fremden Behörden und Privatunternehmungen, 
ſowie der von der Landesaufnahme beſtimmten Punkte waren beim 
bſchluß ber Höhenbeſtimmung 1766 Bolzen im jetzigen Stadtgebiet 
vorhanden. 

Die in anderen Städten vielfach vorgenommene Darſtellung von 
Höhenlinien im Stadtplan erübrigt ſich für Breslau wegen der ver— 
hältnismäßig geringen Höhenunterſchiede innerhalb des Stadt⸗ 
gebietes. 


с) Die Straßenbenennungen und Xumerierungen. 


Die vom VBermefjungsamt nach beſtimmten Grundſätzen auszu- 
arbeitenden Vorſchläge für bie Straßenbenennung und bie Хи; 
merierung bzw. Umnumerierung ber Hausgrundſtücke bedürfen nach 
bem beſtehenden Rect") ber Henehmigung des Polizeipräfidenten. 
Es werden grundſätzlich nur bebaute und öffentliche Straßen und 
Wege benannt, alſo keine Privatſtraßen und Intereffentenwege. Eine 
Benennung von im Bebauungsplan nur vorgeſehenen Straßen kann 
erfolgen, wenn deren Anlage gefichert ift. 


) Dgl. Min. Erl. vom 9.7.1874 in Ard. 21.5.4.1.1 Bd. 1 B1.45 unb бег. 
mershaufen, Wegerecht 4. Aufl. 1. BD. Ө. 59, 
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Um das Auffinden der Straßen zu erleichtern, wird ſeit vielen 
Jahren verſucht, in die Breslauer Straßenbenennung Gyſtem zu 
bringen. бо wurden und werden benannt: 


A. bie öſtlichen Stadtteile mit Märchen⸗Namen in Br.-Biſchofswalde, 
Dogel-Namen in Br.-Simpel, §lurnamen in Br.⸗Gchwoitſch, Ха, 
men von Komponiſten in Br.⸗Leerbeutel, Namen von Göttern der 
deutſchen Sagenwelt іп Br.-Wilhelmsruh; 


B. die füdlichen Stadtteile mit Namen von deutſchen Dichtern in der 
Südvorftadt und in Br. -Kleinburg, von deutſchen Malern in Br.» 
Krietern; 

C. die weſtlichen Stadtteile mit Namen von ſchleſiſchen ólüffen in Br., 
Pöpelwitz, Blumen-Namen in Br.-Gräbſchen; 


D. die nördlichen Stadtteile mit Namen von neuzeitlichen Dichtern 
in Br.⸗Carlowitz und Br. Roſenthal, Namen von Sternen gleich- 
falls in Rosenthal; 

E. die in den letzten Jahren neu angelegten Straßen und Wege nach 
oſtdeutſchen Städten, insbeſondere den durch das Derjailler Diktat 
vom Reiche abgetrennten Ortfchaften, z. B. Hultſchiner Straße, 
pleffer Straße, Bromberger, Thorner, Memeler, Graudenzer, 
Oneſener Straße uſw., wobei bie geographiſche Lage des Ortes 
möglichſt mit der Straßenrichtung im Einklang ſtehen joll. 


Sleihlautende Straßenbezeichnungen im alten und neuen Stadt- 
gebiet find umbenannt worden. 


pie Numerierung der Grundſtücke einer Straße erfolgt, ſtets 
an dem der Stadtmitte zugekehrten Straßenende mit Nr.! beginnend, 
fortlaufend nach außen, und zwar wird die linke Straßenſeite mit 
den geraden und die rechte Seite der Straße mit den ungeraden 
Nummern verfehen. Bei Straßenzügen, die nicht radial vom Stadt⸗ 
innern nach außen verlaufen, wird der Straßenanſang nach beſtimm⸗ 
ten, namentlich bezeichneten Straßenzügen feftgelegt. Yon den etwa 
1070 Breslauer Straßen und plätzen find nur im Stadtinnern noch 
27 wichtigere Straßen nach alter Weife (fortlaufend mit 1, 2, 5 um. 
auf ber einen Geite bin und der anderen zurück) numeriert, ein Dole“ 
kehrsübelſtand, beffen Beſeitigung auf Widerftand der Örundftüds- 
beſitzer ſtößt, die durch die Umnumerierung eine Schädigung ihres 
Geſchäftsbetriebes befürchten. 
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d) Die Ratafterabteilung. 


Das Städtiſche Bermeſſungsamt unterhält [eit Februar 1920") eine 
befonbere Katafterabteilung, deren Beamte für die Entnahme aller 
ben Geſchäftsbetrieb des Amtes betreffenden Abfcheiften, flbgeidj: 
nungen unb fonftigen Ermittelungen aus ben Dokumenten ber ftaat- 
lichen Kataſterämter I bis III in Breslau zuftändig und verantwort- 
lich find. Weiter führt biefe Abteilung bie im Vermeſſungsamt прог» 
handenen Kataſterreinkarten des Stadtgebietes unb die zur Verein- 
fahung des Geſchäftsverkehrs aufgeſtellte Kataſterkartei fort. Fur 
Erledigung ber flrbeiten find im ſtaatlichen Kataſteramt I zwei Бо» 
ſondere Fimmer mit 4 Arbeitsplätzen gemietet worden. Die Benutzung 
ber Kataſterdokumente und der Krbeitsräume ift zwiſchen Staat und 
Stadt durch Verträge geregelt, nach denen die hierfür zu zahlenden 
Gebühren in Pauſchalbeträgen abgegolten werden. 

Bis zum Jahre 1922 beftanb [eit 1866 zwiſchen dem ſtaatlichen Kataſteramt 
Breslau-Stadt (jetzt Breslau Y) und der Stadtverwaltung (Örundfteueramt) eine 
Art Perfonalunion, b. lj. ein enges Dertragsverhältnis, nach dem die Veranlagung 
und $orí[djreibung der Grund- und Gebäudeſteuer, [omeit fie durch ſtädtiſche 
Beamte zu erledigen war, durch den jeweiligen ſtaatlichen Leiter des fataftere 
amtes neben feinen eigentlichen Dienſtgeſchäften bearbeitet wurde. Die Stadtver⸗ 
waltung ſtellte für die Grund- und Gebäudeſteuerarbeiten die erforderlichen Be⸗ 
amten und trug außerdem bie Koſten für die Dienſträume unb den Bürobedarf’). 
fib 1.4.1883 wurde auf Anordnung des §inanzminiſters das Ratafteramt Breslau- 
Stadt „reorganiſiert“ unb bie Magiftrats-Abteilung V, 2 für Grund» und Gebäude⸗ 
ſteuerſachen endgültig mit ihm vereinigt“ J. Die ſtädtiſchen Beamten für die gee 
nannten Steuerarbelten wurden dem Katafteramtsleiter, der bezüglich dieſer 
Steuergeſchäfte bie Befugniffe eines Rodezernenten des Magiſtrats erhielt, aus⸗ 
ſchließlich und unmittelbar unterſtellt. Im Januar 1907“) wurden die bisherigen 
Abmachungen durch einen neuen, zeitlich begrenzten Vertrag mit einjähriger 
Kündigung erſetzt. fib Oktober 1908 bzw. Oktober 1909 beſtimmte der Maglſtrat 
erſtmalig zwei Beamte bes Bermeſſungsamtes für die Erledigung ber heute von 
ber ftatafferabteilung auszuführenden Arbeiten““). 

Infolge der nach dem Kriege einsetzenden Erhöhung der Gehälter unb 
Steigerung aller Unkoſten kündigte der Magiſtrat den Vertrag von 1907 zum 
31.3.1922 in ber fibfidjt, entweder ein günftigeres, den neuen veränderten Seite 
verhältniffen angepaßtes Abkommen mit der Regierung zu erlangen oder ein 


^ Mag. Derfg. vom 16. 2. 29 in Blockakten 30 Bl. 225; Akten 21. 1. 1.8 BD. 18 
Bl. 108 und 111. 

и) 21. 1. 1.8 Bd. 6 Bl. 294 fl. und 23b. 16 Bl. 511 fl. 

н) 21. 4. 1 Bd. 5 Bl. 88 J. Mag. Derfg. vom 22. 5, 1883. 

31) 21. 1. 1.8 Bd. 17 Bl. 67 ff. Um. Я. Heneralla 1 231. 127 R. 

ч) Um. Я, Heneralia 1 Bl. 112 und 127. 


eigenes ſtädtiſches Matafter einzurichten, mie es bei 60 Dermefjungsämtern 
größerer Städte bereits beftand. Diefer Plan ſcheiterte an den hohen Koſten für 
die erſte Einrichtung eines Ofabtfataffers. Aud) ein neuer Vertrag mit der Ree 
gierung (Ratafterverwaltung) kam nicht zuſtande, unb die völlige Trennung bes 
ſtaatlichen Ratafteramtes Breslau-Stadt von der Stadtverwaltung [(Grundſteuer⸗ 
amt) wurde durch Min.⸗Erlaß vom 10.2. 1922 endgültig durchgeführt. Das Rataſter 
amt blieb gegen Mietszahlung noch eine Zeitlang in den ſtädtiſchen Räumen 
Eliſabethſtraße 15, fiebelte für kurze Zeit nach dem Oberbergamt, bann nach dem 
Liebichhaus, Springerſtraße, und ſchließlich nach feinen gegenwärtigen Räumen im 
Poſtſcheckamt, §eldſtraße, über“). 


Durch die Errichtung eines von der Stadtverwaltung unabhängigen ſtaatlichen 
Ratafteramtes fiel naturgemäß auch die bisherige Gebührenfreiheit für bie Be⸗ 
nutzung der Kataſterdokumente feitens der Stadt fort. Jede Entnahme von fib: 
schriften ufm. mußte beſonders berechnet werden. Erſt [feit 1.10.1926 iff bie 
dauernde Benutzung der Dokumente wieder durch Verträge geregelt, die zur Zeit 
die Grundlage für bie frbeiten der Kataſterabtellung des Dermeffungsamtes 
bilden“). 


e] Das Örundftüdslagerbud. 


Das feit 1. Oktober 1924") im Bermeſſungsamt zu führende Orund» 
ſtückslagerbuch des geſamten ſtädtiſchen Orunbbefi&es befteht aus 
Lagerbuchbögen mit Grundſtücksplänen, Pachtverzeichniſſen und 
Pachtplänen, ferner aus Aberſichtsplänen 1:1000 und 1:5000. Als 
Hrundſtückspläne werden flus[djnitte aus dem Stadtplan verwendet, 
in welche die einzelnen Parzellen der Hrundſtücke eingetragen werden. 
Die Verpachtungen von Grundſtücken und Grundſtückstellen werden 
in Pachtverzeichniſſen unb Pachtplänen nachgewieſen. 


Für jedes Hrundſtück wird je ein Lagerbuchbogen geführt, der alle 
Angaben, wie Grundbuchbezeichnung, Artikel, Kartenblatt⸗ und par» 
zellennummer, Verwaltung, Fläche, Reinertrag, Lage, Hebäudebeſtand 
mit Nutzungswert und Heuerverfiherungsfumme, ferner Vorbeſitzer, 
Kaufvertrag, Auflaffungstag, Kaufpreis und grundbuchliche ſowie fon’ 
ſtige Belaſtungen und Rechte enthält. Die dauernde Abereinſtimmung 
mit dem Grundbuch und Ratafter wird durch Nachtragung aller Der: 
änderungen und Fortſchreibungen aufrecht erhalten. 


м) 91,1.1.8 Bd. 16 21.296; Bd. 17 231.62 fl., 1151, 119, 125, 127. 
1) Ebd. Bd. 18 Bl. 105, 111, 152 unb 156. 
") Mag. Derfg. vom 4. 10. 1924 — O. I. 310/24. 


Die außerdem geführten Orundwertbogen, die zur Geftftellung des 
Wertes ber Grundſtücke dienen, enthalten bie Grundſtücksbezeich⸗ 
nungen und Größen in gekürzter Form. Sie find nach Verwaltungen 
geordnet. Jedes Örundftüd wird einzeln bewertet, z. Ft. noch mit bem 
Friedenswert. Hiernach werden alljährlich als Grundlage für die Ar- 
beiten der Finanzverwaltung für den Haushaltsplan und Vermögens- 
nachweis die Grundſtücksgrößen und Werte ſowie bie Feuerverſi⸗ 
cherungsſummen für jede einzelne Verwaltung und Stiftung und für 
den geſamten ſtädtiſchen Örundbefit; feftgeftellt (Abjchluß). 


Die als Xeft des früheren Grundſtücksatlas weitergeführten Aber⸗ 
ſichtspläne enthalten die ſtädtiſchen Grunbftüde nach Verwaltungen 
verſchiedenfarbig bezeichnet. 


бит Arbeitsgebiet der Lagerbuchabteilung gehören ferner umfang⸗ 
reiche laufende flrbeiten, im letzten Jahre etwa 1450 Schriftftüde”). 
Sie umfaſſen Anfragen und Ermittelungen aller rt. Ний) werden 
Cauſchvorſchläge bearbeitet, Grunbbudjbereinigungen und Umſchrel⸗ 
bungen durchgeführt, Grundſtückswerte feſtgeſtellt und ähnliche An- 
gelegenheiten erledigt, die eine eingehende Kenntnis des ſtädtiſchen 
Grundbeſitzes erfordern. Nebenbei find täglich die bei dem erheb- 
lichen Umfange des ſtädtiſchen Örundbefiges Јерг zahlreichen münd⸗ 
lichen und telefonifchen Anfragen und fiuefünfte abzufertigen. Der 
mündliche und ſchriftliche Geſchäftsbetrieb hat feit ber Abernahme des 
Lagerbuches durch das Vermeſſungsamt einen außerordentlich großen 
Umfang angenommen, ber beweiſt, daß das Grundſtückslagerbuch in 
feiner heutigen Form für die Stadtverwaltung unentbehelich gewor⸗ 
ben ift. Als Grundlage für die Bewertung des ſtädtiſchen Grund— 
beſitzes unb für die Schätzungen werden ferner bie Kaufpreiſe, die 
durch den Beſitzwechſel privater Örundftüde entſtehen, für das ganze 
Stadtgebiet in Aberſichtsplänen geſammelt, namentlich die Bauland- 
preiſe. Huch dieſe Kaufpreisſammlungen, bie für das unbebaute бог 
lände allein etwa 30 Blätter bes Stadtplanes 1:5000 umfaffen, haben 
fid) im Laufe der Zeit zu einer wertvollen und unentbehrlichen Unter- 
lage für bie Schätzungs⸗ und Bewertungsarbeiten entwickelt. 


Im Fzuſammenhange mit bem Lagerbuch werden weiter [ей Жо» 
vember 1931 alle órtlidjen und häuslichen vermeſſungstechniſchen 


] 251. Anlage IV. 
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Arbeiten — örtliche Termine, Aufmefungen, Kartierungen und 3e: 
rechnungen ſowie Anfertigung der Pachtpläne — für die Verpachtung 
von ſtädtiſchen Hrundſtücken ausgeführt. 


Die Angelegenheiten ber ſtädtiſchen Hüter und Horften werden nach 
ähnlichen Geſichtspunkten, jedoch getrennt vom Lagerbuch, im Be⸗ 
zirksvermeſſungsamt III bearbeitet. 


Die Führung eines befonderen Lagerbuches für „alle Teile des Vermögens der 
Stadtgemeinde“, alfo auch für ben ſtädtiſchen Grunbbefi, wurde bereits durch 
8 71 der Städteordnung für die feds öſtlichen Provinzen vom 30. Mai 1855 den 
Stadtverwaltungen vorgeschrieben. Ruch die Stadt Breslau legte damals ein 
lolches allgemeines Ortslagerbuch ап, das zunächſt im Büro des Oberbürger⸗ 
meiſters geführt und heute im Sinanzbüro verwaltet wird. Aber erſt feit 1878“ 
veranlaßte der Magiftrat die Vorarbeiten für die Aufftellung eines befonberen 
Lagerbuches ber ſtadteigenen Örundftüde. Im Zuni biefes Jahres erhielt das 
Фертей фе Büro den Auftrag, das ſtädtiſche Orundeigentum in einem Aberſichts⸗ 
plan der Stadt farbig darzuſtellen. Fu dieſem weck fertigte das Büro II (гип, 
eigentumsverwaltung) eine „Nachwelſung des innerhalb des Weichbildes der 
Stadt belegenen Grundbeſithes“, eine kflrbeit, die infolge des mühevollen бијат» 
mentragens der ſtädtiſchen Grundstücke nach den Alten der Stadtverwaltung unb 
des Grundbuchs erſt im Februar 1876 in einem vorläufigen erſten Entwurf fertig: 
geftellt wurde. Im Anſchluß daran ließ ber Magiſtrat Auszüge aus den Hrund⸗ 
büchern durch bie ſtadtgerichtlichen Grundbuchlührer herstellen, „um [o vielfachen 
Irrungen vorzubeugen und endlich das Beſitzthum der Stadt in dem Stadtkreſſe 
durch Aufftellung eines Ortslagerbuches feſtſtellen zu können“. Auf erneutes 
Drängen ber Orundeigentumskommiſſion“] beſchloß der Magiftrat am 26. 1. 1885, 
die Aufftellung eines runbftüdelagerbudjes mit bejonberer Kartengrundlage 
(Orunbftüdsatlas) nunmehr beſchleunigt durchzuführen. Durch Rundſchreiben des 
Büros II wurden alle ſtädtiſchen Dienſtſtellen erſucht, ihren Hrundbeſitz nach be: 
ſtimmten Xidjtlinien mit möglichſter Beſchleunigung anzugeben. Der Entwurf des 
Oeſamtverzeichniſſes lag im Juni 1885 vor, während ſich die endgültige Hertig- 
ftellung des zugehörigen Atlas, der aus 25 Einzelblättern beftand, wegen Über- 
laftung des Geometriſchen Büros mit laufenden Arbeiten noch bis November 1886 
hinzog. 

Das Lagerbuch wurde im Büro II zunächſt in Buchform geführt, bie ſich wegen 
der vielen Nachtragungen infolge der dauernden Veränderungen der Einzelgrund- 
ftüde und des ſtetig madjfenben Geſamtbeſtandes bald als unzureichend erwies 
und im Jahre 1909 die 2Imftellung auf bie lofe Blätterform- erforderlich machte. 


Getrennt vom Lagerbuch führte bas Bermeſſungsamt ben 1886 fertiggeftellten 
Grundſtücksatlas, der aus Aberſichts⸗ unb Einzelplänen mit §lächenverzeichniſſen, 
ebenfalls in Buchform, beftanb. 


9) Ard. 21. 4. 1. Bd. 1 Bl. 40, 100 und 210 fl.; 19.1.40 Bd. 1 Bl. 1 ff., 741. 
und 108 R. 
*) 291. Antrag des Stadtverordneten Hraßow vom 8. 1. 1882. 
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Nebenher bearbeitete das Statiſtiſche Amt [ogenannte Grundwertbogen mit 
Werten für jedes Orundftüd zur Heftftellung bes Heſamtwertes des ſtädtiſchen 
Orundbeſitzes. 

Dieſe in drei verſchiedenen Dienſtſtellen ftattfindende Bearbeitung 
der drei Teilgebiete des Hrundſtückslagerbuches empfand das ег, 
meſſungsamt von finfang ап als Abelſtand. fiber erft nach wieder- 
holten Anträgen an den Magiſtrat“] gelang es, die Bereinigung ber 
fiebeiten herbeizuführen und damit die unbedingte Fuverläſſigkeit 
und Richtigkeit der für die Stadtverwaltung ſo wichtigen Dokumente 
ſicherzuſtellen. Danach wird, wie bereits erwähnt, ſeit 1. Oktober 1924 
das ganze Arbeitsgebiet in vereinfachter Form unter Beſeitigung der 
früheren Doppelarbeiten im Dermefjungsamt erledigt. Hierbei ſtellte 
Па infolge ber Unvollſtändigkeit und Unrichtigkeit zahlreicher Lager⸗ 
buchbogen die Notwendigkeit heraus, das Lagerbuch nach neuen бо» 
ſichtspunkten unter Benutzung eines befonders entworfenen Zager- 
buchbogens gänzlich neu aufzuftellen. Entgegen der bisherigen Abung 
werden feit 1924 auch die Gebäude in bem neuen Formular nache 
gewieſen. Dieſe Neubearbeitung der Lagerbuchbogen iſt in jahrelanger 
Tätigkeit der betreffenden Beamten neben den laufenden Arbeiten 
durchgeführt und im September 1938 beendet worden. Dagegen ſteht 
die ebenfalls wichtige Erneuerung der Aberſichtspläne 1:1000 bzw. 
der einzelnen, teilweiſe über 35 Jahre alten Sektionen im alten Stadt- 
gebiet, in denen der Örundbefi farbig dargeſtellt ift, im weſentlichen 
noch aus. Auch dieſe Pläne müſſen jobald als möglich durch andere 
mit bem topographiſchen Hegenwartszuſtand des Stadtbildes erſetzt 
werden, damit die täglichen Auskünfte ſchnell und ohne Vorbehalt 
erteilt werden können. 

Das Grundſtückslagerbuch bildet ferner bie Hrundlage für bie Ar- 
beiten der Steuerabteilung des Vermeſſungsamtes. 


f) Pie ſteuerlichen Arbeiten. 


Die Aufgaben der Steuerabteilung umfaffen ben gefamten Verkehr 
mit den Ratafterämtern unb den Steuerbehörden in allen &runb« 
fteuerangelegenheiten, bie den ſtädtiſchen Grunbbefit und die unter 
ſtädtiſcher Verwaltung ſtehenden Stiftungen betreffen. Zu den Hrund— 
ſteuerſachen gehören bie Hrundvermögenſteuer einschließlich der Hause 
zinsſteuer unb die Einheitsbewertung. Die für beide Sachgebiete 


) $. B. Um. Я. Öeneralia Bd. 1 21. 256 f. 
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durchzuführenden Arbeiten beſtehen grundſätzlich jeweils aus zwei 
Hauptaufgaben: 


1. der Prüfung der Veranlagungen hinſichtlich der Steuerpflicht bzw. 
Steuerfreiheit, und 


2. der Prüfung der Werte bezüglich ihrer Höhe. 


Dem Dermefjungsamt wurden dieſe Hrbeiten durch Rundverfügung 
vom 9. November 1927") übertragen. Der bis dahin beſtehende фи, 
ſtand, daß die Bearbeitung der Hrundſteuerangelegenheiten nicht von 
einer Stelle aus, ſondern jeweils durch bie verfdjiebenen ſtädtiſchen 
Verwaltungen erfolgte, denen die Grundſtücke gehörten, hatte ſich 
ſchon lange als unzulänglich erwieſen und zu dauernden Rückfragen 
ber Kataſterämter ufw. beim Vermeſſungsamt geführt. Den einzelnen 
Dienftftellen der Stadtverwaltung fehlten im allgemeinen die zur Prü- 
fung der Veranlagungen erforderlichen Unterlagen, ſowie bie mit dem 
Steuer- und Bewertungsweſen vertrauten Sachbearbeiter. Bedenkt 
man, daß für die gleichen flrbeiten, die heute vom Bermeſſungsamt 
als Jentralſtelle für den gesamten ſtädtiſchen Hrundbeſitz durch zwei 
aus dem Firbeitsgebiet hervorgegangene und mit ihm reſtlos ver- 
traute Sachbearbeiter geleiftet werden, vor 1927 etwa 50 verjdjiebene 
ſtädtiſche Sachbearbeiter genötigt waren, fi mit den in Frage Рот; 
menden Geſetzen und fusführungsbeſtimmungen vertraut zu machen, 
jo ift es ofſenſichtlich, daß die jetzige Regelung die für die Stadt— 
verwaltung günftigfte und vorteilhafteſte iſt. Es bedarf daher keines 
beſonderen Nachweiſes, daß die Bearbeitung der Grundſteuer— 
angelegenheiten [Prüfung der Werte, Beurteilung der Steuerpflicht 
oder freiheit иј.) von einer Stelle aus, gegenüber etwa 50 Stellen 
vorher, eingehender, rajdjer, zuverläffiger und damit ſparſamer für 


die MEE wie für bie Einzelverwaltungen durchgeführt 
wird. 


Schon in den wenigen Jahren ſeit der Übertragung der Arbeiten 
an das Dermeflungsamt war es möglich, allein durch Inanfpruch⸗ 
nahme der geſetzlich vorgeſehenen Steuerminderungsmöglichkeiten 
weit mehr als 5 Millionen Reichsmark Steuererſparnis für die Stadt- 
gemeinde gegenüber den früheren ſtaatlichen flbgaben zu erreichen 
und dieſe Summe noch fortlaufend zu erhöhen. 


9) Blockakten Generalia 5 Bd. 2 Bl. 226. Rundverfg. Nr. 318/27. 
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Einen weiteren Beweis für die Richtigkeit der damaligen фи; 
jammenfafjung ber Firbeiten im Dermefjungsamt bietet bie Tatfache, 
daß acht Jahre ſpäter (1955) bie Reichsfinanzverwaltung eine ähn- 
liche Regelung getroffen hat. Ruch hier wurde für bie Veranlagungs⸗ 
und Bewertungsangelegenheiten bei jedem Finanzamt eine zentrale 
Bewertungsſtelle gejchaffen, während bis 1935 dieſe Arbeiten z. B. 
bei ben hiefigen Finanzämtern ein Geil des Arbeitsgebietes von etwa 
80 Sachbearbeitern waren. 

Der Schriftverkehr der Steuerabteilung iſt bei dem Umfang des zu 
betreuenden ſtädtiſchen Grundbeſitzes von weit über 1000 fteuer- 
pflichtigen Grunb[tüden außerordentlich groß, ſowohl mit ben Gteuer- 
behörden wegen Einſprüchen, Berufungen und Ermäßigungsanträgen, 
als auch mit den einzelnen ſtädtiſchen Dienſtſtellen über Fragen ber 
Steuerverteilung auf die Pächter uſw. 

Neben dieſen ſtändigen Aufgaben hat die Steuerabteilung in be⸗ 
ſtimmten Feitabſtänden noch außergewöhnliche zu leiſten, z. B. wenn 
bei einer neuen Einheitsbewertung für ben geſamten bebauten Grunb« 
beſitz beftimmte Steuererklärungen abzugeben find oder die neu fefte 
geſetzten Einheitswerte geprüft werden müſſen u. a. mehr. 


£ Die Srundbuchermittelungen. 


zur Vermeidung von Doppelarbeit und unnötiger Inanſpruch⸗ 
nahme ber Grundbuchführer war es notwendig, auch alle Ermitte- 
lungen aus dem Grundbuch für ben Geſchäftskreis ber Stadtverwal⸗ 
tung ebenſo wie die Ratafterermittelungen von einer Stelle aus durch— 
zuführen. Aus diefem Grunde wurde ſchon 1909 durch Mag. Verfg. 
vom 5. Januar”) angeordnet, daß alle Örundbuchermittelungen über 
Eintragungen uſw., deren Bedeutung nachher zu prüfen ift, von vorn- 
herein durch das Зегтејјипдваті in vollem Umfange zu erledigen 
find. Es wurde weiter angeordnet, daß ſämtliche grundbuchlichen Зо, 
nachrichtungen, die Belange der Stadtgemeinde betreffen, zunächſt 
dem Dermefjungsamt zugeleitet werden, das für die Weitergabe an 
die betreffende Dermwaltungsftelle Sorge trägt. Dieſe Einrichtung 
wurde getroffen, weil das Bermeſſungsamt mit Xüdfidjt auf die 
6übrung des Lagerbuches unbedingt rechtzeitig Kenntnis von allen 
Veränderungen im Grundbuch erhalten muß unb allein in der Lage 


9) Dm. Я, Öeneralia Bd. 1 Bl. 114. 
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ift, die Benachrichtigungen [ofort an die beteiligte Verwaltung weiter: 
zuleiten. Früher liefen dieſe Schriſtſtücke oft wochenlang durch die 
verſchiedenen Büros, ehe fie die richtige Dienftftelle erreichten, ba das 
Grundbuchamt nur in ſeltenen Fällen die betreffende ſtädtiſche Der- 
waltungsſtelle angibt. 


Neben dem Vermeſſungsamt ift feit September 1914“) nur das 
Wohnungs- und Liegenſchaftsamt (früher Hrundeigentumsverwal⸗ 
tung) berechtigt und verpflichtet, für feinen Geſchäftskreis wie bisher 
die erforderlichen Auszüge aus ben Grundakten ſelbſt zu fertigen. 


Der für bie Orundbuchermittelungen zuſtändige Beamte des Der. 
meſſungsamtes führt gleichzeitig das [ей Mitte 1922 in Яаг Цогт 
eingerichtete Orundftüdslaftenbud als Gammelftelle für die ermittel- 
ten Rechte und Laſten der ſtädtiſchen Hrundſtücke, ferner das ebenfo 
lange beſtehende Waſſerbuch“] für alle Waſſerrechte an der Oder, 
Ohle, Lohe und Weiſtritz. Er führt außerdem die Wegekartei mit den 
zugehörigen Aberſichtsplänen 1:5000, in der alle vom Bermeſſungs⸗ 
amt oder anderen Dienftftellen erſtatteten Außerungen und Gutachten 
über den Charakter und die Unterhaltungspflicht von Wegen und 
Gräben geſammelt werden. 


G. Die Wirtſchaftlichkeit der ſtädtiſchen Vermeſſungsarbeiten“] 


Bei dem vorſtehend geſchilderten umfangreichen Wirkungskreis des 
Bm. Я. mit feinen zahlreichen verſchiedenartigen flrbeitegebieten 
drängt fid) dem Sefer unwillkürlich die Frage nach der Wirtſchaftlich⸗ 
keit der zu leiftenden Vermeſſungsaufgaben auf. Dieſe Frage ift De“ 
ſonders nach dem Kriege oft genug, mindeſtens jedes Jahr bei ben 
Beratungen für die Arbeiten zur Aufftellung des Haushaltsplanes, 
geſtellt aber niemals ausreichend und allgemein beantwortet worden, 
weil die dafür nötigen Unterlagen fehlen. Um zu einer einigermaßen 
richtigen Beurteilung ber Wirtſchaftlichkelt der Dermeffungeaufgaben 


4) Ebd. Bl. 215, Mag. Derfg. vom 26. 9. 1914. 

“) Um. Я, Blockakten 30 Bd. 1 Bl. 14 Mag. Derfg. vom 30. 12. 1921. 

**) gl. hierzu auch das von der Schriftleitung unb dem Verlage ber „Allge- 
meinen Vermeſſungs nachrichten! (Nr. 20/1954) veranſtaltete Preisausſchreiben 
„Was heißt Wirtſchaftlichkeit im Bermeſſungsweſen“, fomie bie im Verlage von 
Herbert Wichmann, Berlin 1956, unter berfelben Aberſchriſt erſchlenene Abhand- 
lung der Dermeffungsingenieure Karl Michael und Kurd Slawik. 
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gelangen zu können, wäre bei der Eigenart und Beſonderheit ber 
Bermeſſungsarbeiten außer der Unterſuchung ihrer engen ог, 
knüpfung mit den vielfachen Wirtſchaftsaufgaben der Stadt, deren 
Durchführung oft erſt durch die Bermeſſungsarbeiten möglich wird, 
mindeſtens eine mehrjährige Statiſtik über den Umfang, die Art und 
óeit der einzelnen Aufgaben nötig, auf mehrere Jahre ausgedehnt 
deshalb, weil fir und Umfang der Arbeiten nicht jedes Jahr gleich 
bleiben. Entgegen anderen Stadtvermeſſungsämtern, bei denen dieſe 
Stage ebenſo wenig geklärt ift, beſitzt das Breslauer Bermeſſungsamt 
ſeit dem Jahre 1929 wenigſtens laufende Aufzeichnungen über Art 
und Umfang der hauptſächlichſten, immer wiederkehrenden Dermef- 
ſungsaufgaben. Jedoch fehlt hierzu die Seftftellung der für die eine 
zelnen Arbeiten aufgewendeten Firbeitszeit. Nur für einen geringen 
боп find die aufgewendeten Arbeitsſtunden auf Grund der für bie 
Verrechnung mit den Auftraggebern aufgeftellten Koſtenzettel Dor» 
handen. Für den Hauptteil der Arbeiten dagegen müßte die Arbeits⸗ 
zeit nachträglich geſchätzt werden. Eine ſolche nachträgliche Schätzung 
ift aber m. E. bei der Eigenart der Dermeffungsarbeiten ſehr proble⸗ 
matiſch, da ſelbſt gleichartige Arbeiten, wie z. B. Meſſungen gleich⸗ 
großer Grundſtücke, je nach den örtlichen Meſſungsſchwierigkeiten, 
oder gutachtliche Arbeiten über Wege-, Grundbuch- unb Waſſerrechte 
u. a., je nach dem Umfang der Vorarbeiten wie Alten-, Ratafter- 
ermittlungen ujw., in jedem Einzelfall eine ganz verſchiedene flrbeits⸗ 
zeit erfordern. 


fluch für die Entſcheidung von drei weiteren Fragen, die aus 
Hründen der Haushaltskoſtenſenkung feit dem Kriege oft erörtert 
worden find, würde ein hauptſächlich auf Schätzungen beruhendes 
Urteil nicht ausreichen. Es handelt ſich hier um die Fragen, ob es 
möglich und zweckmäßig iſt: 


a) für die Arbeiten des Um. H. ähnlich wie bei den ſtaatlichen Be⸗ 
hörden Gebühren zu erheben? 


b) Die Haushaltskoſten des Dm. Я. ſoweit wie möglich durch Abgabe 
von Arbeiten an die privaten Bermeſſungsingenieure zu ſenken? 


с) dür alle im fluftrage anderer ſtädtiſcher Derwaltungsftellen zu 
leiſtenden Arbeiten volle Erſtattung der Selbſtkoſten im Dore 
rechnungswege zu fordern? 
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Auf die Erhebung von Gebühren ift bisher deshalb verzichtet worden, 
weil bei ben haupffählich in Betracht kommenden Arbeiten, wie 
Sludjtlinienanmeifungen ufw., auch ſtädtiſche Belange eine Rolle 
[pielen und die geſetzliche Hrundlage dafür nicht genügend geklärt ift. 
öweiſellos würde die Erhebung von Gebühren für das Im. Я. eine 
weſentliche Einnahme und damit Entlastung des Haushaltsplanes 
bedeuten. finbererjeite ift nicht zu verkennen, daß die Fluchtlinien⸗ 
anweiſungen (nicht bie als Hoheitsaufgabe zu betrachtenden erft- 
maligen Fluchtlinienabſteckungen), wenn fie vom Bauherrn bezahlt 
werden müſſen, ebenſo gut von ben privaten Vermeſſungsingenieuren 
ausgeführt werden könnten. Wird dann noch geprüft, welche ſonſtigen 
Arbeiten, z. B. Fortſchreibungsmeſſungen, Grenzbeſcheinigungen uſw., 
an die Privatlandmeſſer abgegeben werden könnten, ſo würde dadurch 
eine weitere fühlbare Entlaſtung des Um. Я. eintreten. Der von feiten 
ber privaten Auftraggeber vorgebrachte Einwand, daß die privaten 
Bermeſſungsſtellen zu teuer arbeiten, berührt die Stadtverwaltung 
nicht, da ſie die rein privatwirtſchaftlichen Belange ihrer Einwohner 
nicht zu vertreten hat. Das Städtiſche Dermefjungsamt führt daher 
bei Privatgrundſtücken feit vielen Jahren nur noch ſolche Hortſchrei⸗ 
bungsmeſſungen aus, bei denen ſich die Stadtgemeinde im eigenen 
Intereſſe vertraglich zur Tragung der Vermeſſungskoſten verpflich⸗ 
ten muß. 


Die Frage ber vollen Selbſtkoſtenerſtattung für alle im Auf 
trage anderer ſtädtiſcher Dienftftellen zu leiſtenden Bermefjungsarbei- 
ten hätte außer dem theoretiſchen Wert, einmal den für die eigent⸗ 
lichen Bermeſſungsaufgaben nötigen Kämmereizuſchuß feſtzuſtellen, 
auch noch ben praktiſchen Wert, bie auftraggebenben Verwaltungs- 
ſtellen allmählich dahin zu bringen, in jedem Falle genau zu prüfen, 
ob die beabſichtigten Aufträge an das Bm. Я. unbedingt notwendig 
find oder zur Koſtenerſparung für bie betreffende Dienſtſtelle nicht 
billiger durch deren eigene Kräfte ausgeführt bzw. ganz vermieden 
werden können. Der Erfolg einer ſolchen ſtändigen Prüfung dürfte 
für die Verminderung des Arbeitsumfanges und damit für bie боп, 
kung ber Koſten des Bm. fl. nicht gering fein, da deſſen Arbeiten für 
andere Derwaltungsftellen јере umfangreich find. Die jetzt beſtehende 
Pauſchalkoſtenerſtattung durch einen Teil der beteiligten Dienftftellen 
kann wegen der äußerſt mäßigen Sätze dieſen erzieheriſchen Wert 
natürlich nicht haben. Nach den bisherigen Erfahrungen ift zwar 
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eine Erhöhung der unzureichenden Pauſchalſätze und noch viel weniger 
eine volle Erftattung der Selbſtkoſten durch alle beteiligten Der. 
waltungsſtellen nicht zu erwarten, da dieſe wie bisher mit allen Mit- 
teln widerſtreben werden, ihren eigenen Haushaltsplan noch mehr zu 
belaſten. Trotzdem wäre die Prüfung der Frage im Intereſſe des 
immer wieder zu hoch befundenen Fuſchußbedarfs für das Um. Я. 
notwendig. Doch dazu bedarf 06 vorerſt der bereits oben erwähnten 
mehrjährigen ſtatiſtiſchen flufzeichnungen und 2Interfudjungen. 


„Wirtschaftlich arbeiten“ bedeutet „planmäßiges Schaffen von 
Werten mit möglichſt geringem Koſtenaufwand“. Bei der Eigenart 
und der Mannigfaltigkeit der Vermeſſungsaufgaben ſowie deren бие 
jammenhang mit anderen, ebenfalls nicht oder nur ſchwer meßbaren 
Hoheitsaufgaben der Stadt iſt es nicht leicht, überhaupt einen für die 
verfchiedenen Fiebeitsgebiete allgemein gültigen Maßſtab für die 
WMirtſchaftlichkeit der Bermeſſungsaufgaben zu finden. Andererſeits 
beſteht gerade im Bermeſſungsweſen die wahre Sparſamkeit weſent⸗ 
lich in der rechtzeitigen Bereitſtellung von ausreichenden Mitteln für 
Hrbeiten, z. B. Herſtellung des Stadtplanes in verſchiedenen Maß 
ſtäben, Schaffung eines Höhenfeſtpunktnetzes, Durchführung von Neu— 
meſſungen ufw., deren Wert für die Stadt nicht augenblicklich, Jon: 
dern oft erſt nach Jahren voll in Erſcheinung tritt. 
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Schlupbetradjtung 


Aberblickt man noch einmal die Entwicklung, Organiſation und den 
Wirkungskreis bes ſtädtiſchen Dermefjungsamtes in Breslau während 
der rd. 80 Jahre ſeines Beſtehens und nimmt man an, daß bei den 
Bermeſſungsämtern der anderen Großſtädte ähnliche Berhältniſſe vor- 
liegen werden, fo zeigt fib, daß den kommunalen Bermeſſungsämtern 
Aufgaben erwachſen, bie an Vielſeitigkeit von keiner anderen behörd- 
lichen Dermefjungsftelle übertroffen werden. Man erkennt weiter, 
daß für die Belange der größeren Städte das eigene Dermejjungs- 
amt ein unbedingt notwendiges Erfordernis iſt und immer bleiben 
wird. Jede Stadtverwaltung hat nun einmal auch in vermeffungs- 
techniſcher Hinſicht vielfache Sonder- und laufende Aufgaben zu ог, 
füllen, deren meiſt umgehende Erledigung im Rahmen des ſtaatlich 
organifierten Dermeſſungsweſens kaum oder nur mit unverhältnis- 
mäßig hohen Koſten und Zeitverluft möglich fein würde. Schon bie 
Beſchaffung der topographiſchen und anderen Planunterlagen für alle 
möglichen öwecke der örtlich verſchiedenen großſtädtiſchen Bedürfniffe 
einſchließlich der Fortführung und Erhaltung dieſes Planmaterials, 
die verſchiedenen fibftedungsarbeiten aller Art, die Verwaltung des 
ftabteigenen Hrundbeſitzes erfordern beſondere, örtlich bedingte Maß⸗ 
nahmen und ein auf dieſe Sonderaufgaben eingeſpieltes Perſonal, 
das in der Lage ift, oft ohne genaue Япшеіјипдеп, wie fie für das 
ſtaatliche Bermeſſungsweſen überall vorhanden find, die ihm geftellten 
Aufgaben praktiſch unb wietſchaftlich zum Wohle der Stadtverwaltung 
auf das Beſte zu erledigen. Dieſe örtlich und fachlich bedingten 3e: 
ſonderheiten der Stadtvermeſſungsämter werden bei der Neuordnung 
bes Deutſchen Vermeſſungsweſens auf Grund des Geſetzes vom 
3. guli 1954 zu berückſichtigen fein. 


Nachdem das neue Deutſchland Adolf Hitlers durch das Geſetz über 
den Aufbau des Reiches vom 50. Januar 1954 die Einzelländer zu 
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einer lebendigen Wirtſchafts⸗ unb Staatseinheit zuſammengeſchweißt 
und damit die politiſche Borausſetzung für den Ausbau, wie bie 
Grundlage für bie feit mehr als 60 Jahren von allen Fachkreiſen ог» 
ſehnte Dereinbeitlidjung des Bermeſſungsweſens geſchaffen hat, 
braucht uns um die zukunft der kommunalen Vermeſſungsämter nicht 
bange zu fein. Ний) dieſe werden, ausgerichtet auf das große Fiel 
eines einheitlichen Reichsvermeſſungsweſens, bei dem zähen Aufbau- 
willen bes nationalſozialiſtiſchen Staates ſchließlich eine Ams und 
flusgeftaltung erfahren, wie fie für das Wohl des Reiches und der 
Städte notwendig iſt. 
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Die Breslauer Stadt- und 
Hoſpital-Landgüter in neuerer Seit 


Otto v. Boerner 


Vorbemerkung 


бей Heinrich Wendt im Jahre 1899 fein „Amt Ranjern“ als 
erſten Teil ber Geſchichte der Breslauer Stadt- und Hoſpital-Land⸗ 
güter hat erſcheinen laffen, ift eine Weiterbearbeitung diejes fbſchnit⸗ 
tes der Breslauer Stadtgeſchichte unterblieben. Weder find die übrigen 
ſtädtiſchen unb Hofpital-Landgüter einer ähnlichen rückſchauenden Зо, 
trachtung unterzogen worden, noch hat die Geſchichte des Fimtes 
Ranjern eine Fortführung in die neuere zeit hinein gefunden. Andere 
miffenfdjaftlidje Aufgaben drängten in den Vordergrund, fanden wohl 
auch bei den im allgemeinen febr knapp bemeſſenen Mitteln für бог, 
ſchungszwecke weitergehende Hörderung, als das nicht nur räumlich 
etwas abliegende Gebiet der Hütergeſchichte, und erſt in unſeren баг 
gen des neu erwachten Intereſſes für die Erforſchung der Vergangen- 
heit darf man wieder mit einer lebhafteren Anteilnahme auch ſolcher 
Kreiſe für eine derartige Arbeit rechnen, die nicht durch ihren Beruf 
als Gutsverwalter, Pächter, Hörfter, Derwaltungsbeamte ufm. als 
unmittelbar beteiligt anzufprechen find. 

Go ift dieſe Niederfchrift entftanben, als ein Berſuch, bem von 
Wendt geſchriebenen erften &eil eine Ergänzung folgen zu laſſen, bie 
14) nach einer kurzen Geſamtüberſicht mit der neueren Geſchichte 
Ranferns und der früher in die Verwaltung des Нийео Ranſern ein: 
bezogenen Vorſtädte, Vororte und Finsdörſer von 1898 bis zum Jahre 
1932 befaffen foll. Dabei ift es ſelbſtverſtändlich, daß ein folder Der- 
їиф, d.h. das Bemühen, die Arbeit eines јо gründlichen Forſchers 
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und zugleich gewandten Erzählers, wie Heinrich Wendt es ift, forte 
zuſetzen, ein gewiſſes Wagnis darſtellt. Der Derfaffer bittet daher im 
Doraus um Nachſicht, wenn es ihm trotz redlichen Bemühens nicht 
gelungen fein follte, feinem Vorbilde im Sinne einer wenigſtens ап, 
nähernd gleichwertigen Leiſtung gerecht zu werden‘). 


A. Allgemeiner Uberblick 


Die erfte wichtige Maßnahme, bie die Stadt Breslau um die Fabre 
hundertwende auf ihren und den Hofpital-Landgütern hat durch⸗ 
führen laffen, war bie Neuvermeſſung des geſamten länd- 
lichen Beſitzes, bie ber Magiſtrat in einem an die Stadtverord— 
neten-Berſammlung gerichteten Dringlidjfeit&antrage vom 15. бор, 
tember 1900 mit bem Alter der teilweiſe noch aus dem 18. Jahr- 
hundert ſtammenden Vermeſſungsunterlagen und Karten, insbeſon— 
dere aber damit begründet, daß die für die zwanzigjährige Betriebs- 
periode von 1881 1901 aufgeſtellten §orſtwietſchaftspläne für einen 
weiteren Umtriebszeitraum nicht in Geltung bleiben könnten, weil 
die Holzeinſchläge infolge der inzwiſchen vorgenommenen Aufforftung 
großer Waldflächen nicht mehr planmäßig durchgeführt werden konn⸗ 
ten. Die Stadtverordneten konnten ſich dieſen Geſichtspunkten und 
weiter der Catſache, daß bie geplante Erneuerung ber Grundſteuer⸗ 
kataſter ſich nur an Hand von einwandfreien Meßergebniſſen ermög⸗ 
lichen laſſe, nicht verſchließen und ſtimmten daher in ihrer Sitzung 
am 27. September 1900 ber Magiſtratsvorlage zu. 

Die Arbeiten, bie fib auf ein Gebiet von rb. 2400 Hektar бог 
und rb. 5200 Hektar landwietſchaftlich genutzten Bodens erſtreckten 
und deren Geſamtkoſten 52610 Mark betragen haben, dehnten ſich 
einſchließlich der Herſtellung neuer Karten ſowie der Berichtigung der 
fatafter und der Hrundbücher bis in das Jahr 1908 hinein aus. Sie 
wurden aus Fweckmäßigkeitsgründen nicht dem ſtädtiſchen Bermeſ⸗ 
ſungsamte übertragen, ſondern von der Kataſterverwaltung ber Ree 
gierung ausgeführt. 

') Als Quellen haben im weſentlichen die ftädtifhen Verwaltungsberichte, 
Vorlagen an bie Stadtverordnetenverfammlung, Haushaltspläne unb ver[djiebene 
fitenaufgeidjmungen gedient. Sle find hier, der leichteren Lesbarkeit wegen, im 
einzelnen nicht angeführt worden. Im Befihe des Otabtardjios befindet fid) aber 


eine (nebenbei bemerkt, in manchen Punkten ausführlicher gehaltene) Niederfcheift, 
in der die Quellennachwelſe enthalten find. 
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Hand іп Hand mit der Dermeffung unb auf ihren Ergebniſſen ац}, 
bauend, ging, wie ſchon erwähnt, bie Aufftellung ber neuen 
Sorftwirtfhaftspläne. Mit den Vorarbeiten hierzu wurde 
im Sommer 1901 begonnen, ihre Ausführung wegen Amtsüberlaftung 
bes ſtädtiſchen Oberförfters bem ſtaatlichen Horftaffeffor Jeke! an’ 
vertraut, der dafür eine Dergütung von 2 Mark je Hektar abgeſchätzter 
Fläche erhielt. Zekel ſiedelte alsbald nach Riemberg, bem Hauptſitz 
ber ſtädtiſchen Forſtverwaltung, über und konnte bereits nach etwas 
über Jahresfeift, am 24. juni 1902, unter Einſendung des geſamten 
von ihm gewonnenen Materials bem Magiſtrat den Abſchluß feiner 
Cätigkeit anzeigen. Die Henehmigung des Regierungspräfidenten ог, 
folgte gleichfalls mit aller nur denkbaren Beſchleunigung, unb [o 
konnten denn bie neuen Seftftellungen und Berechnungen јфоп bei 
ber Aufftellung der Forſtwietſchaftspläne für 1902/05 Verwendung 
finden. Die Geſamtkoſten, einſchließlich einiger zuſätzlicher Auf- 
wendungen, haben ſich auf 5810,95 Mark belaufen. Dazu kamen dann 
noch 1000 Mark, die an ben ſtaatlichen Oberforſtmeiſter für die flus. 
übung der Oberleitung gezahlt wurden. In einem Schreiben an die 
Stadtverordneten hebt ber Magiſtrat anerkennend hervor, daß ge. 
rade feiner Mitwirkung die ſchnelle $Gertigftellung des Betriebs- 
verwaltungswerkes zu danken geweſen ſei, das für lange Zeit die 
Grundlage für bie Bewirtſchaftung der ſtädtiſchen Horften gebildet hat 
und heute noch bildet. Lediglich eine eng begrenzte Neuvermeſſung 
ftellte fib [pater im Fuſammenhang mit bem Bau der Ranjerner 
Gchleuſe unb den dadurch bedingten Odergrabungen als notwendig 
heraus. Dieſe Dermefjung, die durch das ftaatlidje Kulturamt Dore 
genommen wurde, hat im Juli 1926 ihren Abſchluß gefunden. Unter 
Berückſichtigung der durch den Schleuſenbau und teilweiſe auch durch 
andere Urſachen eingetretenen Änderungen, vor allem aber des Ere 
werbes der Hüter Pohlanowitz (im Jahre 1925) und Groß- und Klein- 
Maſſelwitz (1928), umfaßt der geſamte Stadt- und Hoſpital-⸗Land⸗ 
güterbeſitz nach dem Haushaltsplan für 1955 rb. 6600 Hektar mit fol: 
genden Gütern und бог л: : 


Kämmereigüter: 
re. rb. 277 Hektar 
eee. „ 198777, 
F nen cord uS 7, 
Groß- unb flein2Raffelmi& . . . . , 276 „ 
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Kämmereiforſten: 


Ranfern leinſchl. Weidenhof) . . . . rd. 283 Hektar’) 

йозе en CE owns 16: 4 s 008054 

д440| und Vogtswalde $1008 = 
Riefelgüter: 

ФиШВ СЬ sa. rb. 575 Hektar 

КИРЕ ЧЕП) о. VS denne ade 

e „ 

ПОО У иб ee ¥ O0 

У RL ET FI AO 

Steine unb Wüftendorf . . . . . . „ 440 78 
Hofpitalgüter: 

Bali ГЕ rb. 258 Hektar 

dohannisberrr g тал”, 

een, 227277, » 00 
Hoſpitalforſten: 

Peiskerwitz 

leinſchl. des Kottwitzer Waldes) rd. 324 Hektar 
e e М. 
ыны т Ибне СИЕ. op ” 00”, 


Der oben geftreifte Schleuſenbau bei Ranſern foll in einem anderen 
dufammenhange weiter behandelt werden. Vorerſt erſcheint es not- 
wendig, wenn auch in gedrängter Form, auf das Hoch Wa j fet des 
dahres 1905 und die in den folgenden Jahren gegen bie Wieder- 
holung derartiger Naturkataſtrophen ergriffenen Maßnahmen ein. 
zugehen. 

Nach außergewöhnlich ſtarken und anhaltenden Xegengüffen zu 
Beginn des Unglüdsmonats trat in ben Cagen vom 18. bis 17. Zuli 
in der Oder ein Hochwaſſer ein, das nächſt denen vom Auguft 1813 
unb Auguft 1854 die größte Oderhochflut feit Beginn des 19. да» 
hunderts geweſen ift. Nur durch unausgeſetzte Wachſamkeit und ап, 
geſtrengteſtes Arbeiten an den gefährdeten Stellen der Deiche bei баа 


J Nach Abtretung von rund 39 Hektar an bie Gartenverwaltung. 
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und Nacht war es überhaupt möglich, eine allgemeine Aberſchwem⸗ 
mung und Verheerung des eingedeichten Gebietes zu verhüten. Grof. 
dem aber gelang es nicht, das andrängende Waſſer von den nicht 
eingedeichten und tief gelegenen Teilen des Odervorlandes zurüd- 
zuhalten. In Ranfern und Weidenhof kam es zu umfangreichen Aber’ 
flutungen, unter denen in Weidenhof der Park, das ehemalige бо» 
neſungsheim und die Agnesmühle befonders ſchwer zu leiden hatten, 
während in Ranfern bie Kunſtſtraße und Geile ber Riefelanlagen be- 
ſchädigt wurden. In Oswitz traten Ferſtörungen am Oderuſer, an ber 
Deichböſchung unb im Vorlande ein. Bei Morgenau wurde der Deich 
an vielen Stellen unterſpült und bei der „Roten Lache“ (hinter dem 
Wappenhof) in einer Länge von 16 und einer Giefe von 1,8 Metern 
durchbrochen. Bon den Forſtbezirken wurden die Reviere Ranfern 
und Peiskerwitz durch Aberſanden der Waldwieſen und durch Er- 
ſticken der Pflanzen, die ungewöhnlich lange dem Hochwaſſer aus» 
geſetzt geweſen waren, in Mitleidenſchaft gezogen. Endlich verzeichnet 
der Berwaltungsbericht des Magiſtrats noch Beſchädigungen an der 
Weiſtritzbrücke im Zuge des Verbindungsweges zwiſchen Herrnprotſch 
und Johannisberg. Grot; dieſer vielerlei Ferſtörungen und 2er. 
wüftungen hielten ſich jedoch die Aufwendungen der Stadtgemeinde 
für die Wiederherſtellungs- unb flufräumungsarbeiten in verhältnis⸗ 
mäßig јере beſcheidenen Grenzen. Es wurden verausgabt: Für bie 
Beseitigung ſämtlicher Schäden auf den Riefelgütern 11000 Mark, 
für die Herrichtung des Deiches in Morgenau 5955,65 Mark, für den 
Wiederaufbau der Weiſtritzbrücke 577 Mark. Allerdings, dieſe Beträge 
ſtellten eben nur die Koſten dar, die aus der Wiederherſtellung der 
Zuftände erwachſen waren, wie fie unmittelbar vor dem Einbruch bes 
Hochwaſſers beftanben hatten. Sehr viel höher, mit dieſen Summen 
überhaupt nicht zu vergleichen, waren diejenigen Mittel, die bie Stadt 
als ihren Anteil für die vom Staate in der Folgezeit durchgeführten 
Borbeugungsmaßnahmen im Rahmen des „Geſetzes zur Regelung 
ber 509) ша||ог», deich- und Vorflutverhältniſſe an 
der oberen und mittleren Oder“ vom 12. Auguft 1905 bereitſtellen 
mußte. Der Roftenbeitrag der Stadt für dieſe Arbeiten hat 4 Millionen 
Mark betragen. 


Im weiteren Verlauf der Hochwaſſerſchutzmaßnahmen ließ die 
ſtaatliche Bauverwaltung u. a. Stücke der im Beſitze der Stadt befind- 
lichen Vorlandflächen an ber Oder bei Coſel unb Ranſern abgraben. 
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Die Folge davon war, bafi biefe $ládjen fortan häufiger überſchwemmt 
und daß dadurch höhere Unterhaltungskoſten entftanben, als vorher. 
Die daraus von der Stadt hergeleiteten Entſchädigungsanſprüche 
fanden ihre Erledigung dadurch, daß — entgegen einem früheren 
Plane — die Vorlandflächen im Beſitze der Stadt belaffen und dieſer 
gegen eine einmalige Abfindung von 42000 Mark die weiteren lau⸗ 
fenben Unterhaltungskoſten zugewieſen wurden. Dieſer Betrag ift 
dann übrigens nicht in bar ausgezahlt, ſondern auf den von der 
Stadtgemeinde noch geſchuldeten Hochwaſſerſchutzbeitrag angerechnet, 
der Finsanſpruch der Stadt gegen den Staat aber mit 8000 Mark 
abgegolten worden. 


би ähnlichen fluseinanberfe&ungen mit dem Staat ift es dann auch 
noch in anderen, von den Hochwaſſerſchutzarbeiten berührten, der 
Stadt gehörigen Gebieten gekommen. Insbeſondere waren es die bei 
der Schaffung bes Überlaufes zur Weide ausgeführten Bauten орог, 
halb Bartheln unb die bei der Anlage der beiden neuen Waſſerläufe, 
des Flut⸗ und des Schiffahrtskanals, zwiſchen Bartheln und der 
Hindenburgbrücke vorgenommenen großen Erdbewegungen, die einen 
[o weitgehenden Einfluß auf bie betroffenen Örundftüde ausübten, 
daß eine vollſtändige Änderung der Wirtſchaftsweiſe eintreten mußte. 
Das Preußiſche Kulturamt bildete daher, bereits im Juni 1913, einen 
Umlegungsbezirf „Alte Oder“, zu dem u.a. auch Geile ber 
OHemarkung Breslau-Stadt, von Carlowitz, Rofenthal, Wilhelmsruh 
und Friedewalde gehörten; der Huseinanderſetzungsplan konnte aber 
erſt am 1. April 1927 in Kraft geſetzt werden. Gleichfalls zur Bildung 
eines Umlegungsbezirkes führte der Ausbau des Cſchanſch⸗ 
Pirfham-Morgenauer Deiches. Hier wurden bie verän- 
derten Beſitzverhältniſſe durch drei Ceilauseinanderſetzungspläne 
geregelt, deren dritter und letzter infofern als der wichtigſte ап, 
zuſprechen ift, als durch ihn u.a. das von den ſtädtiſchen Waſſer⸗ 
werken genutzte Gelände von Schwentnig und pieſcham berührt 
wurde. Durch dieſen Plan erhielt die Stadt als Entſchädigung für 
abgeholzte Obft« und andere Bäume einen Betrag von 5556 Mark; 
ihre ſonſtigen Япјрсйфе wurden durch eine Pauſchalſumme von 
9000 Mark befriedigt, die in den Plannachtrag X der Odergeſetz⸗ 
UmlegungsJade Schwoitſch mit aufgenommen wurde. 


Einen ſtarken Einfluß auf bie wietſchaftlichen, ſozialen, politiſchen 
und nahezu alle anderen Verhältniſſe ber Stadtlandgüter haben die 
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Hochwaſſer 1905. Künſtlicher damm bei Ranjern. 


in den letzten Jahren zum Abſchluß gebrachten weitreichenden іп; 
gemeindungen ausgeübt. Jede Eingemeindung bedeutet ſtets 
einen Einſchnitt in der Heſchichte nicht nur der fie betreibenden Stadt- 
gemeinde, ſondern auch ber von ihr berührten ländlichen Gebiete, 
und ihr gebührt deshalb ein Raum auch in der Geſchichte der Stadt- 
landgüter. 


Die Stadt Breslau ift durch die Enge ihres Weichbildes in ihrer 
Entwicklung feit jeher gehemmt worden. Das hatte in früheren Jahr- 
hunderten feine Urſache in bem die Stadt von allen Seiten umgeben⸗ 
den geiſtlichen Beſitz, in neuerer Zeit in dem Feſtungscharakter der 
Stadt, der bis in die Gegenwart hinein bei ber Beſchränkung ihres 
Ausdehnungsbedürfniffes mitgewirkt hat. Die zunehmende Bedeutung 
Breslaus ale Handelsmittelpunkt im Güdoſten des Reiches hatte фи, 
dem zur Folge, daß der Flächenraum zur Unterbringung von geſchäft⸗ 
lichen und gewerblichen Unternehmungen aller Art nicht ausreichte 
und daß immer mehr Wohnungen für diefe Iwecke in Япјрсиф ge 
nommen werden mußten. Im Jahre 1895 wurden von 1000 Woh- 
nungen im Stadtinnern 282 gewerblich genutzt, im Jahre 1910 war 
dieſe Fahl bereits auf 555 geſtiegen. Neuer Wohnraum für ben Be- 
völkerungszuwachs konnte zunächſt noch, wenn auch in unzureichen⸗ 
bem Maße, an den Grenzen des alten Stadtgebietes gefdjaffen шег; 
ben; als aber auch hier die freien Flächen verbraucht waren, als der 
zuzug nach der Stadt — nach dem Kriege insbeſondere von Flücht⸗ 
lingen aus den abgetretenen Landesteilen — mehr und mehr ди, 
nahm, mußte die Stadtverwaltung daran gehen, ſich weitere, ent⸗ 
fernter liegende Bezirke anzugliedern. Unter diefen Umftänden ift es 
verſtändlich, daß die Eingemeindungen von Leerbeutel, Morgenau, 
Dürrgoy unb Herdain mit insgeſamt 629 Hektar im Jahre 1904, von 
Gräbſchen mit 681 Hektar im Jahre 1911 und von Geilen von Wil- 
helmsruh, Cawallen und Zimpel mit 25 Hektar im Jahre 1924 dem 
tatſächlichen Bedürfnis nicht zu genügen vermochten; hatten doch dieſe 
Vororte damals јфоп felbft eine vielfach recht ſortgeſchrittene Be- 
bauung aufgumeifen. Der Magiſtrat vertritt daher in einer Denkſchriſt 
aus dem Jahre 1925 an ſich durchaus mit Recht den Standpunkt, 
daß alle bisherigen Eingemeindungen ſtets zu ſpät und in ungenügen⸗ 
dem Umfange durchgeführt worden feien. Die — nach einem Abftand 
von erſt acht Jahren — nicht mit Beſtimmtheit zu beantwortende 
Frage ift nur die, ob der Magiſtrat mit der großen Eingemeindung 
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von 1928 nicht etwa doch allzuweit gegangen ijt. Jedenfalls find ſchon 
frühzeitig, noch während bie Eingemeindungsverhandlungen ſchweb⸗ 
ten, in der Stadtverordneten-Derfammlung Stimmen laut geworden, 
die, vornehmlich wegen der zu erwartenden ſtarken finanziellen 23е; 
laftung der Stadt, an dem Ausmaß der Eingemeindung Kritik übten. 
Richtig ift zweifellos, daß in den auf die Eingemeindung folgenden 
Jahren des fortjchreitenden wirtfdjaftlidjen Niederganges auch dem 
wohlwollendften Beurteiler Zweifel an der Notwendigkeit einer [o 
weitgehenden Ausdehnung der Stadt kommen konnten, und richtig ift 
ferner, daß auch die ſich in allerletzter Zeit bemerkbar machenden 
erſten Anzeichen eines Aufftieges und der Geſundung noch kein ende 
gültiges Urteil über die Berechtigung der Maßnahme in ihrem vollen 
Umfange zulaffen. Die Entſcheidung wird eine fernere Zukunft zu 
fällen haben. 


Die Verhandlungen der Stadt mit den angrenzenden Kreiſen und 
Landgemeinden wurden nach mannigfachen Vorbereitungen im Jahre 
1924 aufgenommen. Die Wünſche Breslaus bewegten ſich in der 
Richtung einer Erweiterung hauptſächlich nach Weſten. Das hatte 
feine guten Gründe. Im Norden waren durch das Überflutungs- 
gebiet der Weide, im Often durch die als Quellen der Hrundwaſſer⸗ 
verſorgung dienenden Niederungen der Oder und Ohle, im Südoſten 
durch die Brockauer Eiſenbahnſtrecke den Siedlungsmöglichkeiten 
Schranken gefebt, während der Südweſten unb der Süden mit feinem 
landwirtſchaftlich hochwertigen Boden für ſolche mede auch nicht in 
Frage kam. Der Landkreis Breslau wollte urſprünglich nur Wilhelms» 
rub, Fimpel, Hrüneiche, Biſchofswalde, Bartheln, Fedlitz, Pirſcham, 
Alein-Tſchanſch (jet: Ohlewieſen), Klein⸗Mochbern und Geile von 
Oltaſchin (letzt: Herzogshuſen) unb Woiſchwitz (jet: Hoinſtein) аб; 
treten. Die Stadt ihrerſeits zeigte ſich zu einem gewiſſen Entgegen⸗ 
kommen bereit; beiſpielsweiſe durch den Verzicht auf die Eingemein- 
dung von Brockau. Nach langem Hin und Her einigte man ſich dahin, 
daß von ben wichtigſten Streitobjekten Hartlieb, Pilsnitz, Hroß⸗ unb 
Klein⸗Maſſelwitz, Herrnprotſch, Stabelwitz, Holdſchmieden und Fele 
kirch zu Breslau kommen, dagegen Klettendorf und die größeren Ceile 
von Pohlanowitz, Schottwitz (jetzt: Burgweide), Drachenbrunn und 
Althofnaß beim Landkreiſe verbleiben follten. zähen Widerſtand gegen 
die Eingemeindung von Hundsfeld machte anfänglich der Kreis Hels 
geltend, im Gegenſatz zum Kreiſe Neumarkt, ber іф) mit ber Abtre⸗ 
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tung von Deutſch⸗Liſſa ohne großes Widerſtreben abfand. Endlich 
wurden durch Staatsgeſetz vom 23. März 1928 mit Wirkung vom 
1. April 1928 bie neuen Stadtgrenzen foldjermeife ſeſtgeſetzt, daß die 
Stadt Breslau 12555 Hektar Bodenfläche und 55190 Einwohner 
lnach dem Stande vom 10. Oktober 1930) dazu gewann. Sie ver- 
teilen fidj auf die ehemals ſelbſtändigen Gemeinden im einzelnen 


wie folgt: 
51афе 
Hektar 
Hlthofnaß (Geil) . . . . . . 140,2 
„ 180,6 
Biſchofswalde 147,5 
КОСОВ элк се сз» er 244,6 
Cawallen (jet: mit Friedewalde 
zuſammen einheitlich 551600» 
190198) Win 518,5 
Coffe!!! 281,8 
r 501,9 
Drachenbrunn (Geil) . . . . 35,1 
Sriedewaldde 77,1 
Klein ⸗Gandau uu 214,0 
Soldfhmieden . . . . . . . 288,8 
©rüneihe. ....-.-.-.-.-. 96,5 
D 268,0 
Berenproiſc h 849,5 
eee 591,7 
r 151,6 
Kundſchütz 
(jet: Sehnhufen, бой). . 56,5 
Xillintidl 21222962, "ii 220,8 
Mariahöfhen ....... 211,? 
——— 


mit Schwoltſch zufammen gezählt. 
°) Mit Cawallen zufammen gezählt. 


ПЫ 


Bewohner 
am 10.10.30 
24 

108 
2328 
4292 


Slade Bewohner 


Hektar am 10. 10. 50 

Groß⸗Maſſelwitz ey 5840 402 
Rlein-Mafjelwig (Geil) |° ° ' 55 
Rlein-Mocdbern . .... » 262,0 990 
Neukirch [Ceil7 895, 2447 
Oltaſchin (jet: Herzogshufen) 115,0 124 
DEDE LS. ЧЕИС 110,4 1973 
ОН кену E er 486,8 261 
TE a: 419,0 710 
r 05,9 60 
Pohlanowitz (бей) ..... 168,5 = t) 
Rathen—Rlein-Heidau . . . 658,9 1077 
BENIN ua e d 554,8 5420 
Odjmiebefelb ....... 129,5 955 
Schottwitz 

1681: Burgweide, бе). . 67,2 63 
Shwoillh ........ 800,1 1507 
ӨШИ ann. ©.» 0.0.0 s 746,5 2740 
DEDE UL otia miu 1,5 - 
БИН: x voor st dies 184,0 - 
Groß ⸗Cſchanſch 

(jet: Ohlewieſen . . . . 215,5 1580 
filein«&[djan[dj 

(jebt: Oblemiefen) . . . . 161,0 4520 
Wilhelms run, 31,0 291 
Woiſchwitz 

(jet: Hoinſtein, бой) . . 96,6 545 
ШОШО... 68,6 42 
F. 50,7 9455 


Aber den Wert und die Rentabilität ber Stadtland⸗ 
güter geben die Haushaltspläne unb Verwaltungsberichte Auskunft. 
Im allgemeinen muß leider gefagt werden, daß die Stadt Breslau in 
den letzten Jahrzehnten mit ihrem Landbeſitz keine allzu guten Er- 
fahrungen gemacht hat. Die ungünftige Konjunktur für landwirtſchaft⸗ 
liche Erzeugniſſe hat vorübergehend zu dem Verſuch der Selb ft’ 
bewirtſchaftung einzelner Güter geführt. fluch fie brachte nicht 


*) Mit Rofenthal zufammen gezählt. 
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ben von mancher Seite erhofften Erfolg, ſondern verurſachte im 
Gegenteil der Stadt nicht geringe Mehrkoſten in Geſtalt erheblicher 
Fuſchüſſe. Eine gewiſſe Beſſerung trat erft ein, als es gelang, erfahrene 
Sachverſtändige zu gewinnen, die der Stadtverwaltung mit Rat und 
Tat zur Seite ſtanden. Wir denken hier in erſter Reihe an die beiden 
Spezialdeputierten der letzten Jahre, den inzwiſchen verftorbenen 
früheren Gutsbeſitzer Klotz und den ehemaligen Generalſekretär 
Schmelt, der durch das Vertrauen der Stadtverordneten-Derfamm- 
lung im Jahre 1955 zum Stadtrat gewählt worden iſt und nunmehr 
als Beigeordneter die Verwaltung der ſtädtiſchen Hüter leitet. 


Eine intereffante Aberſicht auf Grund der einzelnen Haushalts- 
pläne veröffentlicht die Schleſiſche Zeitung in ihrer Ausgabe vom 
1. Mai 1904. Danach erforderte im Rechnungsjahre 1904 das Gut 
Riemberg bei 38450 Mark Einnahmen und 40457 Mark Ausgaben 
einen Zufhuß von 2007 Mark, während fobelnid bei 2730 Mark 
Einnahmen und 1160 Mark Ausgaben einen Aberſchuß von 1570 
Mark erbrachte. Beſſer ſchnitten, wenigſtens ſcheinbar, die Riefelgüter 
ab: Oswitz mit einem Aberſchuß von 15610 Mark, Ranſern mit einem 
ſolchen von 21 480 Mark, Weidenhof mit 16030 Mark unb Leipe mit 
5760 Mark. Allerdings find in dieſer Aufftellung die Aufwendungen 
für den Ankauf, für bie Inftandhaltung der Hüter und für bie 3e» 
rieſelungskoſten nicht voll berüdfichtigt. Sie fehlen im allgemeinen; 
nur für Weidenhof finden ſich bie entſprechenden Angaben: Kaufpreis 
1429 000 Mark, Aptierungskoſten 258 000 Mark, ſonſtige außerordent- 
liche Ausgaben nach dem Erwerbe 150000 Mark, zufammen rund 
2300000 Mark. Geht man von dieſem Betrage aus und ftellt man die 
Berzinjung aller dieſer Aufwendungen mit in Rechnung, fo gelangt 
man ftatt des etatsmäßig feftgeftellten Aberſchuſſes von 16050 Mark 
zu einem Fuſchußbedarf von rund 48 000 Mark. Fu ähnlichen Ergeb» 
niffen würde man gewiß auch bei den übrigen Riefelgütern kommen, 
fehlten hier nicht, wie ſchon gefagt, die erforderlichen Unterlagen. Die 
Horſtbezirke warfen im Rechnungsjahre 1904 folgende Erträge ab: 
Kanſern 2843 Mark, Riemberg 10282 Mark, Robelnid 4271 Mark, 
die Forſtländereien der Hofpitalgüter Peiskerwitz⸗Herrnprotſch 10 687 
Mark. (Für bie Aderländereien verzeichnet der Haushaltsplan einen 
Aberſchuß von 15050 Mark.) 


Im Jahre 1908 rechnete die Stadt bei den Rämmereigütern mit 
einem Aberſchuß von 9650 Mark, bei ben Kämmereiſorſten von 
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26 550 Mark, bei den Xiefelgütern (bei einem Öejamtwerte von rund 
6% Millionen Mark nach dem Ankauf von Steine und Wüftendorf) 
von rd. 70050 Mark. 1933 erforderten die Kämmereigüter einen фи, 
ſchuß von 4400 RM. Von dieſem zuſchuß benötigte das Out Riemberg 
nur einen Betrag von 900 RM. (0. J. 3,24 RM. je Hektar), während 
auf Kobelnick der Reſt mit 3500 RM. (52,40 RM. je Hektar; entfiel 
und die Abjhlüffe ber Hüter Pohlanowitz und Groß- und fein: 
Maſſelwitz in der Einnahme und Ausgabe ſich ausglidjen. Die Rame 
mereiforſten ſtanden mit einem Fuſchußbedarf von 5000 RM. zu Buch. 
Im Rechnungsjahre 1952 war noch ein planmäßiger Aberſchuß von 
29 100 RM. zu verzeichnen geweſen; die Mindereinnahmen werden 
durch den Rückgang ber Holzkaufgelder erklärt, der feinerfeits wieder 
auf das Andauern der Wirtſchaftskriſe — Preiſe unter dem Friedens- 
ſtand, geringe Kaufkraft — zurückgeführt wird. Catſächlich ift auf der 
Einnahmeſeite als Erlös aus Holzverkäufen auch nur ein Betrag von 
89 600 RM. vorgeſehen, gegen 119 450 RM. im Xedjnungsjaljre 1932. 
Der Unterſchied von rund 30000 RM. entſpricht [а]! genau dem um 
rund 32000 RM. ungünſtigerem Geſamtabſchluß. Die Einnahmen 
und Ausgaben der Riefelgüter konnten durch Erhöhung des Zuſchuſſes 
ber Kanaliſationsverwaltung von 59000 RM. auf 56800 RM. zum 
Ausgleid; gebracht werden. Die gefteigerten Anforderungen für Зап, 
ausführungen ſowie die vermehrten dins» und Gilgungelaften über: 
ftiegen bie bei den anderen Ausgaben vorgenommenen recht erheb- 
lichen Einſparungen in einem [olden Umfange, daß ohne bie де, 
nannte Fuſchußerhöhung nicht durchzukommen war. 


B. Neuere Geſchichte Ranſerns 


1. Anderung der etatsmäßigen Behandlung 


In ber etatsmäßigen Behandlung Ranferns — und zugleich auch 
von Weidenhof — trat im Rechnungsjahre 1899 injofern eine fin. 
derung ein, als die bisher im Haushaltsplan des ſtädtiſchen Grund» 
befi&es mit berückſichtigten unberieſelten Flächen dieſer Hüter dort 
ausgeſchieden und auf den Haushaltsplan der Rieſelgüter übernom- 
men wurden. Der Magiſtrat begründet das damit, daß die bisherige 
Trennung nach Natur- und Riefelländereien und die Führung der 
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einzelnen Gutsteile bei verſchiedenen Etats, zumal nachdem bie Bers 
pachtung des gefamten Gutslandes einheitlich erfolgt und die Яр; 
tierung ber Hüter zur Berieſelung mehr und mehr fortgejchritten war, 
fib immer weniger als durchführbar erwieſen habe. Die Rieſelgüter 
wurden daher, auch ſoweit einzelne Flächen noch von der Berieſelung 
ausgenommen waren, in einem gemeinfamen Etat einheitlich zu— 
ſammengeſchloſſen und zunächſt den für den ſonſtigen ſtädtiſchen 
Grundbeſitz beſtehenden Haushaltsplänen angegliedert. 


Dieſe Regelung blieb bis zum Rechnungsjahre 1915 beſtehen, in 
welchem der Plan der Riefelgüter mit dem Etat der Kanali⸗ 
Jationsmerte vereinigt wurde. Die Catſache wird vom Magiſtrat 
ohne nähere fingabe von Gründen nur kurz verzeichnet und dahin 
ergänzt, daß ben Kanaliſationswerken nicht nur bie aus ihren eigenen 
Mitteln erworbenen Rieſelgüter Oswitz mit bem Gutsanteil Leipe, 
Weidenhof, Steine unb Wüſtendorf überwieſen worden find, ſondern 
auch die gefamten Ländereien des Gutes Ranfern. Eine geundfäh- 
liche Bedeutung kommt dieſer mehr praktiſchen Maßnahme nicht zu. 
Sie wird hier lediglich erwähnt, um künftigen Forſchern, bie ſich des 
in den Haushaltsplänen enthaltenen wertvollen geſchichtlichen Ma⸗ 
terials bedienen wollen, die Arbeit zu erleichtern. 


2. Pachtvertrãge 


Aber das Rittergut Ranfern war für die Zeit vom 24. Dezember 
1896 bis 30. Juni 1909 ein Pachtvertrag mit dem früheren Guts- 
verwalter Siegfried Sachs abgejdjloffen gemefen. flle Sachs am 
21. April 1901 ſtarb, wurde zunächſt eine Abergangslöſung aefdjaffen, 
dergeſtalt, daß ſeine Erben in das Pachtverhältnis eintraten und mit 
der Leitung des Wirtfchaftsbetriebes den Landwirt Dr. Franz Фи; 
radze betrauten. Doch führte die Forderung der Sachs'ſchen Erben, 
ihnen einen erheblichen Pachtzinsnachlaß zu gewähren, bald dazu, 
daß ber Magiſtrat fib nach einem neuen Pächter umſah und dieſen 
in ber Perſon eben jenes Dr. Gurabge fand, der, in Maſſelwitz де, 
boren, nach Vorbildung und Erfahrung geeignet ſchien, das Hut zu 
übernehmen. Es wurde ein Vertrag mit ihm bis zum Ablauf des mit 
Sachs und deſſen Erben beſtehenden Pachtverhältniſſes, d. h. alfo bis 
zum 30. Juni 1909, unter weſentlich gleichen Bedingungen abgeſchloſ⸗ 
fen. Allerdings beanspruchte Dr. Huradze die Durchführung einiger 
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Inſtandſetzungsarbeiten auf bem Öutshofe, deren Notwendigkeit nicht 
beſtritten werden konnte und deren Roften auf 6000 Mark veranſchlagt 
worden waren. Die Stadtverordneten-Derfammlung bewilligte indes 
nur 5000 Mark, was zur Folge hatte, daß der Magiſtrat, der die 
Koſten auch ſeinerſeits ſchon zu niedrig angeſetzt hatte, mit einer ade 
forderung von 2609,76 Mark kommen mußte. 


So waren für einen Feitraum von ſechs Jahren klare Verhältniſſe 
geſchaffen. Als aber am 30. Juni 1909 zugleich mit dem Pachtvertrage 
über Ranſern auch der mit den Pächtern von Oswitz, den Immer⸗ 
wah rſſchen Erben, geſchloſſene Vertrag ablief, ſtand bie Stadtverwal⸗ 
tung vor einer neuen Entſcheidnug. Sie ſchrieb die Neuverpachtung 
aus, mit dem Erfolge, daß für Ranfern vier Angebote zwiſchen 10 661 
und 25551 Mark eingingen und daß der Fuſchlag als bem Meiſt⸗ 
bietenden, dem Freigutsbeſitzer Auguft Schulz, erteilt wurde, ber 
inzwiſchen auch das Rittergut Oswitz gepachtet hatte. Die Pachtdauer 
wurde im Gegenſatz zu der bislang üblichen $rift von 18 Jahren auf 
12 Jahre begrenzt, und zwar auf die Zeit vom 1. zuli 1909 bis 
50. Juni 1921. Die Pachtzinsberechnung baute ſich auf der Grundlage 
auf, daß der Pächter für rund 277 Hektar beriefelte Felder, Wieſen 
und Schlammbecken 56 Mark, für rund 241 Hektar Naturfelder unb 
Orü[ereien 32 Mark und für bie Jagdflähen 2 Mark je Hektar zu 
zahlen hatte. In die Pacht inbegriffen war die Fiſchereinutzung in 
der halben Weide längs den Ranferner Guts- und Forſtländereien; 
ausgenommen blieben außer dem бог die der Verwaltung der fa. 
naliſationswerke vorbehaltenen Flächen und beftimmte Teile des 
Deiches. 


Bei der Rückgewähr der Hüter smit; und Ranfern — die Erben 
des früheren Oswitzer Pächters Dr. Immerwahr hatten bie Anter- 
pacht ſowie die Wahrnehmung ihrer Rechte gleichfalls auf den ehe⸗ 
maligen Ranferner Pächter Dr. Guradze übertragen — wurde fefte 
geſtellt, daß der abziehende Pächter auf feine Koſten bauliche ог, 
beſſerungen an einer Anzahl von Pachtſtücken vorgenommen und 
einige Inventarienſtücke angeſchafft hatte, die von der Stadt für 
2105 Mark erworben wurden. Dagegen konnte eine Einigung über 
die vom Pächter zu zahlende Entſchädigung von rund 22000 Mark 
für unwirtſchaftliche Nutzung der Oswitzer Weidenanlagen zunächſt 
ebenſowenig erzielt werden, wie über zwei Forderungen des Dr. 
Öuradze an die Verpächterin: Einmal wegen der Erſtattung von 
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57 525 Mark für von ihm aufgewendete Boftellungs- und Einfaat- 
koſten ber Ranſerner unb Oswitzer Riefelgrasfelder, zum andern 
wegen der Auszahlung eines Anteils von 500 Mark Gebühren an 
einen im Intereſſe des Dr. Guradze bei der Gutsrückgewähr tätig 
geweſenen landwirtſchaftlichen Sachverſtändigen. Der Entſchädigungs⸗ 
anſpruch der Stadtgemeinde wurde vertragsmäßig vor ein Schieds⸗ 
gericht gebracht, die Forderungen des Dr. Öuradze bildeten den 
Hegenſtand einer von ihm beim Landgericht anhängig gemachten 
Klage. Schließlich kam es über ſämtliche Streitfragen zu einem Dere 
gleich, nach dem die Stadtgemeinde an Dr. Guradze 24000 Mark 
zahlte und die Beteiligten wechſelſeitig ihren Verzicht auf alle weiter 
geltend gemachten Ansprüche erklärten. 

In der Folgezeit entwickelten ſich bie Verhältniffe fo, daß Schulz, 
der ſeinen Wohnſitz in Oswitz beibehielt, der Stadt gegenüber zwar 
als Generalpächter beider Hüter auftrat, in Ranfern aber — im біп, 
verſtändnis mit dem Magiſtrat — ſeinen Schwiegerſohn Mar König 
als Gutsverwalter einſetzte. 

Der Vertrag mit Schulz lief, wie bereits erwähnt, bis zum 30. Juni 
1921. Es ließ ſich aber, wider urſprüngliches Erwarten, im Jahre 
1917 der Abſchluß eines neuen Pachtvertrages nicht umgehen, — in 
erſter Reihe infolge der von Dr. Öuradze in Oswitz gefchaffenen Lage. 
Schulz hatte durch den faſt vollſtändigen Abtrieb der Weiden auf den 
Oswitzer Riefelfeldern große wirtſchaftliche Nachteile zu erleiden 00» 
habt, für bie er nach feinem Vertrage von der Stadt hätte entſchädigt 
werden müſſen. Er hatte ferner die Verpflichtung übernommen, die 
umfangreichen Drainage-Wiederherftellungsarbeiten mit 15% zu ver- 
zinſen und er hatte endlich an Stelle von 200 Morgen unbrauchbar 
gewordener und gerobeter Weidenfelder 200 Morgen neue Weiden⸗ 
kulturen auf eigene Rechnung anlegen laſſen gegen finredjnung von 
100 Mark je Morgen bei Pachtrückgewähr. Diefes der Stadt ог, 
wieſene große Entgegenkommen fand die verdiente Anerkennung da— 
durch, daß Schulz die Pacht von Ranfern und Oswitz zu den bise 
herigen Bedingungen bis zum Jahre 1927 belaſſen wurde und daß in 
dem mit ihm abgeſchloſſenen neuen Vertrage die von ihm gemachten 
Aufwendungen entfpredjenb berückſichtigt wurden. 

Eine neue finberung trat mit der durch die Inflation verur— 
lachten &elbentmertung und der dadurch hervorgerufenen Notwendig- 
keit ein, den Pachtverträgen ап Stelle des baren Geldes einen anderen 
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Wertmeſſer zugrunde zu legen, nachdem eine Verdoppelung ber Be 
träge (von 56 auf 112 Mark je Hektar Rieſelland und von 32 auf 
64 Mark je Hektar Naturland), die man für das Rechnungsjahr 1922 
in flusſicht genommen hatte, (4) gegenüber dem fortſchreitenden 
Markſturz nur zu bald als unhaltbar erwieſen hatte. Der Magiſtrat 
trug der neuen Sachlage Rechnung durch eine Vorlage an die Stadt- 
verordneten⸗Verſammlung vom 29. September 1922, in der er be: 
antragte, die Pachtverträge über Ranfern unb Oswitz bis zum 50. Juni 
1939 zu verlängern und ſtatt der bisherigen Pachtbeträge vom 1.91» 
tober 1922 an bie Roggenpreife für bie landwirtſchaftlich genutzten 
Flächen zu erheben, und zwar von 50 Pfund Roggen je Morgen bis 
zum 30. Juni 1927 unb von 1 Fentner Roggen je Morgen vom 1. Juli 
1927 bis 30. Juni 1939. (Der um die Hälfte geringere Pachtzins für 
bie erfte Zeit wird damit begründet, daß ber Diebſtahl von Held» 
feüchten, Schützen, Brückenbohlen ufw. überhand genommen und daß 
die von dem Pächter zu tragenden Koften für die Unterhaltung der 
Riefelanlagen Beträge erfordert hätten, die nach den geſtſtellungen 
der Stadtverwaltung etwa ein Drittel Fentner Roggen je Morgen 
ausmachten.] 


Die Berechnung des Pachtzinſes nach den jeweiligen Roggen unb 
Heupreifen, allerdings mit der Abänderung, daß an Stelle des Preiſes 
für Roggen von 71 Kilogramm Gewicht je Hektoliter im Jahre 1927 
ein folder für Roggen von 68 Kilogramm geſetzt wurde, ift verhält- 
nismäßig lange beibehalten worden. fluch nach Schaffung der Gold- 
mark, die ihrerſeits von der Renten- unb Reichsmark abgelöft wurde, 
ja felbft bis in das Rechnungsjahr 1933 hinein, finden ſich in ben 
Haushaltsplänen entſprechende Vermerke. Dadurch erklären ſich auch 
mit die überaus ſchwankenden Einnahmen aus der Ranjerner Pacht, 
die ſich im letzten Jahrzehnt zwiſchen 7 226 Holdmark (im Rechnungs- 
jahre 1924) und 22380 Reichsmark (1929) bewegt haben und die im 
Redjnungsjalre 1983 mit 15958 RM. zu Buche ſtanden. 


Die letzte Anderung während der Berichtszeit erfuhr der Vertrag 
mit dem Pächter von Ranſern unb Oswitz im Jahre 1931, als es 
darauf ankam, ihm einen Ceil der immer größer werdenden Belaftung 
durch Abgaben und Steuern abzunehmen. Der ursprüngliche Antrag 
bes Pächters, daß die Stadtgemeinde die Steuern und Abgaben über: 
nehmen follte, ſoweit fie über 10% des jährlichen Pachtzinſes hinaus- 
gehen, wurde von den ſtädtiſchen Körperſchaſten abgelehnt und dahin 
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abgeändert, daß der Pächter von dem die 1099-Фгопдо überſchreiten⸗ 
den Betrage die Hälfte — bis zu einer Höchſtſumme von 12000 RM. 
im jahre — für Oswi und Ranſern zu tragen hat. 


Im Jahre 1928 wurden auch bie von der Verwaltung der ftanalifa: 
tionswerke zur Berieſelung hergerichteten Wieſen im Odervorlande 
gegen einen Pachtzins von 25 RM. je Morgen und Abernahme aller 
auf dieſen Flächen ruhenden Steuern und Abgaben in bie General: 
pacht einbezogen. Der Magiſtrat erwähnt hierbei in feinem Antrage 
an bie Gtadtverordneten » Derfammlung, daß eine Verpachtung an 
Kleinbefiger nicht in Frage gekommen fei, weil man in dieſem Halle 
nicht mit einer ordnungsmäßigen Unterbringung der Abwäfler hätte 
rechnen können und weil außerdem die Stadt für bie Abwäfferver- 
teilung und die Unterhaltung der Anlagen große Mittel hätte auf- 
wenden müſſen. 


Endlich wurde, durch Vertrag vom 8. juli 1951, auch die rund 
511 Hektar umfaffende Forſtjagd von Ranfern zu einem Zinfe von 
1,60 RM. je Hektar, abgerundet auf 500 RM. jährlich, an den Guts 
pächter Schulz verpachtet. Der Vertrag beftimmt u. a., daß der Pächter 
Futterſtellen auf eigene Koſten anzulegen und auch für den Vogelſchutz 
aufzukommen hat. Ferner wird feftgelegt, daß Rot-, Dame und Жор» 
wild nur mit der Kugel geſchoſſen werden darf, daß Windhunde und 
laut jagende Hunde nicht zu verwenden und daß ganz allgemein nur 
weidmänniſch einwandfreie Jagdarten geftattet find. Das Legen von 
Selbſtſchüſſen, Schlingen uſw. wird ausdrücklich unterfagt. Ferner 
wird das Jagdrecht das Pächters auf beſtimmte Tierarten (Dadjfe, 
Hüchſe, Marder, Kaninchen, wilde Hänſe, Enten, Schnepfen иш.) info: 
ſern eingeſchränkt, als die Jagd auf dieſe Tiere neben ihm auch den 
zur Wahrnehmung des бог}, und Zagdſchutzes verpflichteten ftäd- 
tijden Horftbeamten zuſteht. 

Aber bie Bewirtſchaftung des Gutes Ranſern bis zum Jahre 1919 
geben die Liſtenberichte Auffchluß, die der Pächter alljährlich an die 
Land- und Horſtdeputation einzureichen hatte. Don da an hören — 
es hat Їй) nicht genau feftftellen laſſen, weshalb — dieſe Berichte auf. 
Nach dem letzten Liſtenbericht, vom Januar 1919, umfaßte das Ritter: 
gut Ranſern 987 Morgen Ader (davon 215 Morgen unterverpachtet), 
196 Morgen Naturwieſen lausſchließlich in eigener Bewirtſchaſtung 
des püdjtere) und 539 Morgen Rieſelwieſen (davon 442 Morgen 
unterverpachtet unb nur 97 Morgen in eigener Bewirtſchaftung). Der 
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Diehbeftand bes Pächters fete ſich nach einer in dem gleichen Liſten⸗ 
bericht erwähnten Zählung vom 30. Juni 1918 zufammen aus: wei 
Kutſchpferden, 22 Arbeitspferden, 2 Fohlen, 2 Bullen, 19 Fugochſen, 
53 Kühen, 118 Stück Jungvieh, 1 Eber, 4 Fuchtſauen und dreizehn 
Settſchweinen. ü 


Als Gegenftüd zur Pachtgeſchichte Ranferne unb feilmeife auch als 
Kurioſum aus ber Inflationszeit fei hier noch ein beſonderer 
Bachtfall angeführt und damit diefes Kapitel abgeſchloſſen. Auf Rane 
ferner Gebiet befindet ſich das ſogenannte Fiſcher loch, von bem die 
Stadt einen Anteil beſitzt und deſſen Wert von alters her faft aus. 
schließlich in der Eis gewinnung beftanden hat, da Hifche dort 
im allgemeinen nur im Verlauf von Hochwäſſern auftraten. Die Pacht, 
die noch im Jahre 1894 nur 5 Mark jährlich betragen hatte, war, der 
Geldentwertung folgend, nach und nach bis zum Jahre 1921 auf 
80 Mark „erhöht“ worden. Im April 1923 „ſtieg“ fie weiter auf 
6000 Mark; doch da auch dieſer Betrag in den folgenden Monaten in 
ein Nichts zuſammenſchmolz, wurde im Oktober 1925 eine neue Bee 
rechnungsgrundlage gefchaffen: Die Entſchädigung an die Stadt follte 
dem Wert des Portos für fünf Seenbriefe entſprechen, und tatſächlich 
vermerkt denn auch die Stadthauptkaſſe am 5. November 1925 in ihren 
Akten, daß dieſer Gegenwert, umgerechnet in 500 Millionen Mark 
bar, vom Pächter eingezahlt worden ift. Nach Einführung ber feften 
Währung kehrte man wieder zur Geldtare zurück. finfünglid) wurden 
40 Goldmark jährlich erhoben, dann aber die Pacht im Jahre 1927 
auf 20 RM. ermäßigt, weil nach der Durchführung der Oderregulie- 
rung Aberſchwemmungen nicht mehr vorkamen und demgemäß aus 
dem siſcherloch auch keine Sifdje mehr herausgeholt werden konnten. 
Im Jahre 1931 wurde es zugeſchüttet. 


3. Verkauf einer Parzelle 


Im allgemeinen mar die Stadtverwaltung in der Zeit um die Fable 
hundertwende ſehr wenig geneigt, auch nur geringe Geile ihres Land- 
beſitzes zu veräußern. Die in der Berichtszeit mehrſach auftretenden 
Kaufangebote der anliegenden Stellenbeſitzer wurden daher faft immer 
abgelehnt, und nur in einem einzigen Falle willigten die ſtädtiſchen 
Körperſchaften in den Verkauf einer Wieſenfläche, der „Peter- 
kaſche“, an den bisherigen Pächter Wilhelm Schiem in Ranfern 
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ein. Die „Peterkafche” hat ihren ſeltſamen Namen пад) einem früheren 
Pächter erhalten, ber Peter Kaſche hieß (I. Sie ift ein Reſt des ebe“ 
maligen Strombettes der Oder und liegt weſtlich der Schwedenschanze, 
ſüdlich der Kunſtſtraße emit — Ranſern. Sie war von den anderen 
Feldern des Gutes aus ſchlecht zu erreichen. Ihr Flächeninhalt beträgt 
1,0920 Hektar. Der Verkauf erbrachte 12 850 Mark. 


4. Auflöfung des Gutsbezirks 


Das preußiſche Geſetz vom 27. Dezember 1927 „über die Regelung 
verſchiedener Punkte des Gemeindeverfaſſungsrechts“ beſtimmt in 
8 11, Abfatz 1: „Die beſtehenden ſelbſtändigen Gutsbezirke find аш! 
zulöſen.“ In den weiteren Abfähen desſelben Paragraphen wird aus» 
geführt, daß die bisherigen Gutsbezirke entweder mit ben beſtehenden 
Landgemeinden zu vereinigen oder mit anderen Gutsbezirken zu einer 
neuen Landgemeinde gufammengulegen oder auch für ſich in Land⸗ 
gemeinden umzuwandeln find, wobei in erſter Linie auf die Schaffung 
leiftungsfähiger Gemeinden fowie darauf Bedacht zu nehmen iſt, daß 
einheitlich bewirtſchafteter Grundbeſitz einer unb berfelben Gemeinde 
zugelegt wird. Huf Grund biefer Geſetzesvorſchriften wandte fid) der 
Landrat des Landkreiſes Breslau an die Stadtverwaltung mit der 
Bitte, zu der Auflöfung des Gutsbezirkes Ranſern Stellung zu 
nehmen. Er machte ſeinerſeits ben Vorſchlag, den Gutsbezirk mit der 
Gemeinde Ranfern zu vereinigen und dem neuen Gemeinweſen den 
Namen „Ranſern“ zu geben. Die Stadtverwaltung nahm ben Dor: 
ſchlag an; die Auflöfung des Gutsbezirkes Ranſern wurde auf biefer 
Grundlage bewerkſtelligt. 


5. Anliegerſiedlung 


fim 22. März 1924 überſandte der Generalpächter von Ranjern 
unb Oswitz der Land» und Forſtdeputation einen fintrag von vierzehn 
Stellenbeſitzern auf Durchführung der im Reichsſiedlungsgeſetz vom 
11. Auguft 1919 vorgeſehenen Anliegerſiedlung. Während noch die 
Verhandlungen über biefen Antrag ſchwebten, ließ der Heneralpächter 
ein Schreiben an ben 2Kagiftrat folgen, in dem er feine Bedenken 
gegen die von den Giedlungsluftigen geforderten langfriftigen Pacht- 
verträge darlegte. Die Riefelgüter hätten zu allererſt bie Aufnahme 
der ſtädtiſchen Abwäller ſicherzuſtellen; um dieſe zu gewährleiſten, fei 
es notwendig, daß bie für das zugeführte Kanalwaſſer erforderlichen 
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Flächen jederzeit verfügbar find. Das aber laſſe 14) nur im Groß 
betriebe mit einer geeigneten Fruchtfolge, der entſprechenden Haltung 
von Vieh und der Schaffung von Reſerveflächen ermöglichen. Es feien 
deshalb die Verträge mit den Unterpächtern bisher immer nur auf 
% bis 1 Zahr abgeſchloſſen worden, ein auf Erfahrung beruhender 
unb dem Nutzen der Stadtverwaltung dienender Brauch, beffen Зо, 
behaltung dringend zu empfehlen fei. Der Magiſtrat machte ſich dieſe 
Auffaffung zu eigen und berichtete in dieſem Sinne an das Kultur— 
amt. Die Sache ift dann im Sande verlaufen; von ben Stellenbeſitzern 
ging kein neuer Antrag mehr ein. Die Anliegerfiedlung iſt auf Ran- 
Jerner Gebiet niemals Wirklichkeit geworden. 


6. Bauten und Baupolitik 


Ein klares Bild von der Beſiedlung Ranferns, von den Gebäuden 
und ihrem бийапде gewinnt man aus den nach den jeweiligen Bau» 
befidjtigungen nieberge[djriebenen Berichten der ſtädtiſchen 
Hüterverwaltung. Vornehmlich ift es die Baubeſchreibung vom 
19. April 1911, in ber die Derhältniffe beſonders genau geſchildert find 
und an die wir uns daher als Grundlage für unfere weiteren flus. 
führungen halten wollen. Zu jener Zeit waren in Ranfern folgende 
Baulichkeiten vorhanden: 


1. auf dem Dominium: 


a) maſſive Gebäude: 
das Pächterwohnhaus, das Geſindewohnhaus, ein Kuhſtall 
mit eingebauten Geſindewohnungen, ein Pferde- und 
Ochſenſtall, ein Schweinekoben, zwei Hederviehftälle, die 
Hoſſchmiede; 


b) in Fachwerkbauweiſe: 
eine dreitennige Hoſſcheune, ein Schüttboden mit Remiſe, 
ein Hühnerftall; ferner zwei Aborte, eine hölzerne Laube, 
ein Abeffinier- unb ein anderer Brunnen; 


2. auf dem Schäfereivorwerf: 
das maſſiv erbaute Inſpektorwohnhaus, eine gleichfalls 
maſſive Scheune mit Kreuztenne, ein teilweiſe maſſiver 
Schaſſtall, zwei hölzerne Aborte unb ein Brunnen; 


3. auf dem ehemaligen Hörftereigeundftüd: 
ein maſſives Wohnhaus (Schmiedehaus), ein maſſiver 
Stall, ein in Fachwerk ausgeführter Abort und ein 
Brunnen; 


4. auf dem Waldvorwerk: 

a) maſſive Gebäude: 
das Geſindehaus, das Schäfer-Wohnhaus, der Schwarz— 
viehſtall, eine vier- unb eine eintennige Scheune, eine 
Remife mit Schüttboden, ein Zungviehſtall, der zum Ochſen⸗ 
ſtall umgebaute ehemalige Schaſſtall; 

b) in Fachwerkbauweiſe: 
eine zweitennige Scheune; ferner ein hölzernes Waage- 
häuschen, zwei Aborte und ein Brunnen. 


Der Fuſtand faſt aller dieſer Hebäude wird in dem angezogenen 
Bericht als recht ſchlecht ober doch wenigſtens als ſtark verbeſſe⸗ 
rungsbedürftig bezeichnet. Go heißt es, der Pferde- und Ochſenſtall 
auf dem Dominium ſei „alt und morſch“, die Mädchenkammer im 
pächterwohnhaus „ſehr feucht“, das Dach der Hoſſchmiede „ſehr 
ſchlecht“, die Fenſter und Türen im Heſindewohnhaus feien „alt und 
ſchwach“, am Inſpektorwohnhaus auf dem Odjüfereivormert zeigten 
fib „verwitterte Stellen“, in der Fachwerkſcheune auf bem 10010008» 
werk „ernſte Spuren von Splintholzfäule“, der Schwarzviehſtall dort- 
ſelbſt habe keine Decke, es fehle eine Einrichtung zur Abführung der 
Jauche, er werde überhaupt „nicht gern benutzt“ uſw. Durch bie in 
den folgenden Jahren vorgenommenen Inftandfeungen wurden auch 
nur die größten Abelſtände beſeitigt; im Jahre 1915 wurden die 
Deckenbretter im Pferde- und Ochſenſtall erneuert, die ſchadhaften 
Stellen am Dach ausgebeſſert und nach und nach auch an den anderen 
Baulichkeiten die unumgänglichen Reparaturen ausgeführt. Hanz alle 
gemein aber gewinnt man den Eindruck, als habe die damalige Stadt- 
verwaltung an den ländlichen Bauten allzu fee „g ef part", als habe 
fie beftenfalls im letzten Augenblid, und auch dann noch oft mit шиг 
länglichen Mitteln, eingegriſſen, um fie wieder in gebrauchsfähigen 
Zuftand zu verſetzen. Nun hat das allerdings nicht immer am Magi’ 
ſtrat gelegen, ſondern öfter auch an der Stadtverordneten- 
Berfammlung, die an den ohnehin ſchon febr bescheiden аш» 
ftellten Bauplänen des Magiſtrats mehrfach noch Abftriche vorge 
nommen hat. 
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Ein Beifpiel diefer Art aus dem Jahre 1915 — bei Übergabe ber 
Ranferner Pacht an Dr. Öuradze — haben wir bereits oben erwähnt. 
fipnlidj war es mit der Hoſſchmiede, deren Dach in der Baubeſchrei⸗ 
bung von 1911 ale „јере ſchlecht“ bezeichnet worden mar. Hier geſchah 
in den nächſten 17 Jahren überhaupt nichts, und erſt im Jahre 1928 
unterbreitet der Magiſtrat den Stadtverordneten eine Vorlage, in der 
er die Verzögerung durch den Krieg und den Währungsverfall zu er⸗ 
klären verſucht, ohne allerdings bie Catſache aus der Welt ſchafſen zu 
können, daß mindeſtens doch in den Jahren 1911—1914 und 1924 bis 
1927 etwas hätte geſchehen können und ſollen, um die Schmiede 
wenigſtens in ihrer Oubftang zu erhalten. Inzwiſchen war nämlich 
bei einem ſchweren Gewitter das Dach der Schmiede zuſammen⸗ 
gebrochen und nun mußte, um die darin arbeitenden Leute nicht durch 
den drohenden Einſturz des Schornſteins zu gefährden und um ein 
Einſchreiten der Polizei zu vermeiden, mitfamt dem Schorn; 
ftein das ganze baufällige Gebäude abgetragen werden. dür den Neu⸗ 
bau, in dem auch noch eine Otellmadjerei untergebracht wurde, find 
dann 6312,47 Mark aufgewendet worden. 

Nicht viel anders mar es іп den Jahren 1896 — 1900 bei ben дп, 
ſtandſetzungsarbeiten aus Anlaß der Pachtübernahme von Ranfern 
durch den Pächter бай) zugegangen. Die Städtiſche Bauverwaltung 
hatte, beraten durch einen landwirtſchaftlichen Sachverſtändigen und 
je einen Vertreter des abgehenden und des anziehenden Pächters, die 
notwendigen Aufwendungen auf 15 150 Mark geſchätzt. Hernach traten 
ğweifel аш, ob die in dem kinſchlage vorgeſehenen flusbefjerungen am 
Kuhſtall auf dem Schloßvorwerk genügen würden und ob nicht doch 
lieber an einen gründlichen umbau herangegangen werden ſollte. Der 
Magiſtrat entſchied ſich für die zweite Lölung unb forderte von der 
Stadtverordneten-Derfammlung folgende Beträge an: 8 800 Mark für 
die Ranferner Hutshofgebäude und 17 500 Mark für den umbau des 
Kuhſtalls. Huch diefe Vorlage birgt in fid) ein Beifpiel für die bereits 
gekennzeichnete, etwas ſeltſam anmutende „Sparſamkeit“. In den 
8 800 Mark waren nämlich u. a. 900 Mark für zwei zweifigige Aborte 
enthalten als Erſatz für die bisherigen, die nach der vom Magiſtrat 
gegebenen Begründung von fo „außerſt einfacher Hrt“ waren, daß die 
Möglichkeit einer Derfeuhung des Brunnenwafſers durch 
fie nicht von der Hand zu meifen war und daß das fuftreten von 
mehreren &gpbusfüllen im Hochſommer 1897 — wohlgemerkt, vom 
Magiſtrat ſelbſt — mit dieſem Abelſtande in Verbindung gebracht 
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wurde. Die 8 800 Mark reichten ſchließlich nicht ganz aus; zur end» 
gültigen Begleichung der Abrechnung des Unternehmers mußten 
103,09 Mark nachbewilligt werden. Ebenſo trat eine — ſehr viel 06» 
deutendere — Mehrausgabe bei dem Umbau des Kuhſtalls ein: би 
den urſprünglich bereitgeſtellten 17 500 Mark traten 5439,42 Mark, 
die für weitere Maurerarbeiten aufgewendet werden mußten. 


Im Jahre 1911 legt der Magiſtrat den Stadtverordneten abermals 
einen Antrag vor, bie für bie Inſtandſetzung der Ranſerner Gute: 
gebäude bereitgeſtellten 2500 Mark um 1500 Mark zu erhöhen und 
weitere 800 Mark für die Ordnung der VBerhältniſſe auf dem Hofe des 
Waldvorwerks zu bewilligen. Der Magiſtrat führt hierzu u. а. aus, 
über bie ſchlechte Bejchaffenheit bes Öutshofes werde ſchon [ей einigen 
Jahren geklagt; er fei nach längerer Regenzeit faſt unwegſam. Fur 
Vermeidung allzu hoher Koften empfehle es ſich jedoch, von der Яп» 
lage neuer Pflafterwege abzuſehen und ſich mit einer Änderung des 
Gefälles der £offlüdjen und dem Ausbau eines zwei Meter breiten 
Rinnfteines zu begnügen. Ruch hier wieder erwies ſich im folgenden 
Jahre eine Nachbewilligung von 946,98 Mark als unvermeidlich, weil 
bie Koſten ber Tagelöhner zu niedrig angeſetzt worden waren und weil 
noch einige andere, anfangs nicht vorgeſehene Bauarbeiten vorgenom⸗ 
men werden mußten. (Hierzu ift übrigens zu bemerken, daß ber Magi⸗ 
ſtrat bereits im Jahre 1906 Mittel in Höhe von 900 Mark angefordert 
hatte, um auf dem Hofe des Waldvorwerks Pflaſterwege anzulegen. 
Wenn ſchon ſo bald wieder Maßnahmen erforderlich wurden, um den 
Hof bei jedem Wetter Бедер, und befahrbar zu machen, fo läßt fid) 
eine Begründung dafür in den Akten nicht finden; man kann aber 
wohl annehmen, daß man auch damals wieder allzu „јрасјат“ zu 
Werke gegangen war und daß nun neue Koſten entſtanden, um das, 


was in den vorhergehenden Jahren verabſäumt worden war, пай, 
zuholen.] 


Wir wollen es unterlaſſen, bie fonft noch im Laufe der Jahre in 
Хапјесп durchgeführten Bauvorhaben im einzelnen zu beſchreiben, 
ba es uns hier vornehmlich darauf ankam, bie Hrundſätze der 
ſtädtiſchen Baupolitik möglichſt klar herauszuarbeiten, weniger aber, 
ihre Anwendung in jedem Gonderfalle nachzuweiſen. Abschließend 
genüge nachſtehende Aberſicht, gegliedert nach der Lage der Grund— 
[tüde und nach dem Zeitpunkt der einen oder anderen baulichen 
Maßnahme. 
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I. Allgemeines 


: flusbefferungen ап verſchiedenen Gebäuden (Roften 3000 Mark). 
: Einrichtung elektriſcher Beleuchtungs- und Kraftanlagen in 
Ranfern und 96016 (8075 Mart). 

Erweiterung der elektriſchen Lichtanlage (700 Mark). 


II. Dominium 


Pflafterung und Herrichtung des Hofes (400 Mark). 
Enteifenungsanlage für bie Crinkwaſſerverſorgung im Beamten» 
wohnhaufe (800 Mark). 

Umbau des Wirtſchaftskellers im Beamtenwohnhaufe (900 Mk.]. 
Erneuerung des Fußbodens in drei Zimmern des Beamten» 
wohnhaufes (Roften nicht genau feftzuftellen). 

Erneuerung der Holzdecke über bem Pferdeſtall (1 072,74 Mk.]. 
Herftellung eines neuen Abortes. Dichtung des Fußbodens in 
der Wohnung des Kuhſtallſchaffers (750 Mark). 
Wiederaufbau einer teilweiſe eingeſtürzten Wand im Pferde 
ftall (1 621,16 Mart). 

Einrichtung einer Waſſerverſorgungsanlage im Gutspächter⸗ 
wohnhaufe (1980,39 Mark!j. 

Dergrößerung ber Küche im Hutspächterwohnhauſe (16 475,70 
Mark; Inflationspreis!). 

Erneuerungsarbeiten am Schüttboden (88 400,85 Mart). 
Neubau des Pferdeftalles (35 978,40 RM.]. 


III. Schäfereivorwerk 


flusbefferungen an dem als Strohſcheune benutzten früheren 
Schafſtall (5 000 Mart). 

Ausbau von Geſindewohnungen (100 652 Mart). 

Bau von Schweineftällen für das Geſinde (5 500 Mart). 
Abernahme eines vom Pächter erbauten Maſchinenſchuppens 
(Roften bei Pachtablauf feftzuftellen). 

Bau eines Fuchtſchweineſtalles durch den Pächter (wie oben). 
Umbau des ehemaligen Odjafftalles zu einem Schweinemaſt⸗ 
ftall (7 727,30 RM.]. 


IV. Förſterelgrundſtück 
1912: Hnſchluß an bie ſtädtiſche elektriſche flberlanbleitung (107,11 
Mark 


1914: verschiedene kleine Husbeſſerungsarbeiten (172,08 Mark). 
1931: Anlage eines befonderen Sern[predjanfdjluffes (120 RM.). 


V. Waldvorwerk 


1900: umbau des Schaſſtalles zum Ochſenſtall (4 500 Mar). 
1901: Mehrkoſten desſelben Bauvorhabens 767,52 Mark. 

Das find diejenigen baulichen Maßnahmen, über die ſich in den 
Stadtverordneten-Vorlagen und Berichten und teilweiſe auch in ben 
Akten der ſtädtiſchen Hrundeigentumsverwaltung Einzelangaben 
finden. Hinzugefügt ſei, daß für die laufende bauliche Unterhaltung 
ber Hutspächter nach feinem Vertrage verpflichtet war und daß, 
beginnend mit dem Rechnungsjahre 1926, im Stadthaushaltsplan ein 
„Bauſtock für Berbeſſerungen an ben Ranferner Hutsgebäuden“ ог, 
ſcheint, der nach Bruchteilen des Pachtzinſes lein Zehntel bis ein 
Oedjftel) berechnet wird und in den einzelnen Jahren zwiſchen 1 550 
und 4900 RM. ſchwankt. Ferner hat die Stadtverwaltung für bie бац; 
liche Unterhaltung des Förſtereigrundſtückes in Ranſern (unter Ein- 
ſchluß von Weidenhof) in den Rechnungsjahren 1904—1955 im 
Jahresdurchſchnitt eb. 550 RM. aufgewendet, die in der vorſtehenden 
Zufammenftellung nicht enthalten find. Des weiteren fei erwähnt, daß 
im Jahre 1904 ein neuer Bohrbrunnen іп der Sutterfammer des Kuh- 
ſtalles auf dem Dominium aufgeftellt, daß 1915 auf der Dorfaue ein 
Keſſelbrunnen angelegt, daß in demſelben Jahre die Pumpe auf dem 
Hörſtereigrundſtück erneuert und endlich, daß 1922 die Brunnen auf 
bem Waldvorwerk und auf bem Dominialhofe einer gründlichen Ни» 
beſſerung unterzogen worden ſind. 


Aber eine irgendwie bedeutfame private Bautätigkeit auf Жап, 
Jerner Gebiet liegen keinerlei Angaben vor. Die Stadtlandgüterakten 
führen lediglich an, daß im Jahre 1924 eine neu gegründete „Giedler- 
vereinigung Ranfern“ an die Stadtverwaltung mit dem flntrage 
berangetreten fei, ihr ein Gelände von 1,625 Hektar nordöſtlich der 
Schäferei für den Bau von Eigenheimen zu überlaſſen. Dieſe 
Verhandlungen führten jedoch ebenſowenig zu einem Abſchluß, wie 
diejenigen, die im Laufe desselben Jahres mit einer Reihe von Einzel- 
perſonen eingeleitet worden waren. 

7° 
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7. Wege und Fähren 


Heinrich Wendt berichtet in feinem „Amt Ranſern“, daß bei dem 
Albfat der auf ben Ranſerner Rieſelſeldern geernteten Erzeugniſſe — 
vornehmlich Heu und Hemüſe — anfangs recht große Schwierigkeiten 
aufgetreten ſeien, die erſt durch bie beſſere Ausgeftaltung der Zand- 
Їїсареп hätten behoben werden können. Es handelte ſich vor allem 
darum, ben јер ſchlechten ſandigen Weg, der vor Ranfern die ſtädtiſche 
Kunſtſtraße Breslau — Oswitz — Waldvorwerk verläßt, den Haupt- 
zuleitungskanal unb bie Gleiſe der Poſener Eiſenbahn kreuzt und in 
Leipe einmündet, zu einer Pflaſterſtraße Т. Ordnung auszubauen. 
Pläne ber Яг! waren ſchon im Jahre 1895 aufgetaucht, dann aber оог, 
übergehend fallen gelaffen unb erſt im Jahre 1898 wieder aufgenom- 
men worden. In dieſem Jahre unterbreitete ber Magiſtrat der Stadt- 
verordneten-Verſammlung eine Vorlage, in ber er bie Geſamtkoſten 
mit 44 000 Mark angibt, hiervon aber 28 000 Mark als Bauhilfsgelder 
des Landkreiſes Breslau (15000 Mark) und der Provinz Schleſien 
(10 000 Mark) und ferner noch 9800 Mark in fbzug bringt, die durch 
die fieslieferung und die Fuhrenſtellung durch die Hutspächter von 
Ranfern und Oswitz eingebracht werden ſollten. Es zeigte ſich indes 
nur zu bald nach dem Beginn des Baues, daß ber Magiſtrat die Rech⸗ 
nung ohne den — Landkreis gemacht hatte. Denn während nämlich 
bie von ber Provinz in Ausficht geſtellten Bauhilfsgelder endgültig 
bewilligt wurden und die Pächter die Fuhrenſtellung durch eine Fah⸗ 
lung von 2500 Mark ablöften, glaubte der Landkreis Breslau bie Зо» 
willigung des auf ihn entfallenden Betrages davon abhängig machen 
zu ſollen, daß bei den zu jener Zeit ſchwebenden Eingemein⸗ 
dungsverhandlungen eine für den Landkreis „befriedigende“ 
Löſung in der Frage ber vermögensrechtlichen fluseinanderſetzung ge» 
funden wird. Die Stadtverwaltung lehnte dieſes finfinnen in der 
Form eines entſchiedenen, eingehend begründeten Proteſtes ab. Die 
im Vertrauen auf bie mit vollem Recht erwartete Beihilfe begonnenen 
Arbeiten wurden aber nichtsdeſtoweniger fortgeſetzt. Sie währten bis 
in den Oktober 1901 hinein. Im Juli 1902 zahlte bie Provinz die von 
ihr bewilligten Bauhilfsgelder aus; die Verhandlungen mit dem 
Kreisausſchuß konnten erſt im Jahre 1904 (nach der Eingemeindung 
von Herdain, Dürrgoy, Leerbeutel unb Morgenau] wieder aufgenom- 
men werden. Sie führten ſchließlich dazu, daß die urſprünglich mit 
15000 Mark angeſetzte Kreisbeihilfe um 3000 Mark niedriger aus⸗ 
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fiel. Die im Jahre 1907 vorgelegte Schlußabrechnung verſetzte bann 
bie Stadtverordneten-Verfammlung in die Jwangslage, noch 12 811,42 
Mark nachzubewilligen. 


Weitere Mittel für Straßenbauten mußten im Jahre 1910 aufge- 
bracht werden, als es darum ging, die Anerkennung der Pflafter- 
[trafen Ranfern — Weidenhof und Ranſern — £eipe als Kunſtſtraßen im 
Sinne bes Geſetzes vom 20. Juni 1887 zu erwirken und fie dadurch 
der in dieſem Geſetz vorgeſehenen Schutzbeſtimmungen über die Зе, 
förderung ſchwerer Laſten teilhaftig werden zu laſſen. Hierzu waren 
verſchiedene kleinere Inſtandſetzungen erforderlich, deren often fid) 
in recht beſcheidenen Grenzen gehalten haben. 


Fur Durchführung der Straßenbauten mußten auch einige ſchmale 
Streifen aus RNuſtikalbeſitz erworben werden. Die Geſamtfläche һе, 
trug 1275 Quadratmeter. Die Beſitzer forderten anfangs 0,75 bis 
1,50 Mark je Quadratmeter. Sie beanſpruchten ferner eine Entſchädi⸗ 
gung für bie teilweiſe vernichtete Sommerfrucht und die Fubilligung 
des Rechtes ber Grasnutzung für den halben Graben. Der Magiſtrat 
bot alles in allem nur einen Preis von 0,50 Mark je Quadratmeter 
und kam im allgemeinen auch damit durch. Größere Schwierigkeiten 
machte, bis in das Jahr 1929 (!) hinein, nur ein in Weidenhof lebender 
Beſitzer, der immer wieder darauf beharrte, er fei vor ber Aneignung 
feines Srennftüdes von 158 Quadratmeter nicht gehört worden und 
könne ſich daher auch nicht mit einem „Kaufpreis“ von 79 Mark сіп; 
verſtanden erklären, ſondern müſſe vielmehr fordern, daß ihm ein 
gleichwertiges Landſtück auf Weidenhofer Grund und Boden juge. 
wieſen werde. Schließlich ift offenbar auch in dieſem Halle eine beiden 
Teilen gerecht werdende Löſung gefunden worden; jedenfalls ijt in 
allerneueſter Zeit von weiteren Ansprüchen des Mannes nichts mehr 
bekannt geworden. 


Die Obſtnutzung der Straße Ranfern—Weidenhof ift bald nach 
ihrer Fertigſtellung in Angriff genommen worden, zunächſt in der 
Form einer jährlich erneuerten Verpachtung, dann auf Grund eines 
zehnjährigen Pachtvertrages vom 1. Zanuar 1912 bis 31. Dezember 
1921. Der Pächter, Inhaber eines Breslauer Obſtgeſchäftes, zahlte 
in den erſten fünf Jahren je 160 Mark, in den weiteren Jahren je 
300 Mark, insgeſamt alſo 2300 Mark. Da die Bäume noch jung und 
die Erträge demgemäß recht gering waren, erfchien der Erlös den 
Umſtänden angemeſſen. Als jedoch nach Ablauf des Pachtvertrages 
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die Bäume herangewachſen waren, ging ber Magiſtrat dazu über, die 
Obſtnutzung alljähelich durch ben Ranſerner Förſter meiftbietend 
verfteigern zu laſſen. Dabei wurden für die damals vorhandenen 
548 Pflaumen» unb 376 Birnbäume folgende Gebote erzielt: 1922: 
5700 Mark, 1928: 1550000 Mark (Inflation!), 1924: 550 Goldmark. 
Im Jahre 1925 ftellte fidj die Notwendigkeit einer gründlichen gärt⸗ 
neriſchen Aberholung der ganzen Obſtallee heraus. U. a. wurden dabei 
27 Birnbäume nachgepflanzt und ſämtliche 724 Bäume ausgeſchnitten. 
* 


Die Ranſerner 21 nter p dj ter, vor allem der Pächter ber Riefel- 
grasfelber, lebten zu einem Teile auf dem linken Oderufer; fie mußten 
daher, um zu ihren Pachtſtellen zu gelangen, in Ermangelung einer 
Brücke bie &lein«2Raffelmiter Fähre benutzen. Daraus ег, 
gaben [їй mancherlei Verwicklungen und ein umfangreicher Schrift- 
wechſel mit dem Beſitzer der Güter гор» und Klein⸗Maſſelwitz, ber 
zugleich auch Eigentümer der Fähre war. Die Pächter zahlten im alle 
gemeinen für die zweimalige Benutzung der Fähre — für eine Hin- 
und eine Rüdfahrt — eine Gebühr von 35 Pfennigen, die, wie der 
Eigentümer glaubhaft nachweiſen konnte, nicht einmal zur Deckung ber 
Anterhaltungskoſten ausreichte. Der Magiftrat regte die Bildung einer 
Sährgenoſſenſchaft in der Form eines öweckverbandes an; erft 
im Jahre 1925 kam es dazu, bis dahin aber zu allerhand Anzuträg⸗ 
lichkeiten, beſonders, als der Beſitzer von Maſſelwitz ſich weigerte, als 
Gegenleiſtung für bie Fahlung eines ſtädtiſchen Zufchuffes bie auf 
beiden Oberufern gelegenen Fufahrtswege als öffentliche erklären zu 
laſſen. Die Jahre 1908/09 bringen abwechſelnd mündliche Zufagen des 
Beſitzers, den Verkehr in der bisherigen Weife dulden zu wollen, und 
vorübergehende Einstellungen des Gübrbetriebes unter gleichzeitiger 
Sperrung des Weges, ber auf der rechten Oderfeite von der $üljre zur 
Dampferhalteftelle an der Schwedenſchanze führt. Eine Dauer пог, 
[predjenbe Regelung trat erſt im Jahre 1998 ein, als die Stadt die 
Hüter Groß- und Klein⸗Maſſelwitz in ihren Beſitz brachte. Ju irgend⸗ 
welchen Reibungen ift es nach dieſem zeitpunkt nicht mehr gekommen. 

Dagegen aber ſchwebte bis in die letzte Zeit hinein ein Streit um 
das nur für den Perſonenverkehr geltend gemachte Fährrecht des Фан 
hausbeſitzers in Sandberg, ber als Erſatz für den in der Amlegungs⸗ 
[айе eingezogenen Jugangsweg die Anlage eines neuen forderte, 
Die Entſcheidung hierüber ift erſt im Juli 1929, unb zwar zuungunſten 
der Stadtverwaltung, gefallen. 
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8. Schleufen und Deiche 


Im Verlaufe der Verhandlungen ber Stadtverwaltung mit der 
Staatsregierung über die Verbeſſerung der Schiffahrtsverhältniſſe auf 
der Oder tauchte der Plan auf, den völlig unzulänglichen alten Schiff⸗ 
ſahrtskanal zwiſchen dem Ober- und dem Anterwaſſer durch einen 
neuen Kanalbau zu ergänzen und ferner bei Ranfern ein bei Niedrig⸗ 
maffer eingufpannenbes Wehr mit Schleuſe zu errichten. Der neue 
Oroßſchiffahrtsweg intereſſiert uns hier nicht, da er außerhalb des 
Ranferner Gebietes verläuft; wir haben es hier nur mit der zweiten 
Maßnahme, dem Bau des Ranſerner Wehres und der 
Gchleufe, zu tun. Wir finden ihn erftmalig erwähnt in einem бг, 
läuterungsbericht der Oberftrombaubireftion vom 29. Februar 1912, 
in dem es u. a. heißt: „Fur Hebung des Unterwaſſers von Breslau 
und Beſeitigung der dadurch hervorgerufenen Mißſtände wird die 
Oder bei Ranfern (Kilometer 260) durch ein Wehr mit Schleppzug⸗ 
ſchleuſe angeſtaut.“ 


Der Magiſtrat erkannte an, daß die Regelung des Waſſerſtandes 
im Unterwaſſer durch die Ranſerner Schleuſe neben manchen Хаф; 
teilen auch Vorteile für die Stadt mit ſich bringe, und die Stadtver⸗ 
ordnetenverfammlung erklärte ſich denn auch in einem Beſchluß vom 
13. Februar 1913 damit einverſtanden, den für die Schleppzugſchleuſe 
auf den Riefelfeldern bei Ranjern erforderlichen &runb und Boden 
(rb. 16 Hektar) unentgeltlich abzutreten und ferner die Roften für die 
ohnehin notwendig gewordene Tieferlegung der drei noch aus alter 
Zeit ſtammenden Düker ber Kanaliſationswerke am Fehndelberge zu 
tragen (140 000 Mark Koften). Der Staat hingegen verpflichtete ſich, 
die Hptierungskoſten für die in das Baugelände fallenden oder durch 
den Kanal abgeschnittenen Rieſelſelder mit 2 000 Mark je Hektar zu er⸗ 
halten. Die bäuerlichen Beſitzer wurden von der Reichswaſſerſtraßen⸗ 
Verwaltung nach Beendigung der Arbeiten durch Land abgefunden, 
das jene auf Grund eines mit der Stadt abgeſchloſſenen Cauſchver⸗ 
trages von dieſer erworben hatte. Schwierigkeiten während des Baues 
ergaben ſich aus den Entſchädigungsanſprüchen verſchledener Pächter 
für zerfahrene gelder, aus der bholzung des Streitwerders unter. 
halb der Weidemündung und endlich aus der Forderung des Magi⸗ 
Stats, das Wehr eisſicher auszubauen. Schließlich erhielt der mit der 
Oderſtrombauverwaltung im Jahre 1915 zuſtande gekommene Vertrag 
urſprünglich gegen den Willen des Magiſtrats eine neue Gafjung, die 
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aber wohl doch nicht allzu ungünftig geweſen fein muß, ba fie nach 
einer Beſichtigung des inzwiſchen teilweiſe fertiggeftellten Wehres 
auch die zuſtimmung des Breslauer Schiffahrtsvereins gefunden hat. 

Im Jahre 1927 trat die Reichswaſſerſtraßen Verwaltung an bie 
Stadt wegen Erwerbes von ſtädtiſchem Grundbeſitz in Ranfern, Oswitz 
und Maſſelwitz heran, der zur Begradung des rechten Oderufers vom 
Beginn bes Oberhaſens der Ranferner Odjleufe, ſowie für bauliche 
Deränderungen und Erweiterungen der ganzen Schleuſenanlage Бо» 
nötigt wurde. Es handelte ſich im ganzen um rb. 9,4 Hektar Land. 
Als Preis wurde der Betrag von 6400 RM. je Hektar vereinbart. 
(2400 RM. landwirtſchaftlicher Wert und 4000 RM. als Entſchädi⸗ 
gung für bie Koſten der Herrichtung zu Riefelfeldern.) Der erſte Ab- 
ſchnitt bes Erweiterungsbaues ift am 1. April 1931 fertiggeftellt шог» 
ben; die zweite Schleuſe konnte am 30. April 1934 in Betrieb genom- 
men werden. (Diefe Maßnahme hatte übrigens im Februar 1951 zu 
einem Dringlichkeitsantrage einer Gruppe von Stadtverordneten ge⸗ 
führt, die fie als Notftandsarbeit unter Hinzuziehung einer 
möglichſt großen Fahl von Breslauer Erwerbsloſen anerkannt wiſſen 
wollte. Der Antrag fand die Fuſtimmung der Berſammlung und her» 
nach auch des Magiſtrats, nicht aber die der Regierung, die — durch 
ein Schreiben des Oberpräſidenten vom 5. März 1931 — die Eingabe 
der ſtädtiſchen Körperſchaften dahin beantwortete, daß zwar die am 
Bau beteiligten Unternehmer angewieſen worden feien, in weiteſtem 
Umfange Arbeitslofe durch das Breslauer Arbeitsamt anzufordern, 
daß aber die flusführung des Baues als Notſtandsarbeit nicht in 
$rage kommen könne, weil „ohne Verwendung modernen Arbeits- 
geräts eine einwandfreie Durchführung und feiftgemäße Beendigung 
ber firbeiten unmöglich“ fei.) 

Die im Fuſammenhang mit der Berbefferung des Hochwaſſerſchutzes 
unb dem Bau der Ranferner Schleuſen erfolgten Derünberungen im 
Gelände von Ranfern haben wir bereits teilweiſe erwähnt. Es bleibt 
nachzutragen, daß die Stadt im Amtauſch gegen vorher ihr gehörige 
Landſtücke u. a. eine an die erſte Schleufe angrenzende Fläche vom 
Staat erhalten hat, auf der hernach der neue Deich angelegt worden 
ift. Die näheren Beſtimmungen find im Nachtrag II zum Auseinander- 
ſetzungsplan von Ranfern enthalten, in dem des weiteren vorgeſehen 
ift, daß die Stadt für bie Inftandhaltung des von ber Ranferner Dorf- 
ſtraße zum Schleuſengehöft führenden Weges aufgutommen hat, шо: 
für fie hernach eine Barentſchädigung von 7000 Rm. erhalten hat. 
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Herner kam es zu einem Geländeaustauſch bei dem Ausbau der Deidy- 
verſtärkungen vom Dorfe Ranfern bis zum Waldvorwerk. Im erften 
Falle waren die Cauſchflächen gleichwertig, im zweiten erhielt bie 
Stadt eine Entſchädigung von 165,52 RM. 


Die Unterhaltung der Deiche ift Sache der Deich verbände. Für 
Ranfern ift der Carlowitz-Ranſerner Deichverband zuſtändig, deſſen 
Cätigkeitsbereich nach dem Statut vom 7. Juni 1899 im Süden von 
ber Alten Oder, im Welten von ber Stromoder, im Norden und Nord— 
often von der Weide und im Südoſten von der Breslau-Hundsfelder 
Kunſtſtraße begrenzt wird. Die flufgaben des Deichverbandes und 
feine Gliederung wird in einem Beſchluß bes Deidjamtes vom 20. Juni 
1906 feftgelegt, ber unter dem 20. September 1906 die Henehmigung 
bes Regierungspräfidenten gefunden hat. Danach ift der Carlowitz⸗ 
Kanſerner Deich in ſieben Kuſſichtsbezirke eingeteilt und dieſe 
wiederum in je zwei bis drei Wachſtationen. Ranſern und das Wald- 
vorwerk bilden je einen fHufſichtsbezirk mit je zwei Wachſtationen. Яп 
der Spitze jedes Bezirkes ſteht deſſen Vorſteher, die Wachſtationen 
werden vom Deichſchöfſen und deſſen Stellvertreter geleitet. Bei де 
einger Gefahr hat der Gutsbezirk Ranfern ein Aufgebot von 32, die 
Gemeinde ein ſolches von 10 Mann zu ſtellen. In Fällen dringender 
Gefahr find alle im Dorf anſäſſigen dienftfähigen Männer im filter 
von 16—60 Jahren, mit Ausnahme ber Staatsbeamten, des Umtsvor⸗ 
ſtehers, des Geiſtlichen und des Lehrers, zur Hilfeleiftung verpflichtet. 


Deichverbeſſerungen haben in den letzten Jahren mehrfach ſtatt⸗ 
gefunden. Recht umfangreiche Arbeiten wurden nach bem Hochwaſſer 
von 1903 vorgenommen, um das Dorf Ranfern und vor allem deſſen 
weſtlichen Сей in Zukunft vor möglichen Kataſtrophen zu ſchützen. Bei 
dieſer Gelegenheit erhielt auch bie Fufahrtsſtraße zum Waldvorwerk 
und zum Pumpwerk eine hochwaſſerfreie Lage. Stadt und Deichver— 
band teilten die Koften zur Hälfte (je 11 819,53 Mark). Die Stadt 
ftellte außerdem die zur Verlegung der Straße erforderlichen бог], 
flächen dem Deichverbande koſtenlos zur Berſügung. 


Im Jahre 1915 legte der Oberpräfident einen Plan zur Erhöhung 
und Verſtärkung des Carlowitz⸗Nanſerner Deiches aus, der an die 
Stelle eines, durch die Hochwaſſerſchutzmaßnahmen überholten, 
älteren Entwurfs treten follte. Die Arbeiten waren für eine Strecke 
von über 11 Kilometer (von Deichkilometer 6,2 bis 17,52) vorgeſehen. 
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Da fie ben ſtädtiſchen Grundbeſitz in recht erheblichem Umfange be» 
rührten, die Abtretung bedeutender Landſtreiſen und die Abholzung 
teilweiſe wertvoller Horftbeftände zur Vorausſetzung hatten, konnten 
ſie erſt nach längeren Verhandlungen in Angriff genommen werden. 
Sie dehnten ſich bis in den Auguft 1922 hinein aus. Die Baukoſten 
hat in vollem Umfange die Oderſtrombauverwaltung getragen. Nach 
der Gertigftellung ließ die Stadt eine begrenzte Neuvermeſſung 008» 
nehmen, die aus Erſparnisgründen überall da unterblieben ift, wo 
die Stadt Beſitzerin der Deichſtrecke war. 

Die Mittel für die von ihnen zu leiſtenden laufenden Arbeiten 
bringen bie Deichverbände durch Beiträge auf, die fie von Dene 
jenigen Körperſchaften, Gemeinden, Einzelbeſitzern иј. erheben, bie 
von dem Deichſchutz Vorteile haben. Die Höhe der Beiträge richtet 
ſich nach dem jeweiligen Bedarf und nach etwaigen Veränderungen 
der Größe und Lage derjenigen Flächen, für die fie zu entrichten find. 
So hatte die Stadt in ben Rechnungsjahren 1904 unb 1905 — ine 
folge der Hochwaſſerſchäden von 1905 — Beiträge in doppelter Höhe, 
d. b. einen das etatsmäßige Soll um 4500 Mark überfteigenben Be⸗ 
trag, aufzubringen. So auch mußte der Ranſerner Gutspächter — 
nach einem Einheitsſatze von 60 Pfennigen für einen Hektar — im 
Rechnungsjahre 1922 einen Beitrag von 8 402,45 RM., im Rechnungs- 
jahre 1926 von 1198,10 RM. unb im Redynungsjahre 1927 von 
931,92 RM. leiſten. 


9. Landwirtſchaft, insbeſondere Riejelfeldwirtichaft 


Immer wieder ift in ben Kreiſen der Stadtverwaltung und, darüber 
hinaus, ber Bürgerſchaft darüber geklagt worden, daß bie für die 
Landgüter aufgewendeten Mittel in einem Mißverhältnis zu 
den aus ihnen erzielten Einnahmen ſtehen, und daraus erklärt ſich 
wohl auch, wenigſtens zu einem Ceile, jene eigenartige „Sparpolitik“ 
der Stadt gegenüber ihren Gütern, für die mir in dem Abjchnitt 
„Bauten unb Baupolitik“ einige mehr oder minder kraſſe Beifpiele 
angeführt haben. 

Ganz beſonders ſchlimm ſtand es in dieſer Hinſicht um die Rieſel⸗ 
güter Ranfern und Oswitz, und hier wiederum vor allem um die Er» 
träge der Halm- und Hackfruchternte, die im Vergleich zu den Koſten 
des finbaues tatſächlich als durchaus unbefriedigend angeſehen шор, 
den mußten. Es lag das daran, daß der Pächter genötigt war, einen 
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großen Teil feiner Acker in kleinen Loſen an Unterpädter weiter; 
zugeben, daß dieſe darauf verſchiedene F§ruchtarten anbauten und 
ſelbſtverſtändlich je nach den Zeiten des Wachstums verschiedene еп, 
gen und während der Ernte überhaupt keine Rieſelwäſſer abnahmen, 
die dann der Hauptpächter voll auf die von ihm felbft bewirtſchafteten 
Selber leiten mußte. Die natürliche Folge davon war, daß die Acker 
mehr und mehr verkrauteten, daß bie Halmfruchternte wegen der Яг» 
fättigung des Bodens durch das Xiefelmaffer von Jahr zu Jahr ип 
günftiger ausfiel und daß die Kartoffeln im Wachstum zurückblieben 
und vielſach weder zu Speiſezwecken noch zur Stärkeſabrikation, fon: 
dern nur noch zur Derfütterung an Schweine zu gebrauchen waren. 
Anter biefen Amſtänden machte der Pächter aus der Not eine Tugend, 
indem er durch ein Schreiben vom 5. September 1926 anregte, die 
Wirtſchaft in Ranſern auf Shweinemaft umzuſtellen und zu bie: 
fem zweck auf bem Schäfereivorwerk einen neuen Juchtſchweineſtall 
zu errichten und den weſtlichen Teil des ehemaligen Odjafftalles zu 
einem Schweinemaſtſtall nebft Futterkammer auszubauen. Die Stadt- 
verwaltung griff ben Vorſchlag als gut auf, und јо wurden denn im 
Jahre 1927 die beiden Bauten aufgeführt: Der Schweinemaftftall mit 
der Futterkammer unter Aufwendung von 7 727,50 RM. aus ſtädtiſchen 
Mitteln, der Fuchtſchweineſtall auf Koſten des Pächters unter ber бие 
ſicherung, daß die Stadtgemeinde beim Pachtablauf das Gebäude zu 
bem dann von Sachverſtändigen feſtzuſtellenden Werte übernehmen 
werde. Der Maftftall wird feit Anfang 1927 benutzt, der Fuchtſtall war 
im Juli desfelben Jahres mit 150 Schweinen belegt. 


Ein anderer Geil des alten Schafftalles war bereits früher, jm 
Jahre 1919, zu Sefindewohnungen umgebaut worden. fluch 
hierzu war der finftof vom Pächter ausgegangen, der immer wieder 
und immer dringlicher darauf hingewieſen hatte, daß bie An fic De 
lung von einheimiſchen Landarbeiter familien für die 
Dauer nur zu erreichen fei, wenn ihnen mehr und beſſere Wohngele- 
genheiten auf dem Gute ſelbſt geboten würden. In Derfolg dieſer Яп» 
regung wurden in ſechs der vorhandenen $adjen ſechs Wohnungen 
eingebaut, die aus je einer Stube, Wohnküche, Dachſtube und Boden» 
raum beftanben. Die Baukoſten wurden, nach bem finjdjlage vom 
17. April 1919, auf 50 000 Mark дејфӣбі; їе find dann aber, teils іп» 
folge einer nachträglichen Verbeſſerung der Heizanlagen, teils infolge 
der fortgeſchrittenen Geldentwertung, auf das Doppelte geſtiegen. 
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Huch für die Derfchönerung des äußeren Bildes ber alten Schäferei 
find in demfelben Jahre 1919, wenn auch in ſehr befdjeibenem Um- 
fange, Aufwendungen gemacht worden. Es wurden, um den „öden 
Eindruck“ zu verbeſſern, dort — wie auch auf den Vorwerken Ranfern 
und Dogtswalde — Obft- unb Wildbäume gepflanzt unb hierfür ins⸗ 
geſamt 500 Mark bewilligt. 


Große Ausgaben find der Stadt aus der Ableitung, Verteilung und 
Verwendung ber mit bem finmadjfen der Bevölkerung zunehmenden 
Menge von Abwäfjern, mit anderen Worten aus ber Rieſelfeld⸗ 
wirtſchaft unb allem, was dazu gehört, entffanben. Das фитр, 
werk am Fehndelberge, das bei einer Einwohnerzahl Breslaus von 
280 000 im Jahre 1881 mit zwei Maſchinen in Betrieb genommen und 
inzwiſchen um nur eine Maſchine verſtärkt worden war, mußte im 
Jahre 1898 bedeutend vergrößert werden; ferner machte bie Aptierung 
von 200 Hektar Weidenhofer Ländereien bie Herftellung eines Haupt- 
zuleitungskanals und einen Umbau des im Jahre 1895 bis zum Wald- 
vorwerk verlängerten Hauptentwäſſerungsgrabens notwendig. Die 
Durchführung dieſer Arbeiten hat vb. 1% Millionen Mark erfordert. 
Im Fuſammenhang mit der weiteren Vergrößerung ber Aptierungs- 
flächen in Weidenhof fteht die Dertiefung des Ranſerner Deichgrabens 
entlang ben $elbern 68— 76, bie im Jahre 1907 vorgenommen wurde. 
(Roften: 6 500 Mark.] Im Jahre 1909 beſchloſſen bie ſtädtiſchen Körper⸗ 
ſchaften, zur gleichmäßigen Verteilung der Rieſelwäſſer auf bie Hüter 
Weidenhof, Oswitz und Ranfern das Faſſungsvermögen des Haupt- 
zuleiters für Weidenhof zu verdoppeln (Roften: 150000 Mark] und 
zur Derbefferung ber Dorflut für ben Hauptentwäſſerungsgraben den 
Vorflutgraben zwiſchen Weidedeich und Oder auf ber Oübjeite um 
einen Meter zu verbreitern. (Koften: 4500 Mark.] Bereits im fol- 
genden Jahre, 1910, mußten wiederum febr erhebliche Mittel bereit- 
geſtellt werden, und zwar 100 000 Mark für eine nochmalige Erweite- 
rung des Pumpwerkes Fehndelberg, 19 000 Mark für das Pumpwerk 
Ranfern (nachträglich um 6000 Mark verftärkt) und 240 000 Mark für 
die Vergrößerung des Hauptzuleiters Oswitz-Ranſern einſchließlich 
ber finlage von Staubecken und eines Fwiſchenpumpwerks. 


Handelte es ſich bisher um Koften, die im weſentlichen aus бр, 
neuerungen und Ergänzungen an ben Pumpwerken, deren Haupt- 
zuleiter und dem Hauptentwäſſerungsgraben entſtanden waren, јо 
galt es, im Laufe der Zeit noch eine Reihe von weiteren Ausgaben zu 
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beſtreiten, die durch Arbeiten auf ſchon vorhandenen oder durch дег; 
richtung von neuen Riefelfeldern verurſacht wurden. 


Der Magiſtrat berichtet in einer Vorlage aus dem Jahre 1929, daß 
ein großer Teil der Dränungen auf den Rieſelfeldern in Ranſern, 0$: 
witz, Leipe und Weidenhof, die noch aus den achtziger Jahren des 
19. Jahrhunderts ſtammten, zur ordnungsmäßigen Entwäſſerung und 
damit zur Hebung ber Ertragsfähigkeit der Selber unbedingt einer 
durchgreifenden Inſtandſetzung bedurfte. Bei der Größe der іп §rage 
kommenden Fläche (rb. 45 Hektar] erſcheint bie Höhe der angeforderten 
Mittel — 35300 Mark — verhältnismäßig gering, um fo geringer, 
wenn man bedenkt, daß während des Krieges jede Arbeit dieſer Art 
geruht hatte, und wenn man weiß, daß in den letzten Jahren vor dem 
Kriege im allgemeinen auch nur kleinere Ausbefferungen durchgeführt 
worden waren. 

Nach dem Kriege begegnen wir außer der oben angeführten noch 
drei Vorlagen bes Magiſtrats ähnlicher Art. Die beiden erſten, aus 
dem Jahre 1916, beziehen ſich auf die Herſtellung von Entwäflerungs- 
gräben für verſchiedene Felder in Ranfern und Leipe (Roften: 17 500 
Mark) und auf die Derbefferung der Эгйпипдеп in Ranfern (Roften: 
9 500 Mark), während die dritte, vom 4. Juni 1929, verſchiedene Not- 
ſtandsarbeiten umfaßt, unter denen auch die Herſtellung von Gräben 
und Wegen auf ben Riejelfeldern in Ranſern, Oswitz und Weidenhof, 
die Herftellung von Rieſelſchutzdämmen auf den Feldern der drei ge» 
nannten Hüter mit zuſammen 140000 RM. und die Aptierung von 
neuen Rieſellandflächen in Ranſern unb Weidenhof mit 80000 RM. 
Koſten Aufnahme gefunden haben. 


Die Hufficht über bie ſtädtiſchen Rieſelfelder in Хапјесп, 98016, 
Leipe und Weidenhof übte ein Beamter, ber Riefelfeldauffeher, aus, 
der bis zum Jahre 1901 feinen Wohnſitz in Breslau hatte. Daß fid 
daraus allerhand Abelſtände ergeben mußten, liegt, rückſchauend be: 
trachtet, auf der Hand und wurde auch damals nicht verkannt, aus 
den üblichen „Erſparnisgründen“ aber verſuchte man, ſich und dem 
Riefelfeldauffeher dadurch zu helfen, daß man dem Mann ein — 
Dienftfahrrad zugeftand. Erſt nachdem ſich auch dieſes „Behelfsmittel“ 
als unzulänglich erwieſen hatte, trat der Magiſtrat mit dem fintrage 
an die Stadtverordneten-Derfammlung heran, in Ermangelung eines 
geeigneten Mietshauſes für ben Rieſelfeldauſſeher ein eigenes Dienft- 
gebäude auf Ranferner Grund zu errichten und hierfür 16000 Mark 
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bereitzuftellen. Die Stadtverordneten aber waren für noch größere 
„Sparſamkeit“ und ſtellten nur 8000 Mark bereit. Mit dieſem Be⸗ 
trage war natürlich nicht auszukommen, und ſo mußte der Magiſtrat 
noch 7 000 Mark nachfordern. Als Bauplatz wurde das zu den ature 
ſeldern in Ranſern gehörige ſtädtiſche Örundftüd am Südende des 
Dorfes, an der Abzweigung des Ranſern — Leiper Pflaſterweges von 
der Ranſern — Oswitzer Kunſtſtraße, gewählt und darauf ein Wohn- 
haus, ein Stall, ein beſonderer Erdkeller und ein Brunnen erbaut. 


dur beſſeren Abfuhr der auf den Riefelfeldern in Ranſern, Oswitz 
unb Weidenhof vermehrt anfallenden Schlammengen ift im Jahre 
1928 eine 11,1 Kilometer lange Feldbahnanlage gefdjaffen шог, 
ben. Die 65800 RM. erforbernbe Vorlage des Magiſtrats wird von 
ihm mit der ſchlechten Beſchaffenheit der Wege und mit der ote 
wendigkeit begründet, einen finfdjluf an den Bahnhof Oswitz zu [bafe 
fen, um den Schlamm von dort aus mit ber Eiſenbahn auch entfernter 
liegenden landwietſchaſtlichen Betrieben zuführen zu können. 


10. Sorſtwirtſchaft 


Die forſtlich bewirtfchaftete Fläche der Stadtlandgüter hat ſich feit 
der Jahrhundertwende ihrem Umfange nach nur wenig verändert. 
Sie hat immer über 2000 Hektar betragen und ihre letzte Dore 
kleinerung von 2056 auf 2017 Hektar im Jahre 1931 durch Abtretung 
von 39 Hektar an die ſtädtiſche Garten- und Parkverwaltung ог, 
fahren. Um fo mehr wechſeln bie A b er f d ii f f e, die der Stadt aus 
der Forſtwietſchaft zugefloſſen find. Sie ſchwanken, von phantaſtiſchen 
Inflationszahlen abgeſehen, zwiſchen 156350 Goldmark im Жеф; 
nungsjalre 1924 und 12 800 RM. im Rechnungsjahre 1930. In dem 
letzten, hier mit einzubeziehenden Rechnungsjahre, demjenigen von 
1955, ift ſogar ein G uj dj ufi von 5500 RM. im Haushaltsplan оог» 
geſehen. Sebt man den Arſachen für dieſes Auf und Nieder nach, [o 
zeigt es ſich, daß es einmal die ſelbſtverſtändlich in jedem Zahr ver⸗ 
ſchieden ausfallenden, den Etat ganz ungleich belaſtenden Baukoſten 
find, dann aber auch die febr wechſelnden Erlöſe aus dem Holz— 
einſchlage, wie bie ebenſo unbeſtändigen Steuerſätze, ſozialen fib: 
gaben und Löhne, bie dieſes Moment ber Unſtetigkeit in bie Berech⸗ 
nungen und Schätzungen hineingebracht haben. Im Rechnungsjahre 
1933 waren es die Förſterelen in Kobelnick I und II, bie des größten 
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Zufchuffes bedurft haben, eines größeren als die Hörfterei Ranſern 
(21,87 RM. gegen 11,66 RM. je Hektar), während die Hörftereien 
$aedel unb Bogtswalde noch mit einem Aberſchuß von 14,12 RM. 
je Hektar rechneten. 


Im Jahre 1911 erließ der Magiſtrat eine neue Anweiſung für die 
Behandlung der Einnahmen und Ausgaben bei den ſtädtiſchen Horften, 
bie an die Stelle der bereits reichlich veralteten Borfchriften aus dem 
Jahre 1888 trat. Es wurde dadurch u. a. die frühere Beſtimmung auf 
gehoben, die es den Forſtſchutzbeamten unterfagte, (4) mit Geld— 
geſchäften für die ſtädtiſchen Horften zu beſaſſen, eine Anordnung, die 
in der Theorie vielleicht manches für ſich gehabt haben mag, in ber 
Praxis aber zu allerlei Anzuträglichkeiten geführt hatte. Es war eben 
bei der Entfernung der Forſtſchutzbezirke von ber Stadthauptkaſſe und 
von der Oberfórfterei gar nicht zu vermeiden, daß bie Förſter zur Яп, 
nahme von kleinen Geldbeträgen für freihändig verkauftes Holz, 
Forſtnebennutzungen unb Anerkennungsgebühren ermächtigt wurden. 
Umgekehrt mußten die Forſtſchutzbeamten aber auch Gelder für bie 
Stadt aus eigenen Mitteln verauslagen. Das hatte dann zur Folge, 
daß ihnen ſogenannte „eiferne Vorſchüſſe“ gegeben werden mußten, 
aus denen fie kleinere Ausgaben für die Forſtverwaltung beſtreiten 
konnten. Weitere, in der neuen Anweiſung enthaltene finderungen 
gegenüber dem früheren Fuſtande beziehen ſich auf die Verein- 
nahmungsfeiften für den Erlös aus dem bie zum 30. September eines 
jeden Jahres eingeſchlagenen, bis zum 1. Dezember desſelben Jahres 
aber noch nicht verkauften Holz, auf die Einführung des Abgebots⸗ 
verfahrens bei Holzverkäufen durch den Oberförſter uſw. filles in 
allem handelte es fi bei der neuen finmeifung um die Herbeiführung 
größerer Einfachheit, Aberſichtlichkeit und Beweglichkeit im Einnahme⸗ 
und Ausgabewefen der Forſtverwaltung. 


Durch die bereits im allgemeinen Aberblick behandelte Aufftellung 
neuer Horſtwirtſchaftspläne und das von Forſtaſſeſſor Zekel aus- 
gearbeitete Betriebsregulierungswerk wurden die Schutzbezirke Ran- 
fern, Jaeckel, Bogtswalde und Nieder-Stephansdorf-Robelnid zu 
einer Wirtſchaftseinheit, der „Oberförfterei Riemberg“, zu— 
jammengeſaßt, bie — nach Maßgabe der vorherrſchenden Holzarten 
— aus einem Eichenwalde mit 140 jährigem und einem Nadelholz 
hochwalde mit 100 jñährigem Amtriebe beſtand. Der Eichenwald ume 
faßte als Block I die Schutzbezirke Ranſern und Nieder ⸗Stephans⸗ 
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dorf-Robelnid, ber Nadelholzwald als Block II bie Schutzbezirke 
Jaeckel unb 2ogtemalbe. Dementſprechend wurden nun auch nicht 
mehr Kultur- und Hauungspläne für die einzelnen Schutzbezirke ац, 
geſtellt, ſondern nur noch einer für die Oberförfterei Riemberg und 
ein anderer für den als zweite Wirtſchaftseinheit fortbeftehenden 
Schutzbezirk Peiskerwitz⸗Herrnprotſch. Für bie Oberförfterei Riem- 
berg wurde ein einheitlicher Jahres⸗Hbnutzungsſatz von 4190 Heft 
meter für die Hauptnutzung und 2470 бе шоог für die Vornutzung 
feſtgeſetzt. 

Die weſentlichſte materielle Abweichung des neuen Betriebsplanes 
von dem früheren beſteht in ber Aberführung der zum Geil bis in 
die neuere Zeit hinein gepflegten Mittel- und Niederwaldwietſchaft 
der geſamten Oderwälder, mithin auch des Schutzbezirkes Ranſern, 
in ben Hochwaldbetrieb. Der Magiftrat begründete die fine 
derung feinergeit damit, daß bei dem bisherigen Verfahren bie Er- 
zeugungskraft des Bodens im Holzwuchs nicht voll ausgenutzt 
werden konnte und daß ber Schlagholzbetrieb in Eichen insbeſondere 
in den letzten Jahren infolge des ſtarken Rüdganges der Lohrinden- 
preiſe unrentabel geworden war. 


Gelegentlich der Darſtellung des neu geordneten Einnahme- und 
Husgabeweſens haben wir von Forſtnebennutzungen gejpro- 
chen, ohne näher zu erörtern, was darunter zu verſtehen fei. Nun, 
u.a. hat es ſich dabei um die Grasnutzung und wohl auch um die 
Beeren» und Pilzernte im Walde gehandelt, über die wir indes keine 
näheren Aufzeichnungen fanden. Dagegen erwähnt der Verwaltungs- 
bericht für 1904/07 die Nutzung der einjährigen Weiden in ſieben 
dagen des Schutzbezirks Ranſern, bie bis zum 50. September 1904 
für 560 Mark jährlich verkauft worden war und die nun gegen eine 
jährliche Zahlung von 400 Mark — ein „höherer Preis mar bei ber 
geringen Nachfrage nicht zu erzielen“ — für die Dauer von zehn 
Jahren auf einen Weidenhändler in fluras überging. 

Die Holznot im allgemeinen und insbefondere der durch den 
Mangel an Kohlen geſteigerte Brennholzbedarf in ben erſten 
dahren nach dem Weltkriege nötigten die ſtädtiſche Sorftoermaltung, 
von den zeitweilig verfolgten Exportplänen abzuſehen und [їй auf 
die Deckung des örtlichen Bedarfs zu beſchränken, beffen Befrie⸗ 
digung auch nur durch eine Steigerung des Holzeinſchlages möglich 
war. Auf diefe Weiſe wurden zur Beſchaffung von Brennholz in 
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ben Betriebsjahren 1916/17 unb 1918/19 rb. 32,4 Hektar jüngere 
Beſtände außerplanmäßig abgetrieben. Später kamen dann noch als 
Abnehmer von Sargholz das Städtiſche Beſtattungsamt, von 
Tiſchlerholz bie „Geſellſchaft für einfache Wohnungseinrichtungen 
der Stadt Breslau“, von Bauholz die „Siedlungsgeſellſchaft 
Breslau £1.49." und bie „Holzwerke Breslau“ und von Badofen- 
holz die Bäckerinnung hinzu. 


Ohne hier ein Urteil über den Wert oder Unwert einzelner der 
genannten, größtenteils inzwiſchen wieder aufgelöſten (Inflations*) 
Unternehmungen abgeben zu wollen, kann doch gejagt werden, daß in 
jener Zeit das Intereſſe für bie ſtädtiſchen Gorften in den breiteſten 
Schichten der Bevölkerung wach wurde und daß es — bedauerlicher⸗ 
weiſe — erſt wieder nachgelaſſen hat, als mit der Einführung der 
Rentenmark ein allgemeiner Mangel an Fahlungsmitteln und, wie 
auf allen Wirtſchaftsgebieten, auch auf bem der Holzwirtſchaft eine 
empfindliche Stauung eintrat. Seither wurde die Frage der 901$, 
verwertung zu einem ſchwer lösbaren Problem, das dazu noch durch 
die zollfreie Einfuhr von Holz aus Polen und durch ben Maſſen— 
anfall von Holz infolge des Eulenraupenfraßes in weiten Ceilen Ofte 
deutſchlands ungünſtig beeinflußt wurde. 

ж 


Don allzu ſchweren Schäden find die Breslauer ſtädtiſchen 
Horſten erfreulicherweiſe verſchont geblieben. Im Verwaltungsbericht 
für 1904/07 wird das fluftreten bes Eichenwicklers verzeichnet und 
die Gefährdung des Kiefernberges lauch „Krähenberg“ genannt) bei 
Ranfern durch ben Kieſernſchwamm befürchtet, eine Befürchtung, die 
Їй) aber ſchließlich nur in bedingtem Umfange als berechtigt ог, 
wieſen hat. Andere pflanzliche und tieriſche Schädlinge, insbeſondere 
die Nonne, haben bie &ümmereiforften in irgendwie nennenswertem 
Ausmaße nicht heimgeſucht; es wird nur berichtet, daß feit dem erften 
Auftreten im Jahre 1906 ber Nonnenfraß in den Jahren 1907 und 
1908 zwar zugenommen, ſich aber auf den ſogenannten „Lichtfraß“ 
beſchränkt habe, der, im Gegensatz zum „Kahlfraß“, die Neubenade- 
lung der Bäume nicht hindert. Im übrigen ſuchte ſich die Stadt- 
verwaltung der verſchiedenen ſchädlichen Inſekten durch die „Яп; 
ſiedlung“ ihrer natürlichen Feinde aus der Vogelwelt zu ог, 
wehren. Aberall in den ſtädtiſchen Wäldern wurden Niſtkäſten und 
Niſthöhlen für Stare, Meifen ufm. angelegt. 
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Mehr als unter Raupenfraß hatten die Otabtforften unter den 
Nachwirkungen ber überaus trockenen Sommer der Jahre 1904 und 
1911 zu leiden. die abnorme Dürre führte zu einer weit⸗ 
gehenden Vernichtung der jüngſten Kulturen, der Sämlinge und 
jungen Pflänzchen in ben Pflanzgärten, zum fibfterben einzelner 
Laub- und Nadelbäume aller Altersklaſſen und zu erheblichen Auf- 
wendungen für Nachbeſſerungen und die finfdjaffung von neuem 
Pflanzenmaterial. * 


Während ber Abfchnitt „§orſtſchutz unb Forſtſchäden“ in allen Der» 
waltungsberichten ber Vorkriegszeit regelmäßig mit (ай ben gleichen 
Worten beginnt, nämlich, daß Forſtdiebſtähle und forft- 
polizeiliche Abertretungen von irgendwelcher Bedeutung 
nicht vorgekommen ſeien, ändert іф das in den erſten Jahren nach 
dem Kriege von Örund aus. Schon im Verwaltungsbericht für 
1913/19 wird feftaeftellt, daß „mit der Revolution von 1918 bekannt⸗ 
lich (!) das Wild und das Holz in erfter Linie Hegenſtand unberech— 
tigter Aneignung“ geworden feien, und im Bericht für 1922/25 heißt 
es wörtlich: „Der Forſtſchutz wurde in der Nachkriegs- und Inflations⸗ 
zeit außerordentlich erſchwert durch die Mißachtung fremden Eigen» 
tums, welche ſich beſonders auch in Verſuchen zeigte, fi Holz jeder 
Art und in jeder Weiſe anzueignen.“ 

Es mag dieſe treffend gekennzeichnete, in jenen Jahren allgemein 
beobachtete Lockerung der Begriffe vom „Mein“ und vom „Dein“ 
zu einem Ceil gewiß aus der Not weiter Volksſchichten erklärt oder 
gar mit ihr entſchuldigt werden. Daß aber oftmals auch ſowohl ein 
offenſichtliches Verſchulden der Güter, als auch — und vielleicht mehr 
noch — ein völliges Derjagen der damaligen Gerichte und der даг 
mals geltenden © ef eb e vorgelegen hat, dafür feien ftatt vieler nur 
einige Beiſpiele angeführt. 

Mitte Dezember 1923 berichtet der ſtädtiſche Oberförfter, daß „im 
Ranferner Revier direkte Bandendiebftähle ftattgefunben һа, 
ben, welche von Breslauern wegen Mangels an Geuermitteln be» 
gangen wurden. Die Leute ergriffen beim Erſcheinen des Hegemeiſters 
teils die Flucht, teils blieben fie ſtehen und entſchuldigten fid) mit 
ihrer großen Not ... Da die Holzdiebſtähle dann (vorübergehend, 
d. Verf.] aufgehört haben und bei den derzeitigen milden Straf⸗ 
bedingungen die Strafverfolgung mehr Schreiberei macht, als die 
Sache wert iſt, kann von einem Strafantrag abgeſehen werden“. 
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Catſächlich hat bann auch der Magiſtrat in dieſem Halle keinen Straf- 
antrag geſtellt. 


Am 17. Dezember 1925 zeigte die ſtädtiſche Gartenverwaltung dem 
Magiſtrat ап, daß ein Schmied aus Kanſern in den Anlagen an der 
Schwedenſchanze eine Douglastanne abgehauen habe. Ят 19. даг 
пиар 1994 ftellte der Magiſtrat Strafantrag. fim 15. Dezember 1924 
— alfo nach elf Monaten! — teilte das Amtsgericht mit, daß das 
Verfahren durch einen Strafbefehl über 10 RM. beendet worden fei; 
der Beſchuldigte habe zwar bie Geldſtraſe nicht eingezahlt, die 
Vollſtreckung müſſe jedoch wegen formeller Bedenken unterblei⸗ 
ben. Die vom Magiſtrat eingelegte Beſchwerde zeitigte keinerlei 
Ergebnis: Das Amtsgericht beharrte in feinem abſchließenden Gd reis 
ben vom 11. Mai 1925 dabei, daß ber Formmangel — der Straf- 
befehl war verſehentlich nach der alten $affung des Sorſtdiebſtahl⸗ 
geſetzes erlaſſen worden! — nun einmal nicht aus der Welt zu ſchaffen 
fei und daß demnach bie Vollſtreckung nicht angeordnet werden 
könne. Der Magiftrat mußte ſich mit dieſem Beſcheide begnügen. 


hnlich, wenn nicht noch um einen Grad unwahrſcheinlicher, lieft 
fidj die aktenmäßig feftgelegte Geſchichte von wiederholtem Wild- 
diebftahl, der ſich in den Jahren 1927 — 1950 auf Ranſerner Gebiet 
zugetragen hat. Sie beginnt mit der Meldung des Hegemeiſters vom 
10. September 1997, daß ein am 21. Mai desſelben Jahres vom 
Schöffengericht Breslau wegen gewerbsmäßigen Wilderns verurteil 
ter Breslauer Schloſſer іф noch immer auf freiem би} befindet und 
nach wie vor dieſer wenig edlen Abart des Weidwerks nachgeht. Der 
Hegemeiſter fügt hinzu, daß der Betreffende völlig unbebinbert Er⸗ 
werbsloſenunterſtützung beziehen und außerdem noch eine 
Mietbeihilfe vom ſtädtiſchen Sürforgeamt erhalten foll. Eine 
Nachprüfung ergab die Richtigkeit der Япдабеп; bie Anterſtützung 
wurde darauf dem Manne entzogen und es wird für längere Zeit 
ftill von ihm unb feinen Taten, bis am 31. Dezember 1929 die fln: 
zeige eines Hörfters einläuft, daß er den Schloſſer neuerlich beim 
Wildern angetroffen habe und daß er ihn erſt nach gehörigem Ge⸗ 
brauch der Waffe habe ergreifen können. Der Abeltäter wird dem 
Gericht zugeführt, das Arteil lautet auf ſechs Monate Gefängnis. 
Dem Staatsanwalt ſcheint die Strafe zu gering, er legt Berufung ein. 
Der Verurteilte tut, aus entgegengeſetzten Hründen, baefelbe. Dann 
fiebt und hört man wieder längere Zeit nichts von der ganzen Sache, 

в 
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unb erſt am 16. Oktober 1930 teilt der Oberſtaatsanwalt dem Mas» 
gifteat mit, die fiften über den Fall des wildernden Schloſſers feien 
auf finforbern dem Beauftragten für Gnadenſachen zugeftellt 
worden, womit dann — bie Aktenaufzeichnungen ſchließen! 

* 


Aber bie Arbeits» und Arbeiterverhältniffe innerhalb 
der ſtädtiſchen Horftverwaltung findet ſich in ben Verwaltungsberich⸗ 
ten, Stadtverordneten Vorlagen und Akten nur wenig bebeutjames. 
Ят bemerkenswerteſten ift, daß im Jahre 1909 der Ranferner 50г ог 
unter Hinweis auf „die Leutenot unb die fteigenden Arbeiterlöhne“ 
ben Magiſtrat gebeten hat, ihm den größten Geil feines Dienſtlandes 
abzunehmen und ihm dafür eine Barentſchädigung zu geben, 
daß die Stadtverwaltung dieſem Wunſche entſprochen und ane 
ſchließend die gleiche Regelung auch für bie Förſter in Jaeckel, Vogts⸗ 
walde und Peiskerwitz getroffen hat. Den Förſtern wurde nur foviel 
Land belaffen, wie fie zum eigenen Wirtfchaftsbetriebe mit kleiner 
Viehhaltung benötigten. Das übrige wurde teils an die Gutspächter, 
teils an anliegende Stellenbeſitzer verpachtet, teils der Forſtverwal⸗ 
tung überwieſen. 

Die von bem Hörfter in Ranfern [djon 1909 beklagte „Leutenot“ 
ſteigerte fi während des Krieges zu einem ſehr empfindlichen ап; 
gel an Forſtarbeitern. Im Derwaltungsbericht für 1913/19 wird hier⸗ 
zu u.a. ausgeführt: „ди Anfang des Krieges herrſchte infolge der 
Einziehung zum Heeresdienſt ein großer Mangel ап Holzhauern. 
Als bann in den letzten Kriegsſahren die größeren Holzeinſchläge 
notwendig wurden, war die Bewältigung der Arbeit nur durch das 
Entgegenkommen der Heeresverwaltung in bezug auf Furückſtellung 
und Beurlaubung von Waldarbeitern möglich. Für die Forſtkulturen 
kamen hauptſächlich Frauen in Frage.“ 

* 


Der klbſchnitt über bie Forſtwirtſchaft wäre nicht vollſtändig, würde 
nicht auch der Tätigkeit ber ſtädtiſchen €artenpermaltung und 
des Breslauer Derfhönerungsvereins innerhalb des 
ſtädtiſchen Waldgebietes unb feiner Umgebung Erwähnung getan. 

fim 11. Auguft 1925 richtete ber Berſchönerungsverein, auf eine 
finregung des früheren Oberbürgermeiſters Dr. Bender бий, 
greifenb, an ben Magiſtrat den Antrag, ihm die Anlegung eines 
Wanderweges von der Gröſchelbrücke bis zur Weidemündung zu 
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geftatten, nachdem der Oberpräſident bie Benutzung des auf (16 аг 
liſches Gelände entfallenden Wegeteiles ſchon vorher freigegeben 
hatte. Die Land- und $orftbeputation, ber bae Geſuch zur Begut— 
achtung überwieſen worden war, erklärte іф mit dem Plane grund» 
lätzlich einverftanden; lediglich gegen die Führung des Weges längs 
der Weide wurden gewiſſe Bedenken geäußert und vorgeſchlagen, 
von der Weidemühle an den Weg quer durch den $orft zu legen. Nach 
einiger Verzögerung konnten dann im September 1928 die Arbeiten 
begonnen und im April 1929 beendet werden. 

Als im Jahre 1928 Verhandlungen wegen kinkaufs der Rittergüter 
Groß- unb Klein⸗Maſſelwitz aufgenommen wurden, regte die Harten 
verwaltung für den Hall eines günſtigen fibjdjluffes an, ihr die auf 
dem rechten Oberufer gelegene, 38,78 Hektar große Waldfläche zur 
Herrichtung als Parkwald zu überlaffen. Der Magiſtrat zeigte ſich 
nicht abgeneigt und beſchloß am 22. November 1929, das Waldſtück 
— es handelte (14) im weſentlichen um die frühere Stankowe-Hutung, 
ben Krähenberg und die nähere Umgebung des „Siſcherloches“ — an 
bie Gartenverwaltung abzutreten. Raum war das geſchehen und 
kaum waren die Ausbauarbeiten in dieſem Bezirk abgeſchloſſen, als 
die Gartenverwaltung erneut, nun aber mit einem ſehr viel weiter- 
gehenden Projekt, hervortrat, indem fie beantragte, es möge ihr für 
den gleichen zweck der ganze übrige бог]! bei Ranfern zur Verfügung 
geftellt werden. Das aber lehnte bie Horjtverwaltung ab. Es kam zu 
einem Schriftwechſel von teilweife recht temperamentvoller Art, in 
deſſen Verlauf bie Forſtverwaltung auf die Unwirtſchaftlichkeit des 
Bartbetriebes, auf die Mückenplage und die Nähe ber Riefelfelder als 
Momente hinwies, die das Vorhaben der Gartenverwaltung als 
weder im Intereffe der ſtädtiſchen Finanzen noch in dem der ere 
bolungfudjenben Stadtbewohner liegend erſcheinen ließen. Das $e: 
иф) ift dann auch abgelehnt und der Xanjerner Wald auch weiter 
ſorſtlich bewirtſchaftet worden. 


11. Gchul⸗ und Kirchenweſen 


Das heute in Ranfern ftehende Schulhaus iſt ſeit der Mitte des 
vorigen Jahrhunderts bereits das dritte feiner Art. Das erfte, бо], 
[еп Geſamtkoſten 2060 Thaler betragen hatten, hat nur knapp fünf 
Jahre lang feinem Zwede gedient: Ят 14. Dezember 1858 ift es еіп; 
geweiht worden und am 7. Oktober 1863 ift es niedergebrannt. Man 
behalf ſich vorübergehend mit einem Ausbau des Stallgebäudes, in 
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dem man Klaſſenräume und eine Wohnung für den Lehrer ſchuf, ег, 
richtete dann aber im Jahre 1868 unter Verwendung der Brande 
entſchädigung von 1254 unb eines „Königlichen Gnadengeſchenkes“ 
von 500 Chalern einen Neubau, zu dem die Stadt noch 162 Thaler 
beiſteuern mußte, während die Gemeinde außer den zu leiſtenden 
Hand- und Spanndienſten weitere 56 Thaler in bar aufzubringen 
hatte. In das neue Gebäude wurde auch die Küſterwohnung mit 
bineingebaut und, als ſich die Errichtung einer dritten Schulklaſſe als 
notwendig erwieſen hatte, im Jahre 1898 auch dieſe noch dort unter- 
gebracht. Als jedoch die Schülerzahl immer weiter anftieg — im Jahre 
1910 betrug ſie 117 anſtatt des damals geltenden Durchſchnittſatzes von 
80 — und als ſich bie finftellung eines zweiten Lehrers nicht mehr 
umgehen ließ, јар ſich der Уог апд des Geſamtſchulverbandes Хап: 
[есп im Jahre 1911 veranlaßt, dem Gedanken eines abermaligen 
Neubaus näherzutreten. Die foften dieſes Baues, der zwei Schul 
ſtuben und zwei Lehrerwohnungen enthielt und der auf dem früheren 
Schulacker errichtet wurde, haben 22 578 Mark betragen. Den Wert 
des alten Schulhauſes hatte man urſprünglich mit 10 15 000 Mark 
angeſetzt. Man mußte ſich jedoch, als іф andere, günftigere Эегшеп», 
dungsmöglichkeiten nicht ergaben, bei der Derfteigerung mit 9000 
Mark begnügen. Der Staat gab 8000 Mark hinzu, während bie reſt⸗ 
lichen Baukoſten von 5578 Mark nach dem Volksſchulunterhaltungs⸗ 
geſetz zwiſchen der Gemeinde (mit 5068 Mark) und dem Hut Ranfern 
(mit 2 510 Mart) verteilt werden ſollten. Als jedoch der auf das Gut 
entfallende Geil, entſprechend dem Statut über die Unterverteilung 
ber Schullaſten, von den Gutsinſaſſen aufgebracht werden follte, legten 
ſie alle, einſchließlich des ſtädtiſchen Pächters, Einſpruch gegen die Be⸗ 
laſtung ein mit der Begründung, daß es ſich um eine einmalige, 
außerordentliche Leiſtung handle und daß hierfür das Statut nicht 
Geltung haben könne. Man einigte ſich dahin, daß der Pächter ein 
Viertel, die Stadt drei Viertel bes ftrittigen Betrages übernahm. 


Die Beſoldung des bis in das Jahr 1910 hinein allein tätigen 
einen Lehrers ſeitens der Stadt beſtand in früherer Zeit in der 
Herhaltung der Wohnung und der freien Lieferung von Holz und 
Getreide. Hierin trat 1897, ähnlich wie zwölf Jahre ſpäter in der 
Entſchädigung ber Förſter, eine Änderung ein, indem die Stadtverwal- 
tung, dem Beiſpiel der Gemeinde folgend, ſich zu einer Umwandlung 
der Naturalleiſtungen in eine Barabfindung bereit erklärte. 
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Die Bepflanzung bes Schulgartens mit b [tbüáumen ift есуі im 
Jahre 1912 vorgenommen worden. Nach febr eingehender Prüfung 
der Derbültniffe bewilligte der damalige Breslauer Oberbürgermeifter 
Dr. Bender, als großer Baum- und Blumenliebhaber befannt, aus 
ben ihm zur Derfügung ſtehenden Mitteln ber Brade-Stiſtung ben 
für die Anſchaffung von zehn hochſtämmigen Obftbäumen unb fünf 
zehn Obftpyramiden erforderlichen Geldbetrag. 

. 


Aber die kirchlichen Derhältniffe in Ranfern während der letzten 
Jahrzehnte ift nur weniges zu berichten. Für bie Geſchichts⸗ (unb 
auch bie $amilien«)forfdjung ſpäterer Jahrzehnte ift höchſtens inter- 
effant, daß bie evangeliſchen Bewohner bes Gemeinde- unb des Gute: 
bezirks, einſchließlich bes Waldvorwerks, bie bis dahin zur Kirch⸗ 
gemeinde von St. Elifabeth gehört hatten, am 1. uli 1906 in die бг, 
löſer-Gemeinde zu Breslau umgepfarrt worden find, wobei бие 
gleich die Oberauſſicht über die Schule dem damaligen Paſtor Hiſcher 
übertragen wurde. 

Eine evangeliſche Kirche gab es in Ranſern ſelbſt nicht; es ſtand 
dort bis zum Jahre 1865 lediglich ein Glockenturm. Aber auch 
dieſer wurde in jenem Jahre das Opfer eines Brandes, bei dem auch 
die Glocke ſo ſchwer beſchädigt wurde, daß ſie nicht mehr verwendet 
werden konnte. Die Gemeinde ſcheint dieſen Derluft ſehr ſchmerzlich 
empfunden zu haben. Jedenfalls ift bekannt, daß fie bereits vor dem 
Weltkriege durch freiwillige Spenden 800 Mark für die Anſchaffung 
einer neuen Glocke aufgebracht hatte und daß fie, nachdem der Geld- 
wert durch die Inflation vernichtet worden war, im Jahre 1925 aber- 
mals einen Betrag von 620 RM. zuſammengeſammelt hatte, von bem 
ein neuer Glockenturm auf dem Transformatorenhaus aufgebaut wer- 
den follte. fingefidyte einer ſolchen Opferfreudigkeit berührt es pein- 
lich, daß der Magiſtrat, um eine Beihilfe angegangen, dieſe ver- 
weigert hat mit der Begründung, es fehle ihm dazu an verfüg⸗ 
baren Mitteln. Die Gemeinde hat bann die Koften für бист und 
Glocke allein tragen müffen. 


12. firmenpflege 
Die Organifation ber firmenpflege im allgemeinen unb in ländlichen 
Bezirken im beſonderen beruhte feit dem letzten Drittel des 19. Jahr- 
hunderts auf der durch das Geſetz über ben Unterftühungs- 
wohnfitz vom 6. Zuni 1870 gefdjaffenen Örundlage. In Ranſern 
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wurde demzufolge ein Armenpflegeverband gebildet, deſſen 
Statut am 6. juni 1871, genau ein Jahr nach der Verkündigung des 
90106065, von der Regierung beftätigt wurde. Das Statut hat іф, fo» 
viel 4) aus den Alten erſehen läßt, im allgemeinen gut bewährt und 
ſich der Zufriedenheit der Gemeinde und der betreuten Armen zu ег, 
freuen gehabt, nicht aber ober, wenigſtens, nicht in dem gleichen Maße 
derjenigen des Hutspächters, ber im November 1912 an den Magiſtrat 
den Antrag richtete, den Heſamtarmenverband (in ben der Hrmen⸗ 
pflegeverband umgewandelt worden war) aufzulöfen und die Fürſorge 
für die Outsarmen einem neu zu gründenden Öutsarmenverband zu 
übertragen. Fur Begründung führte der Pächter das Япшафјеп ber 
auf das Out entfallenen Armenkoften (von 144 Mark im Jahre 1901 
auf 520 Mark im Jahre 1911) an; er fand aber mit feiner Anregung 
beim Magiſtrat kein Entgegenkommen, јо daß er ſich veranlaßt fab, 
ben Plan fallen zu laffen. Eine grundſätzliche Anderung trat erſt im 
Jahre 1926 ein, als ber Magiſtrat eine „Ordnung für bie Untervertei⸗ 
lung ber Koften der bffentlidjen Armenpflege im Gutsbezirk Ranſern“ 
erließ, die u. a. beſtimmte, daß — ſoweit die hierfür vorgeſehenen 
40% der Fuweiſungen aus der Keichseinkommen- und Körperſchaft⸗ 
ſteuer nicht ausreichen follten — ſich alle realſteuerpflichtigen Be⸗ 
wohner des Gutsbezirks an der Aufbringung der Koſten der Armen» 
pflege zu beteiligen haben. 


Ein Teil der Ranferner Ortsarmen wurde im Armenhaus in 
geſchloſſene Pflege genommen. Dieſes der Gemeinde gehörige, 1894 
errichtete Hebäude ift nicht zu verwechſeln mit dem fogenannten 
„alten flemenhaus“, dem ehemaligen Lohgärtnerhaus, deſſen Eigen⸗ 
tümerin die Stadt war und das im November 1901 wegen Baufällig- 
keit für 20 Mark (!) an ben Amtsdiener Barthel in Ranfern auf fib: 
bruch verkauft worden iſt. 


Eine, wenn auch ſehr beſcheidene Wohlfahrtsſtiftung hat 
mehrere Jahrzehnte lang der Verwaltung des Gutes Ranfern unter 
ſtanden. Der am 20. juli 1863 verſtorbene Gutspächter Schöbel hatte 
letztwillig beſtimmt, daß ein Kapital von 100 Chalern beim Magiſtrat 
niederzulegen fei und daß die alljährlich anfallenden Finſen jeweils 
an feinem Codestage an die flemſten des Dorfes Ranſern zu vergeben 
feien. Durchſchnittlich find im Laufe der Jahre jedesmal vier Perſonen 
mit je 2,50 Mark aus dieſem „Schöbelſchen Legat“ bedacht worden, 
bis die alle Werte vernichtende Inflation der Sache ein Ende machte. 
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Unter bem 13. Februar 1951 findet ſich, offenbar nach mehrjährigen 
vergeblichen Warten auf eine mehr oder weniger erhebliche Auf- 
wertung, in den Akten der Vermerk: „Die Stiftung iſt als erloſchen 
anzuſehen, weil kein Kapital mehr vorhanden iſt.“ 


13. Seuerlöſchweſen 


zur Durchführung des Heuerlöfhwefens in Ranfern war ein 
Spritzenverband gebildet worden, der am 15. Oktober 1916 vom 
Magiſtrat ein Statut erhalten hat. Danach waren die Hnſchaffung und 
die Unterhaltung der Heuerjprige von dem Gutsbezirk und der Oe. 
meinde gemeinſam vorzunehmen, wie diefe ſich auch in die ſonſti⸗ 
gen Koſten, wie die Beſpannung ber Seuer[pri&e und des Waſſer⸗ 
wagens, zu teilen hatten. Der eigentliche Feuerlöſchdienſt wurde von 
der 1922 gegründeten Freiwilligen Feuerwehr ausgeübt, zu 
der 50 eingeſchriebene Mitglieder gehörten. Sie wurde zwar von dem 
Gutspächter und den Ranjerner Beſitzern und Arbeitern tatkräftig 
gefördert, doch erwies ſich infolge der verhältnismäßig hohen Auf- 
wendungen auch nur für die notwendigſten Ausrüftungsftüde dennoch 
eine einmalige ſtädtiſche Beihilſe als unvermeidlich. Sie iſt in Höhe 
von 3000 Mark auch bewilligt worden. Im übrigen hatte zu derſelben 
Zeit der Landkreis Breslau den Ankauf einer Motorſpritze ins Auge 
gefaßt, den er dann ſpäter auch durchgeführt hat. Dadurch blieb die 
Freiwillige Feuerwehr in Ranſern von noch weitergehenden Ausgaben 
verſchont; fie konnte fic für die Fukunſt auf die Beſchaffung von Хо» 
tern, Haken, Kleidung, Handwerkszeug иш. befdyrünfen. 

Auf große Schwierigkeiten ſtießen bie Bemühungen ber Stadt, eine 
ausreichende Wafferverforgung für deuerlöſchzwecke ſicher⸗ 
zuſtellen. Vorübergehend beſtand bie Abficht, den Dorfteich in hierzu 
geeigneter Weife herzurichten; das hätte aber allzu hohe Koſten ver⸗ 
urſacht. Dann tauchte der Plan auf, den in der Nähe der Schäferei 
vorbeiführenden Hauptentwäſſerungsgraben für dieſe Fwecke nutzbar 
zu machen. Endlich fand man einen Ausweg derart, daß man einmal 
in bem ſogenannten Kirchhofsloche am Weſtausgang des Dorfes einen 
Saugſchacht anlegte und zum andern die Wegſtrecke von der Dorf- 
саре am Oſtausgange bis zur Schäferei pflaftern ließ, um ſo mit der 
deuerſpritze möglichſt nah an den Entwäſſerungsgraben heranfahren 
zu können und dadurch die Waſſerentnahme zu erleichtern. 

. 
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Wir find am Ende des erſten fbjdjnittes unſeres Berichtes ап; 
gelangt, ber bie neuere Geſchichte Ranſerns umfaßt. Iſt fie auch nicht 
gekennzeichnet durch Ereigniſſe von irgendwelcher bejonders großen 
Bedeutung, [о glauben wir doch, gezeigt zu haben, daß Krieg, Херо» 
lution und Geldentwertung, die dem größten Geil jener Feit das бог 
prüge gegeben haben, mit ihren $olgen von Not, Elend und vielfacher 
Sorge auch an dem Gute Ranfern und feinen Bewohnern nicht ſpur⸗ 
los vorübergegangen ſind und auf der anderen Seite, daß neben 
mancher 2Inentfdjloffenbeit, Unficherheit und der von uns mehrfach 
angemerkten falſchen „Sparſamkeit“ ſich doch immer wieder Fl n f û $ ¢ 
zuneuem Schaffen auch in diefen Jahren gezeigt haben, die zu- 
ſammenzufaſſen und ber Geſamtheit nutzbar zu machen die neue 
Staatsführung ſich zum Ziele geſetzt hat. 


C. Geſchichte der Vorstädte, Vororte und Finsdörſer feit 1898 


Entſprechend der von Wendt in ſeinem „Amt Ranſern“ vertretenen 
Auffaffung, daß die eingemeindeten Vororte und Vorſtädte nicht in der 
Landgütergeſchichte, ſondern in ber Geſchichte des ſtädtiſchen Srunde 
eigentums zu behandeln find, haben wir es in dieſem fbſchnitt nur 
mit denjenigen von ihnen zu tun, die bis zum Jahre 1898 noch п icht 
eingemeindet waren. Es ſind das die Gemeinde und der Gutsbezirk 
Morgenau (erworben — als Beſtandteil von Scheitnig — im 
Jahre 1318, als eigenes Dorf angelegt 1677, eingemeindet 1904) und 
das Rittergut ріс] фат (erworben 1905, eingemeindet 1928). 


1. Morgenau 


Don Morgenau ift aus den Jahren bis zur Eingemeindung nur 
weniges zu berichten. Ein Teil ber Wieſen, Öräfereien unb Hutungen 
im Umfange von rb. 14 Hektar war bis zum 31. März 1899 an einen 
ortsanfäffigen Maurermeiſter für 605,41 Mark jährlich verpachtet ge: 
weſen. Wegen der Geringfügigkeit des Betrages und weil eine flus⸗ 
ſchreibung ein Meiftgebot von gar nur 120 Mark ergab, wurde auch 
dieſer бой ber Marſtallverwaltung, die Bedarf ап freien 
Flächen zur Meliorifierung und zur landwietſchaftlichen Gelbſtnutzung 
hatte, zu dem von ihr bereits bewirtfchafteten Gelände dazu über⸗ 
wieſen. Яп den Deichen find verjdjiebene Jerbefferungen vor. 
genommen worden, um die Ohlauer Vorſtadt vor Aberſchwemmungen 
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durch bie Ohlehochwäſſer zu ſchützen. Leider konnten dieje Arbeiten 
aber nicht in dem Umfange durchgeführt werden, wie es fachlich not. 
wendig geweſen wäre, weil der Beſitzer von 500115 durch Anträge 
an den Bezirksausſchuß und Beſchwerden an den Miniſter ihren 
Fortgang zu ſtören wußte. Er berief ſich darauf, daß der von der 
Stadt erſtrebte Ausbau des Hlügel- unb des Polderdammes zu einer 
Aberflutung ber jebli&er Wieſen und damit zu einer Schädigung 
ſeines Beſitztums führen mußte und erreichte damit zum mindeſten 
eine Verzögerung ber an und für ſich im öffentlichen Intereſſe liegen. 
den, dringenden Sicherungsmaßnahmen. Dieſer Streit und ber von 
bem Gegner der Stadt geführte Abwehrkampf haben gu einer jd nele 
leren Zerftörung des Polderdammes und feines Dorlanbes beigetragen, 
als es ſonſt wohl der Hall geweſen wäre. Das Hochwaſſer des Jahres 
1903 hat ja, wie ſchon in der allgemeinen Aberſicht bemerkt, gerade 
auf Morgenauer Gebiet zu recht weitgehenden Verheerungen geführt, 
den Deich überflutet, an vielen Stellen ausgeſpült und hinter dem 
Wappenhof auf 16 Meter Länge und 1,8 Meter Tiefe durchbrochen 
und dadurch, zuſätzlich der flusbeſſerungsarbeiten am rechtsſeitigen 
Ohleufer am Wolfswinkeler &auffteg, Koſten von insgeſamt rd. 6 600 
Mark verurſacht. 


Durch Geſetz vom 20. Mai 1904 find Landgemeinde und Gutsbezirk 
Morgenau — zugleich mit den Hemeinden Herdain und Dürrgoy und 
dem Gutsbezirk Leerbeutel — mit Wirkung vom 1. pril 1904 vom 
Landkreis Breslau abgetrennt und mit bem Stadtkreiſe 
Breslau vereinigt worden. Die Eingemeindung erfolgte auf 
Beſchluß der beteiligten Oemeinde-Körperſchaften unter Befürwortung 
der Provinzialbehörden. Die juffimmung des Landkreiſes indes 
ließ lange auf ſich warten; fie konnte erſt nach ſchwierigen Berhand— 
lungen, in denen ſich die Stadt Breslau ſehr nachgiebig verhielt, ere 
reicht und erſt damit und mit der Verkündigung des Geſetzes ein den 
tatſächlichen Berhältniſſen ſchon längft entſprechender Zuftand auch 
geſetzlich feftgelegt werden. { 

Zur Zeit der Eingemeindung bedurften beſonders dringend der 
Serbefferung bie £ntwüfferungsanlagen in Morgenau, јог 
weit man die bisher vorhandenen überhaupt ale foldje bezeichnen 
konnte. Sie beftanben nämlich lediglich aus offenen Gräben, bie über 
die Wieſen hinwegführten und in die Ohle mündeten. Bei dem ſehr 
geringen Gefälle blieb natürlich das Waſſer vielfach ſtehen, wodurch 
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es, namentlich im Sommer, zu höchſt unangenehmen und wohl auch 
geſundheitsſchädlichen Ausdünstungen kam. Hier mußte in erſter 
Reihe für Abhilfe geſorgt werden; kein Wunder daher, daß der Ma- 
giſtrat als erſte Vorlage des Jahres 1905 den Stadtverordneten einen 
fintrag zuleitete, wonach Morgenau (Herdain unb Dürrgoy) in ben 
bebauten Straßen mit Ranalifation verſehen und für dieſen 
zweck — allein für Morgenau — 13000 Mark bereitgeſtellt werden 
ſollten. Freilich, die Arbeiten haben ſich dann in die Länge gezogen. 
Erſt im Jahre 1907 wurden fie fertiggeftellt. Trotzdem aber handelte 
es ſich hierbei um die erſte Maßnahme im neuen Stadtgebiet. Es 
folgte in den Jahren 1906/07 bie Feſtſetzung von Sludtlinien- 
plänen, 1907 der Neubau bes Pumpwerks und endlich — 1927 
- die Verlängerung der Straßenbahn bis zu ben Schleſierſälen, 
damals Lunapark genannt. 

Im übrigen iſt Morgenau, zufammen mit Schwentnig und dem 
eigens für dieſen zweck erworbenen Rittergut Pirſcham, in den Jahren 
nach 1904 in die der ſtädtiſchen Orunbma[ferverforgung 
dienende Anlage einbezogen worden, von der weiter unten zu ſprechen 
ſein wird. 


2. pirjdjam 


Pirſcham, das in älteren Urkunden auch als Birſcham, Pirnfen, 
Bergan, Borefen uſw., ferner als Czupernik, Schuparſitz, Jauernig 
und Fepernigk bezeichnet wird, hat ehedem den Kreuzherren 
vom St. Matthiasſtift in Breslau gehört. Es war urſprünglich 
ein Vorwerk, das als Küchen-[Milch-Jgut benutzt unb lange Zeit ип, 
mittelbar vom Stift verwaltet worden ЇЇ. Es grenzte an Ottwitz, 
Schwentnig, Klein-Tſchanſch (jetzt: Ohlewieſen), das Weiße Vorwerk 
und Fedlitz, mit dem es vermutlich bis zur Mitte des 18. Jahrhunderts 
vereinigt geweſen iſt. Seine Lage zwiſchen Oder und Ohle — die 
ſchützenden Dämme fehlten in alter zeit — fetten es vielſachen Aber⸗ 
ſchwemmungen aus, was ihm den ſcherzhaften Beinamen eines 
„Waflerklitſche!s“ eingetragen hat. 

Später ift Pieſcham vorübergehend in weltliche Hände über. 
gegangen. 1374 hat es einem Stasko, genannt Floderus von 
Byczanow, gehört. 1433 befindet es ſich im Beſitz der Zenkwitz⸗ 
[djen Erben, bie es 1444 aufgeteilt unb fo verkauft haben. Bald паф; 
einander hat das Hut dann noch einige weitere Male den Beſitzer 
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gewechſelt, bis das Matthiasftift es im Jahre 1492 zurüderwirbt 
unb bis zur байшаг ай оп in feinem Beſitz behält. 


Das alte Luſtſchlöffel, in dem ſich ein ад дог баа! mit 
Kuppel, umgeben von vier Fimmern und einer Kapelle, befunden und 
bas іф teilweife noch bis zum Beginn des 20. Jahrhunderts erhalten 
hat, ift im Jahre 1702 errichtet worden. Es trug einen turmartigen 
Aufbau und barg in feinem Innern eine Schankſtube, in der bie be: 
rühmte „Nelke“ verabreicht wurde, ein Likör, ber auch heute noch 
eine Beſonderheit von Pirſcham darftellt. 


Die Wirtſchaftsgebäude waren zu jener Zeit aus Fachwerk, 
mit Schindeln oder Stroh gedeckt. Eine Abbildung der ganzen An⸗ 
lage findet ſich in Werners Copographie von Schleſien, die übri⸗ 
gens noch ein zweites, kleineres Luſtſchlößchen, eine Art von ра 
ооп, verzeichnet. Die heute nicht mehr vorhandene Ziegelei ift 
1767 erbaut worden. Sie hat 1788 gelegentlich ber Grenzfſeſtſetzung 
zwiſchen Pirſcham unb ben dem Dinzenzftift gehörenden Gütern Otte 
witz und Zedlitz eine Verbindung auf bem Waſſerwege nach ber аг; 
garethenmühle erhalten. Es wurde nämlich, um die fertigen Ziegel 
leichter fortſchaffen zu können, ein breiter und tiefer Graben aus» 
gehoben, der von der Ziegelei aus nach dem See, ber ſogenannten 
Schwarzen Ohle, und weiter nach ber freien Ohle führte. 1795 шиг, 
den die Pächterwohnung (jpäter Reftauration) und das Geſindehaus 
in maffiver Bauweiſe neu errichtet und zugleich auch für die beſſere 
Unterbringung der Файе aus der Stadt geſorgt, die, angelockt durch 
ben Fiſchreichtum der Schwarzen Ohle, gern nach Pirſcham heraus» 
kamen. , 


Im Jahre 1799 fetten bie erften Arbeiten gur Ohleregulie⸗ 
rung ein. Sie begannen an der Stadtgrenze und erſtreckten ſich 
bis nach dem Bardunevorwerk bei Merzdorf, allein auf Stiftsgebiet 
drei Meilen weit. (Saft 2% Jahrhunderte früher waren bereits febr 
umfaffende Regulierungsarbeiten vorgenommen worden, und zwar 
als 1552 bie Oder ihren Lauf änderte und ſich durch den Ruhgraben 
auf Ottwitzer Gebiet und einen Kanal auf Schwentnig zu ein neues 
Bett ſchuf. Dieſer Kanal ift dann im Jahre 1800 neu ausgeworfen 
worden.) 1788 wurde an der Oder eine große Schleuſe gebaut, 
in deren Koſten ſich Pirſcham und Ottwitz teilten. 
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Aus Pirſchams und inebefonbere des „kleinen und elenden 
Kaffeehauſes“ neuerer Geſchichte erzählt ein ungenannter ог, 
faffer in der Breslauer Zeitung einige recht erbauliche Anekdoten, für 
deren Richtigkeit wir allerdings ihm ſelbſt die Verantwortung über- 
laſſen müffen. So berichtet er, eine Gruppe von Maifahrern habe 
ſich um die Wende vom 19. zum 20. Jahrhundert bitter darüber be⸗ 
ſchwert, daß fie ftatt des erhofften Kaffees und Kuchens zu früher 
Morgenſtunde nur verſchloſſene Türen vorgefunden habe und daß das 
nach ausdauerndem Klopfen und Randalieren endlich aus dem Schlaf 
gemedte Haſtwirtsehepaar darüber gemurrt habe, weil die zudring⸗ 
lichen Breslauer ihm bei бад und Nacht keine Ruhe ließen. Ein 
anderes Mal foll eine Ausflüglerfhar nach langem Warten ſtatt der 
beſtellten ſieben nur zwei Portionen Wellwurſt bekommen haben, 
weil, wie die Wirtin erklart habe, im Tiegel zu gleicher Zeit immer 
nur eine Portion Platz habe und weil die Zubereitung aller fieben 
Portionen nach dieſer Methode doch wohl etwas allzuviel Zeit be- 
anſprucht hätte. 

Das iſt nun alles anders und beſſer geworden, vor allem, nachdem 
im Jahre 1905 auf bem Gaſthausgrundſtück ein neues Wirtſchafts⸗ 
gebäude und eine Kegelbahn erbaut, das Kaffeehaus und 
feine Umgebung nach und nach einer durchgreifenden Neugeſtaltung 
unterzogen worden waren und endlich, im Jahre 1912, das Kaffee- 
haus elektriſche Beleuchtung erhalten hat. 


Der Ankauf von Pirfham durch die Stadt ift ganz und gar 
unter bem Geſichtspunkt ber Wafſerverſorgung erfolgt. Зепп; 
zeichnend iſt hierfür, daß der Magiſtrat in einer Vorlage vom 
16. Mai 1908 bei ber Stadtverordneten-Verſammlung zugleich die 
zuſtimmung zum Erwerbe von pirſcham und zur Verlegung der 
Orundwaſſer-Druckrohrleitung beantragt hat und daß bie anfangs 
widerſtrebenden Stadtverordneten auch wieder nur durch den Hin— 
weis auf den unbedingt erforderlichen Ausbau der Waſſerverſor— 
gungsanlage für den Ankauf des Gutes gewonnen werden konnten. 
Hatte nämlich einige Jahre vorher noch die Abſicht beftanben, bie 
Druckrohrleitung zwiſchen der Betriebsanlage in Schwentnig und 
bem Waſſerwerk am Weidendamm über Klein-Tſchanſch, die Ohlauer 
Kunſtſtraße, die Kloſterſtraße, die verlängerte Löſchſtraße über die 
Ohle hinweg nach dem Weidendamm zu führen, ſo war dieſer Plan 
aus techniſchen und finanziellen Gründen fallen gelaſſen worden zu— 
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gunften eines neuen Entwurfs, ber den Einbau der Robrleitung 
durch ben Dirjdjamer Polder unter der Straße nach Breslau durch 
ğedli unb Morgenau nach bem Waſſerwerk vorſah. Hier aber ergab 
ſich eine unvorhergeſehene Schwierigkeit, indem der Beſitzer von 
pirfdjam ſich ebenfo ſtrikt wie erfolgreich weigerte, bie Rohrführung 
durch den Polder zu geftatten. Die Folge war zunächſt bie flus: 
arbeitung eines dritten Projekts, das eine Umgehung des Polders 
vorſah, und bann, als ſich dieſe Löfung bei näherer Prüfung als un: 
möglich erwies unb man unter diefen umſtänden doch wieder auf das 
- inzwiſchen neu bearbeitete — zweite Projekt zurückgreiſen mußte, 
der Ankauf des reichlich 98 Hektar großen Gutes Pirſcham zum Preife 
von 310000 Mark. 


Alsbald nach dem finfauf wurden die Waſſerverſorgungsarbeiten 
mit Nachdruck in Angriff genommen, mit dem Erfolge, daß bereits 
am 25. Dezember 1904 das erſte Hrundwaſſer der Stadt und ihren 
Abnehmern zugeführt, am 1. Januar 1905 die Betriebsanlage in 
Schwentnig von der Verwaltung ber Waſſerwerke übernommen, am 
12. November 1908 zum erſten Male Pirſchamer Waſſer nach dem 
Riefler am Weidendamm gedrückt und von hier aus in das Stadt- 
rohenetz geleitet werden konnte. 


Trotzdem, јо glatt und reibungslos, wie es hiernach ben finjdjein 
haben könnte, hat ſich die Entwicklung der Waſſerverſorgung Bros 
laus nicht vollzogen. Brachte [djon das Oderhochwaſſer vom 
Juli 1905 mit den vielfachen Beſchädigungen an Deichen, Bauwerken, 
Straßen und Gräben manche Anordnung in den im Aufbau begrif- 
fenen Betrieb, јо waren bie Solgen bes Ohlehochwaſſers vom März 
1906 ungleich ſchwerer, vor allem wegen des Mangane inbruchs 
in die Rohrbrunnen der III. und hernach auch der II. бајјипдѕ, 
gruppe. Für bie Wiederherſtellungsarbeiten und teilweiſe notwendig 
gewordenen Neubauten mußten ſehr erhebliche Mittel aufgewendet, 
die Grundwaſſerverſorgung, mit der man an ſich feit dem Jahre 1904 
recht gute Erfahrungen gemacht hatte, mußte neuerdings faſt völlig 
eingeftellt werden. Bis in das Jahr 1914 hinein haben іф die Яг» 
beiten zur Wiederaufnahme des Betriebes hingezogen, und vielleicht 
wären fie auch dann noch nicht fertig geworden, wenn der Militär- 
befehlshaber zu Beginn des Krieges nicht an den Magistrat das Ser» 
langen gerichtet hätte, ſchleunigſt alle Vorkehrungen zur ausſchließ⸗ 
lichen Berſorgung der Stadt mit Grundwaſſer zu treffen. Der Erfolg 
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ift dann nicht ausgeblieben: Im Verwaltungsbericht für 1913/19 wird 
erwähnt, daß bie Bejchaffenheit des Waſſers von ber Nebenſtelle des 
Chemiſchen Unterſuchungsamtes im Waſſerwerk ftändig geprüft 
worden und daß das Ergebnis dieſer — bakteriologiſchen und chemi’ 
ſchen — Prüfungen als zufriedenſtellend zu bezeichnen ſei. 

Außer von den Aberſchwemmungen von 1903 und 1906 ift Pire 
ſcham auch noch von dem Oderhochwaſſer von 1915 heimgeſucht 
worden, unter dem vor allem die Gebäude und ganz bejonders das 
Kaſſeehaus ſchwer zu leiden gehabt haben. Dazu wollte es das An- 
glück, daß die Ausbefferungsarbeiten wegen des Material- und Яг, 
beitermangels während des Krieges nur unvollſtändig durchgeführt 
werden konnten und daß im Spätſommer 1905 abermals ein größeres 
Hochwaſſer eintrat, das die Schäden noch weſentlich erweiterte. бо 
bot der altbeliebte Ausflugsort bis zum Jahre 1919 einen recht trüben 
Anblick dar; erſt in dieſem Jahre konnten die notwendigen бг, 
neuerungen vorgenommen werden. 

Neben der endgültigen Ordnung der Crinkwaſſerverſorgung haben 
die Breslauer dem Ankauf von Pirſcham mittelbar noch eine andere 
finlage zu verdanken, die gleichfalls, wenn auch in ganz anderer 
Weife, dem Volkswohl und ber Volksgeſundheit dient: Den © ftp a rE. 
Freilich, der eigentliche Park umfaßt hauptſächlich das Gebiet um die 
finopfmühle herum, aber ohne den Ainfhluß an Pirſcham wäre er 
nicht das geworden, was er werden ſollte unb heute auch ift, — eine 
Erholungsſtätte für die Bewohner der Oftftadt, wie fie ſchöner kaum 
gedacht werden kann. Die Herrichtung ift in den Jahren 1927 - 1980 
in 112000 Cagewerken als Notſtandsmaßnahme durchgeführt шог» 
ben. Die Beihilfe der Stadt hat rb. 450000 RM. betragen. 


3. Die Finsdörſer 


Seit Aufhebung ber gutsherrlichen Rechte gehörten der Stadt in 
den ehemaligen Finsdörſern des früheren flmtes Ranfern (рате; 
dorf unb Klein-Nädlitz im Kreiſe Breslau, Krampitz, Xie» 
der-Cſchammendorf unb Zenkwitz im Kreiſe Neumarkt, 
Michelwitz im Kreiſe Strehlen unb Haaſenau im Kreiſe Erebe 
ni) nur noch die Dorfauen, da nach dem ſchleſiſchen Recht die 
dem allgemeinen Beſten dienenden Gemarkungsanteile — Dorfanger, 
Dorfteich, Wege, Slüffe uſw. — nicht in den Beſitz der Dorfgemeinden 
übergingen, ſondern Eigentum bes Öutsherrn blieben. Hierbei 
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iff ber lanbláufige Begriff des „Eigentums“, ben man gewohnt ift, 
mit irgendeinem Gewinn oder Vorteil in Verbindung zu bringen, 
vielfach in fein Gegenteil verkehrt worden, indem nämlich der јо, 
genannte „Gutsbeſitzer“ (ber tatſächlich gar kein Gut beſaß] ver- 
pflichtet war, gewiſſe Beiträge zu den Schullaſten aufzubringen, 
Wege auszubeſſern, den etwa vorhandenen Dorſteich zu ſchlämmen 
иш. ufm., јо daß es vielfach dazu kam, daß die Ausgaben für dieſes 
„Eigentum“ die daraus erzielten Einnahmen bei weitem überſtiegen. 
Derftändlid daher, daß die Stadt, auch um der umftändlichen 
Etatierung willen, bemüht war, dieſen mit keinerlei Nutzen für ſie 
verbundenen „Beſitz“ [o bald wie möglich abzuſtoßen. Sie ging dabei 
von der Anſicht aus, daß die Gemeinden ein gewiſſes Intereſſe an 
ihren Auen haben follten, weil fie ſich im allgemeinen ſehr gut zur 
Anlage von Schmuck-, Spiel- oder Turnplätzen eigneten, nach denen 
die Nachfrage um die Wende des 19. Jahrhunderts ſtark zugenommen 
hatte. Infolgedeſſen lehnte der Magiftrat Anträge auf Verkauf ber 
Ниеп in private Hand bis auf weiteres grundſätzlich ab; er bot fie 
vielmehr im Jahre 1901 den Gemeinden im Ganzen zum Kauf an. 
Funächſt blieb, ſoweit die ſtädtiſchen Finsdörfer in Frage kamen, der 
Erfolg aus. Lediglich die Öemeinde Sambowitz erwarb im April 
1901 das bem Hofpital zum Heiligen Grabe gehörige, nur noch aus 
ber Dorfaue beſtehende Gut Gam bo wi, wobei der auf 62,40 
Mark (1) feſtgeſetzte Kaufpreis durch bie Abernahme der Schullaſten 
von 1,95 Mark jähelich für abgegolten erklärt wurde. Die übrigen 
Ortsauen, die ſich im Beſitz der Stadt befanden, ſind erſt ſehr viel 
[püter den Gemeinden übereignet worden: Krampitz im Jahre 
1919, zenkwitz und Michelwitz 1925, KRlein-Nädlit 1926. 
Eine Ausnahme bildete die Dorfaue in Tſchammendorf, bie im 
Jahre 1995 von bem Gutsbeſitzer Wilhelm Scholz erworben worden 
ift. Der Magiſtrat begründete dieſe Abweichung von feinem Grundſatz 
damit, daß er ſich wiederholt, aber vergeblich, bemüht hatte, die Aue 
an die Gemeinde zu veräußern und daß ihm ſchließlich nichts anderes 
übrig geblieben fei, als fie an einen Privatmann zu verkaufen. 


Nach ber Auflöfung des Gutsbezirkes Ranfern und deffen Dere 
einigung mit dem Gemeindebezirk wurde die dortige Dorfaue von ber 
Gemeinde benutzt. Der Berſuch des Magiſtrats, auch fie in den Defi 
der Gemeinde zu überführen und dadurch klare Rechtsverhältniſſe zu 

баеп, ift bisher geſcheitert. ‚ 
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Nachtrag (1955—1956) 


Hiermit könnten wir unſere Darſtellung, die zunächſt nur ben Zeit- 
raum von 1898— 1932 umfafjen und urſprünglich auch nur in dieſem 
Umfange veröffentlicht werden ſollte, beenden, hätte іф die Drude 
legung nicht verzögert und hätte ſich daraus nicht die Notwendigkeit 
eines Nachtrages ergeben. Wir können uns aber kurz faffen, und das 
um jo mehr, als grundſätzliche finderungen in der Verwaltung der 
Güter feither nicht eingetreten find und viele der in Angriff genome 
menen Maßnahmen ſich erſt in einem Finfangs- oder Entwicklungs⸗ 
ſtadium befinden und dadurch naturgemäß ſich noch nicht im vollen 
Umfange auswirken können. 


Das wichtigſte Ereignis ift wohl die Durchführung der Ran ae 
lifation in Oswitz, an bie das ganze ehemalige Dorf und Gut 
Oswitz angeſchloſſen wurde. Das in Schlammbecken vorgeklärte Wal ⸗ 
fer wird in je ſechsſtündiger Berieſelung von einem Bodenfilter auf. 
genommen, der jeweils vier Selber bedient, јо daß die erſten Geile 
des Filters alle 24 Stunden wieder mit Waſſer beſchickt werden kön⸗ 
пеп. би zeiten beſonders ſtarker Regengüſſe hat dieſes Filter auch die 
überſchüſſigen Waſſermengen aufzunehmen, zu klären und damit die 
anderen $ilter zu entlaften. би der Anlage gehört eine eigene фитр, 
ſtation auf den Riefelfeldern. 


Im Herbſt 1956 ift in Oswitz mit bem Bau eines neuen Liege- 
hafens im Odervorland begonnen worden. Mit feiner Sertigftellung 
ift im Herbſt 1958 zu rechnen. Er dient zur Gicherftellung ber Oder- 
kähne während der Schiffahrtsunterbrechung im Winter. Das zum 
Ausbau erforderliche Land befand ſich zum größten Geil in den 
Händen von Kleinbeſitzern. Soweit es іф dabei um Landwirte 
handelte, hat man fie durch ſtädtiſches Naturland auf Oswitzer Ge, 
biet entſchädigt. Ferner hat bie ſtädtiſche Hutsverwaltung ein weiteres, 
etwa 10 Hektar großes Landſtück zwiſchen ben Bahngleifen und ber 
Dorflage 96015, nördlich der nach Breslau führenden Вип гар, 
zur Anlegung von Dauer⸗-GSchrebergärten abgetreten. 


Das Gut Ranfern hat im Jahre 1936 einen neuen Kartoffel» 
filo mit Faſſungsraum für 2000 Fentner erhalten und endlich find 
in Ranfern und in Oswitz die dort vorhandenen Landarbeiter⸗ 
wohnungen ausgebaut und erheblich verbeſſert worden. 
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Der in ben vorhergegangenen Jahren immer wieder aufgenome 
mene Plan, das ſtädtiſche Out f obelnid gegen den ſtaatlichen бог) 
teil ber Strachate auszutauſchen, ift in neuefter Zeit end» 
gültig fallen gelaffen worden. Ein einfacher Beſitzwechſel (ohne eine 
namhafte Barzuzahlung des Staates] konnte ja auch gar nicht in 
Stage kommen, wollte man nicht eine erhebliche materielle Schädigung 
der Stadt mit in Kauf nehmen. Umfaßt doch Kobelnid über 2000 
Morgen Forſt und 500 Morgen Öutsland, ber zum Austaujd vor» 
geſehene Staatliche Anteil an der Otradjate aber nur etwa 600 Mor- 
gen. Dafür hat aber die Stadt Breslau im Jahre 1955 einen ап, 
deren, nicht dem Staat, ſondern der Oderſtrombauverwal⸗ 
tung gehörigen, rd. 65 Hektar großen Geil der Strachate erworben, 
und zwar in der Weiſe, daß ein Betrag von rb. 80000 RM., den 
die Oderſtrombauverwaltung der Stadt ſchuldete, auf dieſes Forſt⸗ 
ſtück verrechnet wurde. 


Im übrigen wird die Bewirtſchaftung ber ſtädtiſchen Gorften 
einheitlich von der Forſtverwaltung wahrgenommen. Das gilt 
auch für den im Beſitz der Hartenverwaltung befindlichen Raffel 
witzer Wald. 
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